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Kurzum | von Stefan Stache

û  Stefan Stache ist Chefredakteur 
der spw und lebt in Hannover.

Foto: © Thilo Nass

Europa ist die Antwort. Ähnlich wie dieser 
Slogan klingen viele symbolische und diskur-
sive Botschaften aus der SPD: freundlich, glatt 
und wenig schmerzhaft. Symptome einer Kom-
munikationsstrategie die scheinbar unideolo-
gisch „die Mitte“ nicht verschrecken will, die 
doch nicht zu viel Zuspitzung möge. Positionen 
werden im Zweifel abgeschliffen, grundlegende 
gesellschaftliche Reformentwürfe besser zu-
rückgestellt. Sollte es nicht vielmehr um eine 
angemessene politische Polarisierung entlang 
der gesellschaftspolitischen Lager� gehen, um 
möglichst viele teilhaben zu lassen und poli-
tisch zu mobilisieren? Stattdessen stehen Mar-
keting, Flexibilität und Anschlussfähigkeit im 
Vordergrund. 

Kurzum:  In einer Phase mehrfacher sozi-
aler und ökologischer Krisen sowie der Rück-
kehr sozialer Bewegungen und Proteste läuft 
jene Ideologie und Sprache von der Mitte an 
den demokratischen Dynamiken und Bedürf-
nissen vorbei.

Es waren Unternehmen der New Econo-
my um die Jahrtausendwende, die Gerhard 
Schröder und Tony Blair faszinierten. Politik 
und deren Kommunikation sollten medial fle-
xibel auf eine angebliche Neue Mitte jenseits 
der Klassenmilieus ausgerichtet sein, die eine 
Politik jenseits von links und rechts wünsche. 
Parallel zu der neoliberalen Verschiebung des 
politischen Spektrums vollzog sich eine gewisse 
Modernisierung im Stil der politischen Eliten 
und Führungskader, die dialogorientierter und 
dynamischer auftraten. An den Hierarchien 
des Chefprinzips änderte dies nichts. Zentrale 
Entscheidungen wurden von oben durchge-
setzt. Kurzfristige mediale Aufmerksamkeit 
verdrängte langfristige politische Strategien. 
Die Logiken der Politikmanager und Macher� 
prägten nach der Basta-Politik Schröders und 
Münteferings die politische Kultur vor allem der 
Bundespartei. Grundlegende Kritik oder abwei-

�	 Michael Vester, Peter von Oertzen, Heiko Geiling, Thomas Hermann, Dag-
mar Müller (2001): Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel 
– Zwischen Integration und Ausgrenzung, Frankfurt am Main.

�	 Michael Vester (2001) Milieus und soziale Gerechtigkeit, in: Karl-Rudolf Kor-
te, Werner Weidenfeld (Hg.): Deutschland-TrendBuch, Opladen 160-171.

chendes Abstimmungsverhalten galt nicht nur 
in der rechten Strömung zunehmend als unpro-
fessionell oder nicht teamfähig und wurde von 
den maßgeblichen regierungsnahen Netzwer-
ken sanktioniert. Solche Mechanismen förder-
ten Loyalität und hierarchiegebundenere, kon-
formere Einstellungen und Karrierewege.� Im 
Auftreten lockerer, digitaler und zugänglicher 
wird die Logik des Politikmanagements heute 
– und dies ist das Entscheidende – kaum mehr 
hinterfragt. Sie erscheint als vermeintlich einzig 
rationale Form politischer Professionalität und 
Demokratie. Dialogveranstaltungen, Debatten-
camps, digitale Kampagnen oder freundliche 
Zustimmung werden als taktische Manöver 
wahrgenommen, wenn sie unverbindlich blei-
ben und nur der Kommunikation von oben die-
nen. „Trotz Beifall und Zustimmung von allen 
Seiten passiert bisher auf der politischen Ebene 
nichts. Sie gehen weder auf unsere Forderungen 
ein noch tun sie etwas, um den Klimawandel zu 
stoppen“�, kritisiert etwa ein Schüler der friday’s 
for future.

Kurzum:  Linke Erneuerung der SPD würde 
auch bedeuten, Machtmechanismen wieder in 
Frage zu stellen und das politische Feld demo-
kratisch zu öffnen.	 ó

�	 Max Reinhardt (2011): Aufstieg und Krise der SPD. Flügel und Repräsentan-
ten einer pluralistischen Volkspartei, Baden-Baden..

�	 http://www.taz.de/!5583928/.
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Chance verpasst:  
Dieses Urheberrecht bleibt in der Vergangenheit stecken1

von Markus Beckedahl�

Die Reform des EU-Urheberrechts bietet 
falsche Antworten für eine veränderte digitale 
Welt. Sie zementiert stattdessen die Rechte von 
großen Verwertern und nur einem kleinen Teil 
der Urheber. Trotzdem werden wir mit diesen 
Regeln über Jahre leben müssen. 

Der 26.03.2019 war kein guter Tag für die 
europäische Netzöffentlichkeit. Das EU-Parla-
ment hat an diesem Tag für die Urheberrechts-
reform gestimmt und damit das Urheberrecht 
mit seinen alten Instrumenten aus einer alten 
Welt wohl für die kommenden zwanzig Jahre 
einbetoniert. Diese Entscheidung wurde am 
15.04.2019 im Ministerrat – auch mit der Stim-
me Deutschlands – bestätigt.

Dabei sollten wir uns eigentlich freuen: Wir 
sind Urheber, wir sind Verleger und laut den 
Verbänden, die uns vertreten, sollten jetzt gol-
dene Zeiten für uns anbrechen. Das Geld von 
Google und Co. wird nur so zu uns fließen! Al-
lerdings bezweifle ich, dass uns diese Reform 
mehr Geld einbringen wird. Und selbst wenn, 
die Kollateralschäden für eine demokratische 
Netzöffentlichkeit sind viel größer als den 
Befürwortern dieser Reform mit ihrem Tun-
nelblick auf wirtschaftliche Eigeninteressen be-
wusst sein dürfte.

�	 Der Artikel erschien zuerst auf netzpolitik.org: https://netzpolitik.org/2019/
chance-verpasst-dieses-urheberrecht-bleibt-in-der-vergangenheit-stecken/. 
Wir danken für die freundliche Genehmigung zum Abdruck.

Von dieser Reform profitiert nur ein Teil der 
Urheber. Vor allem Komponisten und GEMA-
Mitglieder wurden immer wieder als Prota-
gonisten in zahlreichen Interviews nach vorne 
gestellt. Sie beschwerten sich darüber, dass ihre 
Songs bei YouTube zu finden sind, damit Geld 
verdient wird und bei ihnen kaum etwas davon 
ankommt. Ja, sie haben einen Punkt und ich 
gönne es ihnen, wenn sie zukünftig für ihre krea-
tive Arbeit mehr Geld bekommen. Aber sie sind 
nur eine kleine Gruppe, eine aus der alten Zeit. 
Zu ihnen gesellen sich viele neue professionelle 
Urheber, etwa YouTuber. Mehr noch: So gut wie 
jeder von uns ist mit seinem Smartphone schon 
zum publizierenden Urheber geworden.

Die alten Medien haben sich durchgesetzt

Alte und reformunfähige Verwertungsgesell-
schaften verfügen weiterhin über die Deutungs-
hoheit, obwohl weite Teile der neuen Urheber 
in diesen aus vielen Gründen keine Heimat 
finden werden. Kein Wunder, dass hier massive 
Konflikte entstehen, zwischen neuen und alten 
Verwertungsformen, zwischen denen, die das 
Internet in ihre Verwertungsstrategie eingebun-
den haben und denjenigen, die hoffen, dass die 
alte Welt weiterläuft wie bisher.

Viele freie Journalisten, darunter die Frei-
schreiber als Bundesverband der Freien, be-
schweren sich zu Recht, dass sie sich in Fol-
ge von Buy-out-Verträgen unter der Reform 
künftig die ihnen zustehenden Tantiemen mit 
Verlagen teilen müssen. Beim Leistungsschutz-
recht für Presseverleger hieß es lange Zeit, die 
Einnahmen würden zwischen Verlegern und 
Urhebern geteilt. Beim letzten Kompromiss 
sind die Ansprüche der Urheber dann „zufäl-
lig“ zugunsten der Verleger und Medienkon-
zerne rausgeflogen. Das war einer der Gründe 
dafür, dass die Freischreiber als Verband der 
freien Journalisten zusammen mit dem Chaos 
Computer Club und YouTubern zu den Pro-
testen aufgerufen haben.

û  Markus Beckedahl ist Gründer 
und Chefredakteur von netzpolitik.org. 
Er ist Partner bei newthinking commu-
nications GmbH, Gründer der re:pu-
blica und Mitglied im Medienrat der 
Landesmedienanstalt Berlin-Branden-
burg. In der Zeit vor netzpolitik.org war 
er mal bei den Grünen aktiv.

Foto: netzpolitik.org
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Hier hat sich die alte Medienwelt nach einem 
15 Jahre währenden Kreuzzug gegen YouTube 
nochmal durchgesetzt. Der Kollateralschaden 
ist, dass sie damit ihre alte Welt mit ihren al-
ten Werkzeugen für weitere 20 Jahre in Stein 
gemeißelt haben – ohne Antworten für eine 
sich entwickelnde neue Welt mit neuen Produ-
zenten zu geben.

Mit der Schrotflinte auf YouTube geschos-
sen, halbes Netz mitgetroffen

Wir haben es hier mit einem YouTube-Ge-
setz zu tun, in den Köpfen aller Befürworter 
ging es nur um einen Kreuzzug gegen YouTu-
be, Google und vielleicht noch Facebook und 
Instagram.

Das Problem von Anfang an bei dieser Re-
form: Man schießt mit der Schrotflinte auf die 
großen Plattformen, die Uploadfilter-Systeme 
schon mehr und weniger schlecht einsetzen 
und trifft so vor allem zahlreiche kleine Platt-
formen, die bislang ohne Filter-Systeme aus-
gekommen sind. Sie müssen künftig ebenfalls 
filtern, auf Uploads ihrer Nutzer verzichten 
oder den Dienst ganz einstellen. Hier rächt es 
sich, dass Axel Voss und viele seiner Kollegen 
im EU-Parlament keine Ahnung vom Thema 
hatten und Definitionen gewählt haben, die 
auf eine Vielzahl weiterer Plattformen wie 
Foren zutreffen könnten. O-Ton Voss: Nur 
ein bis fünf Prozent aller Plattformen sind 
betroffen. Wir sind gespannt, wann Verlags-
justiziare feststellen, dass ihre Angebote mit 
Nutzerinhalten auch unter diese Definition 
fallen, sie dafür haften könnten und auch Up-
loadfilter installieren müssen.

Reguliert doch endlich mal Google und Co. 
mit besseren Instrumenten

Es gibt sinnvollere Wege�, gegen YouTube 
und Co. vorzugehen: Das Wettbewerbsrecht 
kann und muss verbessert werden. Warum 
können andere Staaten Digitalsteuern ein-
führen und wir nicht? Wir brauchen dringend 
Wege und Möglichkeiten, um algorithmische 

�	 https://netzpolitik.org/2018/den-datenfischern-die-netze-kappen-ideen-ge-
gen-die-marktmacht-der-plattformen/

Entscheidungssysteme besser demokratisch 
kontrollieren zu können. Marktdominante 
Plattformen müssen interoperabel werden. 
Politisches Microtargeting muss transparenter 
und besser reguliert werden. Dazu gibt es 
Optimierungspotential bei der Datenschutz-
durchsetzung gegenüber großen Plattformen. 
Doch die ePrivacy-Verordnung wurde vertagt, 
denn auf einmal standen Netzkonzerne und 
Verlage Seite an Seite, um ihr intransparentes 
Tracking gemeinsam vor Verbraucherrechten 
zu beschützen.

Und wo wir schon bei der Finanzierung von 
Journalismus sind: Warum müssen Print-Zei-
tungen nur sieben Prozent Mehrwertsteuer 
abführen, Online-Journalismus hingegen die 
vollen 19 Prozent? Würde man zukunftsfä-
higen Journalismus wirklich fördern wollen, 
müsste die Mehrwertsteuer für Online-Ange-
bote der von Zeitungen angepasst werden.

Was fehlt: Alltagshandlungen legalisieren

Wir sind mittlerweile alle Urheber. Diese 
Reform geht aber immer noch davon aus, dass 
es nur wenige professionelle Urheber gibt, für 
die es einen Rechtsrahmen braucht. Das ist nur 
aus einer Perspektive zu schaffen, die das Inter-
net noch eher aus der Zeitung kennt.

Diese Reform hat keine Antwort darauf 
gefunden, dass private Nutzer bei nicht-kom-
merziellen Alltagshandlungen Abmahnungen 
riskieren, wenn sie etwa Memes auf ihrer Web-
seite veröffentlichen und damit gerade nicht 
die marktdominanten Netzmonopole nutzen. 
Fragt mal die befürwortenden Politikerinnen 
und Politiker, auf deren Webseiten und Face-
book-Seiten zahlreiche Urheberrechtsverlet-
zungen gefunden wurden.

Diese Reform hat keine Antwort darauf, dass 
legitime Nutzungsformen ständig mit einem 
Bein in einer Urheberrechtsverletzung stehen. 
Da reicht es auch nicht, wenn im Text steht, 
dass die Upload-Filter bitte lieb zu Memes sein 
sollten. Das ist kein Rechtsanspruch wie ein 
Recht auf Remix im Rahmen einer Schranken-
regelung, die man hätte einbauen können.
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Diese Reform hat keine Antwort dafür parat, 
warum zum Beispiel „professionelle Fotografen“, 
die das Fotografieren also als Beruf ausüben, 
vergütet werden sollen, aber alle, die das nur ne-
benberuflich machen, leer ausgehen sollen, weil 
sie eben nicht Mitglied in der passenden Ver-
wertungsgesellschaft werden dürfen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung 
bietet das Buch „Urheberrecht im Alltag“� an. 
Auf 385 Seiten wird erklärt, was aktive Nut-
zer im Netz alles beachten sollten, um bloß 
keine unbewusste Urheberrechtsverletzung 
zu begehen. Das Urheberrecht wird mit dieser 
Reform nicht einfacher. Dafür werden immer 
mehr Nutzer zum Sender und selbst Urheber. 
Diese Diskrepanz wird nicht aufgelöst, sie 
wird verschärft.

Mit dieser Reform untergraben die Befür-
worter die Akzeptanz des Urheberrechts in 
breiten Teilen der Bevölkerung, die nicht ver-
stehen, warum bestimmte Alltagspraktiken in 
den USA dank der dortigen „Fair Use“-Regeln 
vollkommen akzeptiert sind und hier dafür 
Abmahnungen verschickt werden. Oder zu-
künftig die Live-Streams im Upload-Filter lan-
den und man sich danach beschweren darf.

CDU-Politiker Axel Voss: Keine Ahnung 
und stolz darauf

Nach jedem neuen Interview mit Axel Voss 
fragt man sich, ob er überhaupt verstanden hat, 
was er da auf den Weg bringt oder es verstehen 
wollte. Wenn YouTuber mit etwas Motivation 
und ohne viel juristisches Hintergrundwissen 
im Urheberrecht innerhalb kurzer Zeit kom-
petenter erklären können�, was die Auswir-
kungen von Upload-Filtern und Artikel 13 tat-
sächlich sein könnten als der verantwortliche 
CDU-Politiker, dann sorgt das für Politikver-
drossenheit. Zentraler Satz war dann irgend-
wann „Mir scheint, viele betrachten die Mög-
lichkeiten des Digitalen als Lebensinhalt�.“ 
Willkommen in der Realität!

�	 https://www.bpb.de/gesellschaft/medien-und-sport/urheberrecht/169991/
urheberrecht-im-alltag

�	 https://www.youtube.com/watch?v=iNpB73CAdL8

�	 https://www.vice.com/de/article/vbw8zy/streit-um-uploadfilter-und-arti-
kel13-wie-axel-voss-das-internet-sieht

Nur einen Tag vor der Abstimmung erklärte 
Voss bei Zeit-Online�, dass es seiner Einschät-
zung nach kein Problem sei, ganze Texte auf ei-
ner privaten Webseite zu veröffentlichen. Das 
Problem: Wenn Nutzer das machen, riskieren 
sie Abmahnungen, weil das nach geltender 
Rechtsprechung eben nicht legal ist. Daran än-
dert auch die Voss-Reform nichts. Im real exis-
tierenden Internet gilt nicht einmal urheber-
rechtliche Gnade, wenn Schulen Referate ihrer 
Schüler ins Netz stellen�. Gegen Voss wirkte 
selbst Günther Oettinger rückwirkend wie ein 
Netz-Experte. Ich dachte, dass wir diese Zeiten 
hinter uns gelassen haben. Axel Voss hat das 
Gegenteil bewiesen.

Eine Debatte über die notwendigen Regeln 
der nächsten 20 Jahre? Chance verpasst

Selten haben wir eine derart von Lobbyis-
ten umkämpfte Debatte� erlebt. Die Arroganz 
der Reformbefürworter war erschreckend 
und trieb immer mehr Demonstranten auf die 
Straße: Sind doch alle gekauft, kein Kritiker 
kann sich eine eigene Meinung gebildet haben, 
alles nur Schein. Bis zum letzten absurden Ar-
gument in den vergangenen Tagen, vorgetra-
gen von alten Männern, die wirtschaftlich von 
der Reform profitieren: Die Kritiker seien kei-
ne wirklichen Bürgerrechtler, sonst wären sie 
für diese Reform.

Vielen Menschen ist nicht nur in den ver-
gangenen Monaten bewusst geworden, dass 
das trockene und langweilige Urheberrecht ihr 
Leben beeinflusst. Bisher wurde das Urheber-
recht immer nur im Elfenbeinturm der Politik 
im Dialog mit wenigen Lobbys diskutiert. Wir 
haben jetzt eine dringend notwendige gesell-
schaftliche Debatte, aber allen Beteiligten wird 
mitgeteilt: Danke, kein Interesse, ihr habt eh 
keine Ahnung. In 20 Jahren können wir bei der 
nächsten Reform weiter diskutieren, bis dahin 
müsst ihr damit einfach leben.

�	 https://www.zeit.de/digital/internet/2019-03/axel-voss-artikel-13-uploadfil-
ter-urheberrechtsreform

�	 https://netzpolitik.org/2018/keine-gnade-bei-schuelerreferat-im-netz-eugh-
urteil-prolongiert-abmahnung-von-bagatellen/

�	 https://netzpolitik.org/2018/eu-urheberrecht-lobby-wettlauf-mit-popstars-
und-kondomen/
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Es gab Möglichkeiten, um über alternative 
Regelungen zu diskutieren. Es hätte bessere 
Definitionen für betroffene Plattformen geben 
können, die nicht das halbe Netz treffen. Dabei 
hätte man tatsächlich die Zahl der betroffenen 
Plattformen auf die wenigen marktdominanten 
begrenzen können, die immer wieder als Bei-
spiele genannt wurden. Man hätte die Lizen-
zierungspflicht zumindest auf jene Inhalte und 
Nutzungen einschränken können, für die es 
überhaupt Verwertungsgesellschaften als An-
sprechpartner gibt. Hat man aber nicht , ob aus 
Inkompetenz oder Arroganz bleibt offen. Jetzt 
haben wir eine Situation, in der viele kleine Fo-
ren zu Recht befürchten müssen, von densel-
ben Regelungen betroffen zu sein, mit denen 
man auf YouTube geschossen hat.

Man hätte auch die Notwendigkeit von Up-
load-Filtern nicht nur wörtlich, sondern gene-
rell aus dem Text nehmen können. Es gab al-
ternative Vorschläge wie ein Recht auf Remix�, 
auch wenn Axel Voss beteuerte, das sei doch 
alles alternativlos gewesen.

Medien tragen so zur Glaubwürdigkeits-
krise bei

Ich habe viele netzpolitische Debatten in 
den vergangenen 20 Jahren erlebt. Keine davon 
war so verlogen wie diese. In Zeiten von ge-
sellschaftlichen Debatten um Desinformation 
und sinkender Glaubwürdigkeit der Medien 
haben viele von diesen das Vertrauen vor allem 
der jungen Generation verspielt, indem sie zu-
gunsten ihrer eigenen wirtschaftlichen Inter-
essen die Wahrheit gedehnt und häufig selbst 
Desinformation betrieben haben. Allen voran: 
FAZ und Bild.

Es war vollkommen in Ordnung, wenn der 
frühere EU-Digitalkommissar Günther Oet-
tinger beim Verband der Zeitungsverleger diese 
aufforderte, ihre Journalisten auf Linie zu brin-
gen und zu überzeugen, in ihrem wirtschaft-
lichen Interesse zu berichten: „Schwärmen Sie 
aus!”10 Da bedankten sich die Verleger noch 

�	 https://netzpolitik.org/2018/eu-urheberrecht-deutschland-fuer-verguetetes-
recht-auf-remix-statt-upload-filter/

10	https://meedia.de/2016/09/28/schwaermen-sie-aus-eu-kommissar-oet-

für diese Aufforderung und Motivation. Es war 
vollkommen in Ordnung, wenn die GEMA be-
kannte Künstler nach vorne schob, um für ihre 
wirtschaftlichen Interessen einzutreten.

Aber es wurde ständig skandalisiert, dass 
YouTube seine Künstler darüber informiert 
hat, dass sich durch die Reform ihre Plattform 
massiv verändern könnte. Das ist verlogen. Es 
stimmt eben nicht, wenn die Befürworter sa-
gen, dass alle Künstler auf YouTube und Co. 
Verluste machen würden. Es gibt neue Ur-
heber, die ihr Geschäftsmodell auf YouTube, 
Amazon oder anderen Plattformen aufgebaut 
haben. Davor die Augen zu verschließen, geht 
nicht mehr. Das sind dann auch mit die Ersten 
gewesen, die aufgrund ihrer Erfahrungen vor 
den Auswirkungen der verpflichtenden Up-
load-Filter gewarnt haben.

CDU hat bewiesen, dass man beim Thema 
Desinformation mitreden kann

Der Hobby-Europaabgeordnete Elmar Brok, 
der viele Jahre parallel für den Bertelsmann-
Medienkonzern gearbeitet hat11, durfte ohne 
Hinweis auf seine frühere Lobbytätigkeiten 
von „einer massiven und von Algorithmen ge-
steuerten Kampagne der großen Internetkon-
zerne“ raunen. Daniel Caspary, Vorsitzender 
der CDU/CSU-Gruppe im Europaparlament, 
verkündete ohne kritische Rückfragen via 
Bild12, dass Internetkonzerne Demonstranten 
gekauft hätten. Der CDU-Europaabgeordnete 
Sven Schulze sah überall Bots , weil er Mails 
von Googlemail-Adressen bekam. Andere ih-
rer Kolleginnen und Kollegen sahen einfach 
nur Kinder und Jugendliche von Google ins-
trumentalisiert, weil sie sich nicht vorstellen 
konnten, dass es legitime Kritik an ihrer Re-
form geben kann.

Überhaupt Upload-Filter. Wie absurd war 
denn das Argument, dass diese gar nicht im 
Text vorkommen würden und deswegen die 
Angst vollkommen unangemessen sei? Wie 

tinger-mahnt-verleger-renitente-online-redaktionen-in-sachen-lsr-auf-li-
nie-zu-bringen/

11	https://netzpolitik.org/2005/als-bertelsmann-lobbyist-im-europaparlament/

12	https://netzpolitik.org/2019/weit-mehr-als-100-000-menschen-demonstrie-
ren-in-vielen-deutschen-staedten-fuer-ein-offenes-netz/
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konnte man nur auf die Idee kommen, damit 
durchzukommen?

Mit jeder neuen Aussage schaffte man es, 
erneut Öl ins Feuer einer überhitzten Debatte 
zu gießen. Der Kollateralschaden für unsere 
Demokratie wird mangelnde Glaubwürdigkeit 
bei einem großen Teil der Jugend sein. Glück-
wunsch CDU/CSU, diesen Bärendienst für die 
Demokratie habt ihr ganz alleine geschafft.

Wer arbeitet verdeckt: Google oder Verlage?

Ja, es gab von Seiten der Technologie-Indus-
trie Einflussnahme, die auch aus den USA mit 
Ressourcen und Geld unterstützt wurde. Wir 
würden uns wünschen, dass es bessere Trans-
parenzregeln für politische Einf lussnahme 
geben würde. Aber ebenso gab es unter dem 
Deckmantel des „unabhängigen Qualitäts-
journalismus“ eine nie zuvor so krass erlebte 
Einflussnahme von Verlegern über ihre Re-
daktionen auf diese Debatte. Beide Seiten ha-
ben massiv mit mehr oder weniger verdeckten 
Rollen gespielt. Wenn man sagt, dass YouTube 
hier im Hintergrund massiv Einfluss genom-
men hat, dann muss man genauso die Rolle der 
FAZ berücksichtigen, die dubiosen Lobbyisten 
massiv Platz zur Verfügung gestellt hat, um 
unhaltbare Thesen in den Raum zu stellen13, 
etwa dass hinter der Kampagne im Netz vor 
allem Bots aus den USA stehen würden – ohne 
sich anschließend ausreichend zu korrigieren, 
als die These wie ein Kartenhaus zusammen-
fiel. Soviel Desinformation und falsche Be-
hauptungen haben wir selten in einer netzpoli-
tischen Debatte erlebt.

Nach der Abstimmung ist vor dem Um-
setzungsgesetz auf nationaler Ebene. Ab jetzt 
geht es nur noch darum, wie diese Richtlinie 
umgesetzt wird. Es gibt kleine Stellschrauben. 
Die ermöglichen eben nicht die großen Ände-
rungen, die CDU/CSU in den vergangenen Ta-
gen zu versprechen versuchte14. Upload-Filter 
werden kommen oder, wo sie bereits im Einsatz 

13	https://uebermedien.de/36090/haben-us-konzerne-mit-twitter-bots-die-eu-
urheberrechtsdebatte-beeinflusst/

14	https://netzpolitik.org/2019/absurde-beruhigungspille-cdu-will-uploadfil-
ter-durchdruecken-und-dann-verhindern/

sind, schärfer gestellt werden. Das Leistungs-
schutzrecht für Presseverleger wird europaweit 
kommen. Viele Alltagspraktiken werden im-
mer noch illegal sein und zu Abmahnungen 
führen, auch wenn die Einschätzung von Axel 
Voss eine andere ist. Profitieren werden die 
Großen, seien es die Plattformen oder Medien-
konzerne. Darunter leiden werden die Kleinen. 
Urheber müssen mehr mit Verwertern teilen, 
ihre Stellung wird aber nicht wirklich verbes-
sert. Neue Ausnahmen für Fair Use, für Remix 
oder für Bagatellnutzungen wird es weiterhin 
nicht geben.

Wir werden viele Jahre unter den Folgen 
dieser Abstimmung leiden. Es wird viele Jahre 
dauern, bis die Rechtsunsicherheiten in die-
sem schlechten Gesetzestext von Gerichten 
geklärt werden. Viele dafür verantwortliche 
Politikerinnen und Politiker werden dann 
schon in Rente sein. Kein Danke. Geht am 
26.05.2019 wählen.	 ó
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Moderner und solidarischer Wohlfahrtsstaat
Einleitung zum Schwerpunkt

von Uwe Kremer und Stefan Stache1
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�Nach einer längeren Phase des Konjunk-
turaufschwungs und der Haushaltsüber-
schüsse hat der Finanzminister ein Ende der 
„fetten Jahre“ angekündigt. Zwar sind die 
öffentlichen Investitionen angestiegen, blei-
ben jedoch weit hinter den gesellschaftlichen 
Bedarfen zurück. So dürfte der Rückgang 
der Steuereinnahmen durch eine schwächere 
Konjunktur mit der vollen Wirkung der 
Schuldenbremse zusammenfallen, die den 
Bundesländern ab dem Jahr 2020 die Auf-
nahme neuer Kredite verbietet. Angesichts 
der in Teilen krisenhaften Infrastrukturlücke 
steht somit eine verschärfte Debatte um die 
Wohlfahrtsstaatlichkeit bevor. Zu lange wur-
de neben der sozialen auch die ökonomische 
Bedeutung des Sozialstaates unterschätzt. 

�	 Uwe Kremer ist Mitherausgeber der spw.

	 Stefan Stache ist Chefredakteur der spw und lebt in Hannover.

Denn die Auswirkungen der Agenda 2010 
reichen deutlich über die gravierenden sozi-
alen Folgen hinaus, die der Abbau sozialer 
Leistungen u.a. unter dem Stichwort Hartz IV 
und der Deregulierung des Arbeitsmarktes 
verursachten. Mit der Sparpolitik der 2000er 
Jahre war auch eine Entstaatlichung verbun-
den. Begleitet von neoliberalen Argumen-
tationsfiguren des Steuerwettbewerbs und 
vermeintlich überbordender Staatstätigkeit 
senkte die rot-grüne Bundesregierung die 
Steuern und entzog dem Staat dadurch Res-
sourcen.� Die Senkung der Staatsausgaben 
führte zu mangelnden Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur, Sozial- und Ge-
sundheitsdienstleistungen sowie zu Pri-
vatisierungen. Gerade die eher solidarisch 
eingestellten Milieus sahen sich kaum noch 

�	 Peter Bofinger: Das Jahrzehnt der Entstaatlichung, in: WSI-Mitteilungen 
7/2008, https://www.boeckler.de/wsimit_2008_07_bofinger.pdf.
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von der SPD repräsentiert. Auch die Voraus-
setzungen für solidarische Alltagspraxis, die 
auch öffentliche Ressourcen braucht, wurde 
geschwächt.�

Als die Finanzmarkt- und Wirtschaftskri-
se die Bundesrepublik erreichte, entdeckte 
die SPD in der damalige Koalitionsregie-
rung mit den Unionsparteien den Staat als 
stabilisierenden Faktor wieder und reagier-
te mit Konjunkturprogrammen, aber auch 
mit dem sozialen Sicherungsinstrument des 
KurzarbeiterInnengeldes, was in vielen Fällen 
Massenentlassungen in der Industrie verhin-
derte.� Nach den Erfahrungen der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008 
und 2009 und des bis dahin schlechtesten 
Wahlergebnisses der SPD bei einer Bundes-
tagswahl orientierte sich die Parteiführung 
zum Teil hin zu einer Re-Regulierung der 
Arbeitsmärkte: Gute Arbeit, nicht Arbeit um 
jeden Preis wurde zum Leitbild und die Ta-
rifautonomie wieder gestützt. In der großen 
Koalition, in der sie seit dem Jahr 2013 wieder 
mitregierte, setzte sie den Mindestlohn durch 
und verfolgte eine Politik, die auf Verbesse-
rungen der sozialen Leistungen ausgerichtet 
war, so etwa Erleichterungen beim Rentenein-
tritt, Verbesserungen bei Erwerbsunfähigkeit 
und eine längere Zahlung des Elterngeldes. 
Zudem investierte der Bund wieder in den so-
zialen Wohnungsbau und in den Ausbau von 
Kita-Plätzen. Gleichwohl hatten die Sparpoli-
tik und Privatisierung die Lücken in den In-
frastrukturen derart anwachsen lassen, dass 
sie mit den zusätzlichen Investitionen aus den 
Haushaltsüberschüssen kaum zu überwinden 
waren: Mangel an bezahlbarem Wohnraum 
in vielen Großstädten, fehlendes Pflegeperso-
nal, LehrerInnenmangel, unzureichende Pla-
nungskapazitäten der Kommunen, Lücken in 
Kommunikationsnetzen oder eine veraltete 
Schieneninfrastruktur der Bahn sind hierfür 
bekannte Beispiele.

�	 Max Reinhardt/Stefan Stache (2014): Solidarität als Lernprozess. Vorausset-
zungen und Möglichkeiten einer solidarischen Gesellschaft, in: Max Rein-
hardt/Stefan Stache/Stephan Meise (Hg.): Progressive Mehrheiten mit der 
SPD, Berlin: Lit Verlag, S. 55-80.

�	 Siehe hierzu spw-Schwerpunkt „Zeit für einen neuen New Deal“

Als eine Konsequenz aus dem desaströsen 
Abschneiden bei der jüngsten Bundestags-
wahl orientierte sich die Parteiführung mit 
dem Konzept „Sozialstaat 2025“ auf einen 
alten sozialstaatlichen Grundkonsens.So 
sieht das Konzept eine verlängerte Zahlung 
des Arbeitslosengeldes I für ältere und solche 
Beschäftigte vor, die sich weiterbilden und 
verwirft damit einen Kernbereich der Hartz-
Gesetze.�

Die Regelsätze und ein Teil der Sanktionen 
für Erwerbslose bleiben zwar unangetastet. 
Allerdings sind Ansätze für grundlegende 
strukturelle Reformen zu finden, wie z.B. die 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
ohne Zustimmung der Arbeitgeber. Während 
die Hartz-Gesetze mit Druck zu einem Verlust 
an sozialer Sicherheit und damit Autonomie 
geführt hätten, so argumentiert Stefanie Bör-
ner, suche das neue Konzept die Verluste zu 
kompensieren und ziele darauf ab, Solidarbe-
ziehungen unter den aktuellen Bedingungen 
der Arbeitswelt wiederherzustellen. 

Vor diesem Hintergrund wird es nicht 
ausreichen, Hartz IV zu revidieren, hier die 
Renten und dort den Mindestlohn etwas an-
zuheben, Es gilt, ausgehend von den aktuellen 
und sich abzeichnenden Bedarfen und Her-
ausforderungen ein solidarisch-progressives 
Verständnis von Sozialstaat in seinem Ver-
hältnis zu Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu 
entwickeln. 

Soziales Wachstum: Sozialstaat und Sozi-
alwirtschaft

Ein wesentliches Anliegen unseres Schwer-
punktes besteht darin, den Sozial- bzw. Wohl-
fahrtsstaat in seiner Wirkung auf volkswirt-
schaftliche Zusammenhänge zu verstehen. So 
zeigt Michael Dauderstädt in seinem Aufsatz, 
dass und wie der Sozialstaat „soziales Wachs-
tum“ generieren kann. Damit beschreibt er 
zunächst gar kein explizit linkes Zukunftspro-
gramm, sondern einen Sachverhalt, der auch 

�	 SPD (2019): Arbeit – Solidarität – Menschlichkeit: Ein neuer Sozialstaat für 
eine neue Zeit, https://www.spd.de/fileadmin/Bilder/SPDerneuern/201902_
PV-Klausur/20190210_Neuer_Sozialstaat.pdf, abgerufen am 23.04.2019.
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in den von ihm analysierten Wirtschafts-
daten der vergangenen Dekade zum Aus-
druck kommt und den man als konstitutiv für 
eine jedwede entwickelte Wirtschaftsweise 
ansehen kann, nämlich die essenzielle Rolle 
des Sozialstaates für die volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung und Beschäftigung und die 
Funktionsweise des sozialökonomischen Sys-
tems. Folgende Dimensionen kommen hierbei 
zum Tragen. 

Zum einen haben schon sozialstaatliche 
Transfers bzw. Lohnersatzleistungen eine 
nachfrageseitig verstetigende Wirkung auf 
die wirtschaftliche Entwicklung. Zum ande-
ren gilt dies noch mehr für die sozialstaatlich 
organisierten und/oder finanzierten perso-
nenbezogenen Dienstleistungen und die sie 
tragenden Infrastrukturen – seien sie in Form 
unmittelbarer staatlicher Beschäftigung (wie 
z.B. in Skandinavien) oder in Form von sozial-
verbandlich-gemeinwirtschaftlichen Struktu-
ren (wie etwa in Deutschland) organisiert. Im 
Falle der Dienstleistungen und Infrastruktu-
ren geht die volkswirtschaftliche Bedeutung 
aber über eine nachfrageseitige Wirkung in-
sofern hinaus, als sie „angebotsseitig“ mit der 
Konstitution eines eigenen Wirtschafts- und 
Beschäftigungssektors verknüpft sind. 

Dieser Sektor ist nicht als ein „abgeleiteter“ 
anzusehen, in dem angeblich die Ergebnisse 
der industriellen Wertschöpfung verzehrt 
werden (eine Auffassung, die auch in marxis-
tischen Denkfiguren verbreitet ist). Vielmehr 
ist er als ein Wirtschaftsbereich mit einer ei-
genständigen Wertschöpfung zu betrachten, 
der einen originären Beitrag zum volkswirt-
schaftlichen Wachstum leistet. „Originär“ ist 
der Beitrag auch in dem Sinne, dass es sich 
um personenbezogene Dienstleistungen han-
delt, deren Ökonomie einer anderen Logik 
folgt als die Produktion industrieller Güter. 
Im Unterschied zur Industrie sind die Spiel-
räume für Produktivitätssteigerungen gera-
de bei personenbezogenen Dienstleistungen 
stark begrenzt, d.h. sie werden im Vergleich 
zu den industriellen Gütern tendenziell im-
mer teurer, jedenfalls dann, wenn man indus-
trielle Einkommensmaßstäbe zugrunde legt. 

Insofern ist die Ausprägung dieses Sektors 
nicht voraussetzungslos – und zwar in zwei-
erlei Hinsicht:

Erstens: gilt, dass die Industrie mit ihren 
Produktivitätsfortschritten in maßgeblicher 
Weise den Spielraum dafür schafft, dass Men-
schen bzw. die Gesellschaft solche personen-
bezogenen Dienstleistungen bezahlen kön-
nen, die in Form von Erwerbsarbeit zu einem 
gesellschaftlichen Durchschnittslohn erbracht 
werden. Hierbei geht es – wie gesagt – nicht 
um einen „Überschuss“ der Industrie, son-
dern um die Austauschbeziehungen zwischen 
zwei für jede moderne Ökonomie konstitutive 
Wirtschafts- und Beschäftigungssektoren. 

Zweitens: Werden diese Austauschbezie-
hungen nicht gesellschaftlich organisiert bzw. 
reguliert, mündet dies unweigerlich darin, 
dass personenbezogene Dienstleistungen 
für weite Teile der Bevölkerung in schlech-
ter Qualität und zu Niedriglöhnen erbracht 
werden. Mehr noch: Nur der Sozialstaat 
kann – insbesondere in seiner Funktion als 
Infrastrukturstaat – dafür sorgen, dass eine 
hochproduktive und exportstarke, aber in 
ihren Beschäftigungsanteilen zurückgehende 
Industrie mit einem leistungsfähigen und 
hinsichtlich der Beschäftigungsanteile wach-
senden Sektor personenbezogener Dienstleis-
tungen einhergeht. Das geschieht entweder, 
indem er diese Leistungen überwiegend in 
eigener Regie erbringt (wie in Skandinavien) 
oder indem er sie zu entsprechenden Konditi-
onen erbringen lässt bzw. finanziert. 

„Gesundheit und Wohlfahrt“ ist damit 
mehr als ein sozialpolitisches Umverteilungs-
thema, es ist – neben „Energie und Umwelt“ 
– das zweite große Feld des volkswirtschaft-
lichen Umbaus. „Soziales Wachstum“ ist in 
diesem Sinne dann natürlich auch eine pro-
grammatische Herausforderung. Hierfür 
müssen wir die Zukunft des Sozialstaates 
immer mehr in Verbindung mit der Zukunft 
der Sozialwirtschaft“ diskutieren, eine Aufga-
be, der sich eine Zeitschrift für sozialistische 
Politik und Wirtschaft kontinuierlich stellen 
wird. 
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Die Aufsätze von Joachim Rock und Gab-
riele Winker lassen sich hier insofern gut 
einordnen, weil beide die sozialstaatlich re-
gulierten personenbezogenen Dienstleistun-
gen als Wirtschaftssektor begreifen, wenn 
sie von „Sozialwirtschaft“ (Rock) und von 
„Care-Ökonomie“ (Winker) sprechen. Beide 
verweisen darauf, dass es bei der Zukunft des 
Sozialstaates auch und gerade um die Zukunft 
eines der bedeutendsten Wirtschafts- und 
Beschäftigungssektoren geht. Dem Umbau 
der für das deutsche Sozialwesen prägenden 
Wohlfahrtsverbände und gemeinnützigen 
Strukturen mit den ihnen angeschlossenen 
Unternehmen und Betrieben kommt dabei 
eine Schlüsselrolle zu. Es geht um grundle-
gende Strukturreformen, die sich u.a. mit fol-
genden Herausforderungen befassen müssen: 

•	 der vollständigen Neujustierung der 
staatlichen Regulierung der „Wohlfahrts-
märkte“, die in den vergangenen 20 Jahren 
maßgeblich zur Erosion der Entgelt- und 
Arbeitsbedingungen beigetragen hat,

•	 die Entwicklung eines neuen Rahmens 
für die Verbindung von professionellem, 
ehren- und nebenamtlichen und famili-
ären Engagement, in dessen Zentrum al-
lerdings die Professionalisierung stehen 
muss, 

•	 die nutzerorientierte Demokratisierung 
sozialstaatlicher und sozialwirtschaft-
licher Strukturen, die vorzugsweise in re-
gionalen und lokalen bzw. kommunalen 
Kontexten stattfinden sollte. 

Bei derartigen Strukturreformen geht es 
– natürlich – in allererster Linie um die Nut-
zer der in Sozialwirtschaft und Care Econo-
my angebotenen Dienstleistungen. Es geht 
aber auch um die dort Beschäftigten, einer 
Millionen Menschen umfassenden Gruppe 
mit einer „von Haus aus“ hohen Affinität zur 
sozialstaatlich orientierten Linken, aber auch 
mit einem hohen Maß an individuell und kol-
lektiv erlebter Missachtung und nicht zuletzt 
einer hochgradigen Entfremdung gegenüber 
der Sozialdemokratie. Es geht um ihre Ar-

beitsbedingungen – wie Dierk Hirschel u.a. 
hervorhebt – und um ihre Kompetenzen, die 
es für die erforderlichen Strukturreformen zu 
nutzen gilt. 

Solidarisch-biografisch orientierte Sozial-
politik 

Neben dem in dieser Perspektive zu kon-
zipierenden Aus- und Umbau der sozial-
staatlichen und sozialwirtschaftlichen In-
frastrukturen geht es in diesem Heft (und 
darüber hinaus) darum, eine übergreifende 
Stoßrichtung für die verschiedensten ar-
beits- und sozialrechtlichen „Baustellen“ zu 
entwickeln. Dazu gehören etwa– das Auf-
brechen geschlechtsspezifischer und Frauen 
benachteiligender Arbeitsstrukturen, die 
Einbeziehung aller Erwerbstätigen in die so-
zialen Sicherungssysteme, gesetzliche Rege-
lungen von Mindestlöhnen, die Absicherung 
von Weiterbildungsphasen, sozialrechtliche 
Reformen zur Inklusion behinderter und 
chronisch kranker Menschen u.a.m. Ein So-
lidaritätsverständnis, das das Recht auf bio-
grafische Selbstbestimmung zum Gegenstand 
hat, könnte hierzu maßgeblich beitragen. 

Trotz aller Veränderungen von Erwerbsbi-
ographien sollten, wie Florian Blank betont, 
die Problemlagen von Erwerbstätigen hierbei 
weiterhin den zentralen Bezugspunkt von 
Sozialpolitik bilden. Die bisherigen sozialen 
Sicherungssysteme seien flexibel genug, um 
auf die sozialen Ungleichheiten und verän-
derten Biographien zu reagieren. Als Bei-
spiele für notwendige Reformen der sozialen 
Sicherung nennt er eine Bürgerversicherung 
und eine Erwerbstätigenversicherung, welche 
die Ungleichbehandlung von Beschäftigten 
aufheben bzw. die Einnahmebasis und den 
Kreis der Anspruchsberechtigten solidarisch 
erweitern. Soziale Sicherungssysteme müss-
ten sowohl ein (zeitweises) Leben unabhängig 
von Markteinkommen eröffnen als auch den 
Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen.

Vor dem Hintergrund wachsender Ansprü-
che an demokratische Partizipation und eine 
selbstbestimmtere Lebensführung sollten sich 
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Reformen der sozialen Sicherung und eine 
care economy an dem Leitbild der Inklusion, 
solidarischer Autonomie und biographischer 
Selbstbestimmung orientieren. Björn Böhning 
erläutert am Beispiel des Reformprojekts der 
Bildungsversicherung, wie berufliche Quali-
fizierung im Lebensverlauf abgesichert und 
Spielräume für selbstbestimmte Lebenspha-
sen eröffnet werden können.

Ähnlich plädieren Katrin Mohr und Tanja 
Smolenski für eine Tarif- und Sozialpolitik, die 
Wahlmöglichkeiten offenhält, z.B. in Form 
von Korridoren mit Standards eines neuen, 
nicht mehr an den alten Geschlechterregimen 
orientierten Normalarbeitsverhältnisses. In 
diesem Sinne solle Tarif- und Sozialpolitik 
über die Absicherung der klassischen Le-
bensrisiken hinausreichen und Sicherheit im 
Strukturwandel gewährleisten. Beruf licher 
Qualifizierung und deren Absicherung sowie 
staatlicher Strukturpolitik schreiben sie eben-
so wie der Personalpolitik der Arbeitgeber 
eine entscheidende Rolle zu, um berufliche 
Übergänge sozial zu gestalten.

Das Ziel dieser Ausgabe besteht nicht dar-
in, die Bereiche der sozialen Sicherung im 
Einzelnen auszuleuchten und detaillierte po-
litische Programme zu entwickeln, sondern 
grundlegende Probleme und Reformperspek-
tiven des deutschen Wohlfahrtsstaates aufzu-
zeigen. 

Will man in der Bevölkerung bzw. Wäh-
lerschaft Vertrauen in wiederentdeckte und 
neue Politiken und Diskurse sozialdemokra-
tischer Wohlfahrtsstaatlichkeit auf bauen, 
müssen sie langfristig und auch unter ver-
schlechterten ökonomischen Bedingungen 
vertreten werden. Die SPD darf den anste-
henden Verteilungskonflikten nicht auswei-
chen. Denn ohne Steuermehreinnahmen aus 
hohen Einkommen, Vermögen, Erbschaften, 
aus Finanztransaktionen und bisher unzurei-
chend besteuerten Konzernen sowie Kredite 
können weder die Investitionen noch notwen-
dige Steuerzuschüsse in die soziale Sicherung 
finanziert werden. Statt jedoch abstrakt über 
Steuererhöhungen und den Sinn der Schul-

denbremse zu debattieren, sollte die SPD die 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben und so-
zialer Sicherheit in den Mittelpunkt stellen. 
Die Voraussetzungen, diese Debatte zu ge-
winnen, sind nach den Alltagserfahrungen 
von Ungleichheit, unzureichender (sozialer) 
Infrastruktur oder nicht bedarfsgerechter 
Leistungen besser als manche SkeptikerInnen 
vermuten. 	 ó
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Die SPD lässt die Fahne der Solidarität wieder wehen
von Stefanie Börner�

Einleitung

Auf der Jahresauftaktklausur im Febru-
ar dieses Jahres stimmte der Parteivorstand 
der SPD einstimmig für das sozialpolitische 
Zukunftsprogramm „Arbeit – Solidarität – 
Menschlichkeit. Ein neuer Sozialstaat für eine 
neue Zeit“� (SPD 2019) und beschloss damit 
zur offensichtlichen Freude von Parteichefin 
Andrea Nahles und anderen Parteilinken die 
Abkehr von der 2005 eingeführten Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (SGB II), umgangs-
sprachlich Hartz IV. Während der vergangenen 
Wochen wurde das Reformprogramm unter 
höchst unterschiedlichen Perspektiven disku-
tiert und kommentiert, wobei insbesondere Fra-
gen der Finanzierbarkeit und Zukunftsfähigkeit 
des Sozialstaates im Zentrum standen. Die von 
der SPD erhoffte gesellschaftspolitische Debatte 
ist jedoch ausgeblieben. Das mag nicht zuletzt 
auch daran liegen, dass das Zukunftsprogramm 
in beiden Fragen erstaunlich stumm bleibt, was 
angesichts des Interesses der SPD, die Arbeits-
welt der Zukunft mitzugestalten, überrascht. 
Im Programm findet sich zur Frage, wie die 
angedachten Programme zukünftig finanziert 
werden sollen, lediglich ein Satz: „[Der neue 
Sozialstaat] schafft es, alle angemessen an seiner 
Finanzierung zu beteiligen – auch im Zeitalter 
der digitalen Konzerne“ (SPD 2019: 4). Insbe-
sondere in der Verbindung beider Fragen fehlt 
es dem Programm an Phantasie und Mut. Dieser 
Beitrag bespricht das Reformprogramm daher 
als das, was es ist: der Versuch, in einem Kon-
text ökonomischer Hochstimmung und partei-
politischer Untergangsstimmung eine arbeits-
marktpolitischen Trendwende herbeizuführen, 
die es der SPD ermöglicht, endlich das schwere 
Erbe der Agenda 2010 (insbesondere des vierten 
Hartz-Gesetzes) hinter sich zu lassen. 

�	 Prof. Dr. Stefanie Börner ist Juniorprofessorin für die Soziologie europä-
ischer Gesellschaften am Institut für Gesellschaftswissenschaften an der 
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg.

�	 https://www.spd.de/fileadmin/Bilder/SPDerneuern/201902_PV-Klau-
sur/20190210_Neuer_Sozialstaat.pdf, abgerufen am 24.04.2019.

Das Rezept, das die Parteispitze hierzu 
vorlegt, ist zunächst mal ein semantisches Er-
eignis, das sich um die zentralen Prinzipien 
(Lebens)Leistung, Solidarität, Bürgerfreund-
lichkeit und soziale Rechte entfaltet: „ein neuer 
Sozialstaat“, der die „Anerkennung der Lebens-
leistung“ mittels „sozialer Rechte“ garantiert 
und durchzusetzen trachtete und der eine „neue 
solidarische Gesellschaft“ hervorbringt.

Hatte sich der Fokus der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik während der vergangenen Jahre 
vor dem Hintergrund der vergleichsweise guten 
wirtschaftlichen Lage bereits verschoben, liegt 
hiermit nun der endgültige Versuch vor, einen 
neuerlichen Paradigmenwechsel herbeizufüh-
ren. Standen seit den 1990er Jahren konjunktur-
fördernde arbeitgeberseitige Instrumente und 
Sparmaßnahmen im Vordergrund, bemühte 
sich die SPD während der vergangenen Jahre 
zunehmend, die Qualität der Arbeit zu ver-
bessern. Die Einführung des Mindestlohns im 
Jahr 2015 stellte hier nur den wichtigsten Mei-
lenstein dar; Entgelttransparenz, Tarifeinheit 
und die Erhöhung der Arbeitszeitautonomie 
(Brückenteilzeit, aber auch ElterngeldPlus) 
sind weitere Stichwörter. Auch eine vorsichtige 
Revision der Agenda 2010 war bereits vorher in 
der Re-Regulierung der atypischen Beschäfti-
gungsverhältnisse zu beobachten und im eher 
schlanken Kapitel zum Thema „Gute Arbeit“ 
treibt der aktuelle Koalitionsvertrag diese Ten-
denzen ebenfalls voran.

Das nun vorgelegte sozialpolitische Zu-
kunftsprogramm scheint diese Trendwende 
hin zu einer arbeitnehmerfreundlichen Ar-
beitsmarktpolitik endgültig besiegeln zu wol-
len. Dass es dabei stärker auf die Vergangenheit 
gerichtet  zu sein scheint als auf die Zukunft, 
erklärt sich aus dessen Ursprung, den es nun 
bemüht ist, vor dem Hintergrund einer gänz-
lich veränderten Arbeitsmarktsituation zu kor-
rigieren: der Anfang der 2000er Jahre unter der 
Schröder-Regierung herbeigeführte arbeits-
marktpolitische Paradigmenwechsel von der 
passiven hin zur aktivierenden Arbeitsmarkt-
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politik. Gleich mehrfach betonte Nahles in der 
Pressekonferenz zur Jahresauftaktklausur An-
fang Februar „Wir lassen Hartz IV hinter uns.“ 
und zeigte damit, wie stark die Hoffnungen auf 
den versprochenen sozialpolitischen Neuan-
fang mit dem von der SPD erhofften parteipo-
litischen Neuanfang verknüpft sind. Denn das 
vorgelegte Konzept zielt darauf ab, den durch 
die Harzt-IV-Gesetzgebung verordneten Soli-
daritätsabbau und den damit einhergehenden 
Autonomieverlust für die Adressatinnen und 
Adressaten zu kompensieren. Im Folgenden 
wird zunächst aufgezeigt, was unter Solidarität 
überhaupt zu verstehen ist und worin dieser 
Solidaritätsbruch bestand, bevor dann die Dis-
kussion der anvisierten neuen sozialstaatlichen 
Solidarität in den Mittelpunkt rückt.

Fahnenwort Solidarität

Im öffentlichen Diskurs ist Solidarität meis-
tens als mangelnde Ressource oder dringlicher 
Appell im Gespräch. Dieses Fahnenwort, wie es 
in der Linguistik heißt, wird häufig als Ankla-
ge, um auf einen Mangel an Solidarität hinzu-
weisen, verwendet. Es nimmt hierbei den Rang 
eines schwer erreichbaren Ideals ein. Diese Rhe-
torikanfälligkeit macht den Begriff nicht selten 
zu einem leeren Signifikanten.

Demgegenüber ist in sozialwissenschaft-
lichen Betrachtungen von Solidarität häufig 
metaphernreich als „vielschichtigem Kitt sozi-
alen Zusammenlebens“ (Prisching 2003: 157) 
oder „sozialem Zement“ (Bayertz 1998: 11) 
die Rede. Analytisch beinhaltet dieser sozio-
logische Solidaritätsbegriff einen Hinweis auf 
die Art und Weise, wie soziale Beziehungen in 
einer Gesellschaft gestaltet sind. Denn anders 
als häufig angenommen, handelt es sich bei 
Solidarität nicht um Almosen oder freigiebige 
Wohltätigkeiten, sondern um reziproke Unter-
stützungsbeziehungen, die auf der Erkenntnis 
der menschlichen „Ergänzungsbedürftigkeit“ 
(Hillmann 1994: 793) und gemeinsam bzw. ge-
sellschaftlich verursachter Problemstellungen 
beruhen. Paradoxerweise muss gemeinschaftso-
rientiertes, also uneigennütziges Handeln hier-
bei nicht im Vordergrund stehen. Stabilität und 
Gemeinwohl entstehen vielmehr aufgrund der 
ausgeübten Praxis und dem Bewusstsein über 

die „wechselseitige Abhängigkeit im Dienste 
der gemeinsamen Zielverfolgung“ (Bude 2019: 
101). Das schließt die Verfolgung eigener Inter-
essen nicht aus (Börner 2018).

Für staatliche Sozialpolitik erwies sich die-
se Konstruktion als äußerst tragfähig. Gerade 
die abstrakte Reziprozität der sich über lange 
Zeithorizonte erstreckenden sozialen Bezie-
hungen, die sich bspw. im Rahmen der Sozi-
alversicherungen etabliert hatten, haben die 
Funktionsfähigkeit und öffentliche Akzeptanz 
des Wohlfahrtsstaates langfristig gesichert. Für 
die Wohlfahrtsstaatsforschung verkörpert der 
Sozialstaat damit eine moderne Form institu-
tionalisierter Solidarität (Prisching 2003: 157). 
Durch die Institutionalisierung können soziale 
Rechte garantiert werden, dank derer die für 
die individuelle Lebensplanung zentrale Erwar-
tungssicherheit auf Seiten der sozialstaatlichen 
Adressat_innen möglich wurde. Ein gewisses 
Maß an Mitwirkungspflichten (Beitragszah-
lung, Einhaltung bestimmter Fristen u. Ä.) 
ermöglicht zudem das gegenseitige Vertrauen 
zwischen völlig Unbekannten.

Neben zahlreichen anderen Solidaritätsprak-
tiken ist staatliche Sozialpolitik somit zu einer 
Möglichkeit geworden, welche die auf Gegen-
seitigkeit eingestellten sozialen Beziehungen in 
modernen Gesellschaften großflächig zu steu-
ern und bei Bedarf ausgleichend einzugreifen 
vermag, so dass auch Solidarität unter Fremden 
möglich wurde. Dieses „Solidaritätsmanage-
ment“ (Fehmel 2019) erlaubt es nicht nur, hori-
zontal Beziehungen zwischen den Bürgerinnen 
und Bürgern zu knüpfen, sondern ebenso verti-
kale Beziehungen zwischen der Bürgerschaft und 
dem Staat (bzw. den ihn vertretenden Sozialver-
waltungen etc.). Die 2005 eingeführte Grundsi-
cherung für Langzeitarbeitslose brach in mehr-
facher Hinsicht mit diesem Arrangement.

Vom folgenreichen Solidaritätsbruch ….

Die Einführung des neuen Arbeitslosengeldes 
für Langzeitarbeitslose (ALG II) 2005 im Rah-
men der Agenda 2010 bedeutete nicht nur eine 
Kürzung der Leistungen an Arbeitsuchende, die 
fortan als mindestsichernder Pauschalbetrag 
statt als Versicherungsleistung ausgezahlt wur-
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den, sondern brachte auch auf der Ebene der 
sozialstaatlichen Leitprinzipien eine Reihe von 
Veränderungen mit sich, die einhellig als Para-
digmenwechsel bezeichnet werden. Zeichnete 
sich der klassisch fürsorgende Sozialstaat durch 
umfassende arbeitsrechtliche Regulierungen und 
überwiegend kompensatorische Maßnahmen-
bündel aus, zielt der sogenannte aktivierende 
Wohlfahrtsstaat auf die präventive Mobilisie-
rung eigenverantwortlicher Subjekte (Dingeldey 
2006; Lessenich 2008). Auch wenn sich das Ak-
tivierungsparadigma längst nicht auf die Arbeits-
marktpolitik beschränkt, so lassen sich die akti-
vierenden Maßnahmen doch am besten an ihrer 
Reformierung nachvollziehen. Auf der Instru-
mentenebene ist der eingeschlagene Pfad der Ak-
tivierungspolitik durch eine bis in die Kohl-Ära 
zurückreichende Flexibilisierung des Arbeits-
marktes und der Beschäftigungsverhältnisse, die 
Einführung arbeitsfördernder Maßnahmen und 
die Konditionalisierung des Sozialleistungsbe-
zugs gekennzeichnet. Erwerbsarbeit wird damit 
für alle nicht Erwerbstätigen zum wichtigsten 
und einzigen legitimen Mittel gesellschaftlicher 
Teilhabe (vgl. auch Bothfeld/Betzelt 2011).

Konkret modifizierte ALG II erstens die 
Zugangsvoraussetzung für Langzeitarbeitslo-
se zu Arbeitslosenhilfeleistungen. Unter der 
Maxime des „Förderns und Forderns“ werden 
Arbeitsuchende, die länger als ein Jahr er-
werbslos sind oder keinerlei Ansprüche in der 
Arbeitslosenversicherung erworben haben, 
dazu angehalten, sich selbst um die Vermark-
tung, Wiederherstellung oder Aufrechterhal-
tung ihrer Arbeitskraft zu bemühen. Zu diesem 
Zweck wurden die Kriterien, die festlegen, ab 
wann die Aufnahme einer Tätigkeit zumutbar 
ist, grundlegend verschärft und von dem Ver-
gleich mit der vorherigen Tätigkeit, der eigenen 
Qualifikation und dem Wohnort abgekoppelt. 
Zweitens brachte die Reform eine Leistungskür-
zung mit sich, die sich einerseits aus der Kür-
zung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 
I im Rahmen der Sozialversicherung auf ein 
Jahr ergab und andererseits aus der Einführung 
einer neuen grundsichernden (statt wie zuvor 
lebensstandardsichernden) Regelleistung, dem 
Arbeitslosengeld II bestand.� Die Einführung 

�	 Die neue Regelleistung ALG II wurde im Vierten Gesetz für moderne 

von ALG II wurde drittens von einer Reihe res-
triktiver Kontroll- und Sanktionsmechanismen 
flankiert, die im scharfen Widerspruch zu dem 
Imperativ der Eigenverantwortung (dem ‚For-
dern‘ also) stehen, da sie eigenverantwortliche 
Bemühungen jenseits der als gesetzlich legitim 
erachteten Strategien nahezu unmöglich mach-
ten. Neben der umstrittenen Frage nach der an-
gemessenen Höhe des ALG II-Regelsatzes stellt 
bis heute insbesondere die Praxis der Sanktio-
nierung, also der Leistungskürzung bis hin zu 
-streichung im Falle einer Pflichtverletzung, die 
größte Kontroverse dar.�

Die neue arbeitsmarktpolitische Anreiz-
struktur führte so zu einer „Individualisierung 
der Verantwortung für das eigene Arbeits-
marktschicksal“ (Marquardsen 2007: 263), die 
eine folgenreiche Neuordnung der sozialen Be-
ziehungen im Sozialstaat herbeiführte und die 
sozialstaatliche Rechtfertigungsordnung von 
Grund auf veränderte (Lessenich 2008: 76f.). 
In dieser neuen gesellschaftlichen Grundord-
nung tritt der Staat als sorgender Garant sozi-
aler Rechte in den Hintergrund. An die Stelle 
des Versorgungsversprechens tritt ein ambiva-
lentes Freiheitsversprechen, das für zahlreiche 
Betroffene dem Ende der sozialpolitischen 
Erwartungssicherheit gleichkommt und für 
so manchen zum Zwang wird (Marquardsen 
2007). Gewissermaßen hat sich die Erwar-
tungssicherheit, die im damaligen Diskurs 
als illegitime Erwartungshaltung gegenüber 
dem Staat betrachtet wurde, sogar umgekehrt. 
Denn die neue Arbeitsmarktpolitik drückte 
sich in der „Erwartungshaltung des Versiche-
rers an den Versicherten, den materiellen und 
nichtmateriellen Leistungen des Arbeitsamtes 
im Sinne der Schadensminderungspflicht 
durch ein angemessenes, zielführendes Ver-
halten zu begegnen“, aus (Hartz et al. 2002: 
45). Damit kam es aber auch zu Umkehrung 
der Schuldfrage: wer arbeitslos ist oder bleibt 
hat sich nicht ausreichend bemüht. Sogenann-

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (2003) beschlossen. Sie führte die bishe-
rigen Leistungen Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu einer Grundsicherung für 
erwerbsfähige Langzeitarbeitslose zusammen.

�	 Über die Verfassungswidrigkeit der Sanktionen nach dem SGB II entschei-
det derzeit das Bundesverfassungsgericht. 2014 erklärten BVG-Richter die 
Höhe der Regelleistung zwar als „derzeit noch vereinbar“ mit der Verfas-
sung, sahen aber Anpassungsbedarf bei der Berechnungsgrundlage im Zuge 
der nächsten Neuermittlung des Pauschalbetrags (BVerfG 2014).
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ten.sozialen.Randgruppen,.die.zuvor.legitimer.
Bestandteil. der. Solidargemeinschaft. waren,.
drohte.nun.die.soziale.Exklusion.

Die.Sozialreform.von.2005.stellte.also.in-
sofern.eine.Verletzung.sozialstaatlicher.Soli-
darität.dar,.als.dass.die.staatlich.moderierten.
und. gesetzlich. formalisierten. gegenseitigen.
Hilfebeziehungen.zugunsten.eines.marktori-
entierten. Selbstunternehmertums. aufgelöst.
wurden.(Bröckling.2007)..In.der.Konsequenz.
setzte.der.eingeschlagene.Pfad.gleich.mehre-
re.Entsolidarisierungsprozesse.in.Gang.(po-
litisch,.medial.und.zwischenmenschlich),.im.
Rahmen.derer.die. in.einem.Sozialversiche-
rungsstaat.wie.dem.deutschen.ohnehin.wirk-
mächtigen.gesellschaft.lichen.Anforderungen.
an.den.Normalarbeitsbürger.verallgemeinert.
und.auch.auf.die.Schwächsten.der.Gesellschaft..
übertragen.wurden.(Promberger/Ramos.Loba-
to.2016:.325)..Solidarität.gegenüber.Langzeit-
arbeitslosen,.Geringqualifi.zierten.etc..hat.sich.
damit.auf.ein.Mindestmaß.reduziert,.sowohl.
in.zeitlich.als.auch.in.fi.nanzieller.Hinsicht.

Für.die.Adressatinnen.und.Adressaten.des.
Sozialstaates.brachte.der.arbeitsmarktpolitische.
Paradigmenwechsel. ein. Klima. der. Verunsi-
cherung.mit.sich,.das.nicht.nur.für.Erwerbs-
lose,.sondern.auch.für.die.große.Zahl.atypisch.
Beschäft.igter.einen.Bewusstseinswandel.her-
beigeführt.hat.(Grimm.et.al..2006)..Von.allen.
Wirkungen.der.Hartz-Gesetze.sollte.sich.dieser.
Vertrauensverlust. in. Folge. der. Solidaritäts-
brüche.für.die.Sozialdemokratie.als.besonders.
schwerwiegend.herausstellen..Folglich.zielt.ein.
Großteil.des.Reformprogramms.der.SPD.auf.
die.Wiederherstellung.von.Vertrauen.durch.die.
Neuknüpfung.solidarischer.Bande.ab.

… zum hoffnungsvollen Solidaritätsver-
sprechen

Die.im.Reformkonzept.anvisierten.arbeits-
marktpolitischen.Neuerungen.(weitere.Reform-
vorschläge.für.die.Bereiche.Alterssicherung,.Ge-
sundheit,.Pfl.ege.und.Wohngeld.sollen.folgen).
zielen.auf.eine.Neuordnung.und.in.Teilen.Wie-
derherstellung.der.Solidarbeziehungen.unter.

U. Bohmann, S. Börner, D. Lindner, 
J. Oberthür, A. Stiegler (Hrsg.)

Praktiken der Selbstbestimmung 
Zwischen.subjektivem.Anspruch.
und.institutionellem.Funktionserfordernis
Mit.einem.Vorwort.von.Hartmut.Rosa

Der. Sammelband. nimmt. die.
multiplen.Inanspruchnahmen.
eines. selbstverantwortlichen,.
sich. und. seine. Praxis. reflek-
tierenden.und.optimierenden.
Subjekts.sowie.die.Folgen.seiner.
potenziellen.Überforderung.in.
den.Blick..Eindrucksvoll.führt.

der.Band.empirische.Befunde.und.theoretische.
Überlegungen,.welche.die.Beziehungen,.Verän-
derungen.und.potenziellen.Spannungen.zwischen.
autonomer.Handlungspraxis.und.institutionellen.
Handlungsanforderungen. in. konkreten. gesell-
schaftlichen.Teilbereichen.und.Organisationen.
thematisieren,.zusammen.

Springer.VS,.ISBN.978-3-658-14987-1,.1..Aufl...2018,.
263.S.,.Soft.cover.49.99.€.

Monika Eigmüller, Nikola Tietze (Hrsg.)

Ungleichheitskonfl ikte in Europa
Jenseits.von.Klasse.und.Nation
Reihe:.Europa.–.Politik.–.Gesellschaft.

Im. Fokus. des. Bandes. stehen.
die.Beziehungen.zwischen.Un-
gleichheitskonfl.ikten.und.Euro-
päisierungsprozessen..Wie.und.
wann.tragen.Ungleichheitskon-
fl.ikte.zum.Wandel.europäischer.
Ordnungen. bei?. Inwieweit.
werden.sie.durch.europäische.

Rechtsetzung,.Staatstätigkeit.oder.ökonomische.
Regelungen.produziert?.Die.Autorinnen.und.Au-
toren.untersuchen.in.ihren.Beiträgen.nicht.nur.die.
Transformationen.nationaler.Ungleichheitsstruk-
turen.und.die.Entstehung.neuer,.spezifi.sch.euro-
päischer.Ungleichheiten.

Springer.VS,.ISBN.978-3-658-22245-1,.1..Aufl...2019,.
269.S.,.Soft.cover.44.99.€.
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den aktuellen Vorzeichen der Wirtschafts- und 
Arbeitswelt ab. Der Reformbedarf ergibt sich 
laut Konzept durch die strukturellen Verände-
rungen am Arbeitsmarkt, genauer den Wandel 
von „Berufsbildern, Arbeitszeitmodellen und 
Qualifikationsanforderungen“ (3), die eine 
nachholende Modernisierung des Sozialstaates 
erforderlich machen. Das Konzept bekennt sich 
zur Arbeitsgesellschaft, aus der ein Recht auf 
Arbeit abgeleitet wird. Entsprechend sei „die 
Solidargemeinschaft dazu verpflichtet, sich um 
jeden Einzelnen zu kümmern und jedem Ar-
beit und Teilhabe zu ermöglichen“ (3). Das kurz 
und knapp vorgetragene Selbstverständnis stellt 
die Handlungsgrundlage des neuen Sozialstaa-
tes dar, markiert aber auch dessen Grenzen (die 
bspw. in einer Absage an ein bedingungsloses 
Grundeinkommen bestehen).

Einer der Schlüsselsätze des Papiers verrät, 
dass es sich bei der Zukunftsgestaltung des 
Sozialstaates für die SPD v.a. um Vergangen-
heitsbewältigung handelt. Denn mit den kri-
tisch zu hinterfragenden „Gewissheiten der 
vergangenen 20 Jahre“ sind die Fakten, die 
der aktivierende Sozialstaat geschaffen hat, ge-
meint: soziale Exklusion, Abstiegs- bzw. Exis-
tenzängste für viele Arbeitnehmer_innen, eine 
zunehmende Bandbreite prekärer Beschäfti-
gungsverhältnisse und menschenunwürdige 
Sanktionspraktiken�. Gewissheiten, deren 
Daseinsberechtigung sich in den diskursiven 
Anrufungen der vergangenen Jahre in weiten 
Teilen erfolgreich durchgesetzt hat.

Das Herzstück der Solidargemeinschaft bil-
den drei Instrumente, die weit über den Rege-
lungsbereich des SGB II hinausreichen: eine 
solidarische Arbeitsversicherung, das ALG II 
ersetzende Bürgergeld und eine sozialdemokra-
tische Kindergrundsicherung. Sie sollen dem 
Anspruch nach nicht nur soziale Exklusion 
verhindern, sondern auch die Lebensleistung 
der Bürger_innen anerkennen sowie den An-
forderungen der sich wandelnden Arbeitswelt 
gerecht werden. Auch wenn semantisch ein an-
derer Eindruck erweckt wird, bewegen sich die 

�	 Für Viele mag auch die geringste Arbeitslosenquote seit fast 30 Jahren dazu-
gehören (zum Zusammenhang der Agenda 2010 und dem Arbeitsmarktauf-
schwung vgl. Bofinger 2017).

vorgeschlagenen Maßnahmen zum Solidari-
tätsmanagement im Rahmen der existierenden 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente:

•	 Die solidarische Arbeitsversicherung: In der 
bestehenden gesetzlichen Arbeitslosenver-
sicherung (SGB III) sieht das Konzept eine 
Erweiterung des Leistungskatalogs sowohl 
auf der Ebene der aktiven Arbeitsförderung 
als auch der Lohnersatzleistung vor. Der 
Anspruch von Arbeitslosengeld I soll al-
tersunabhängig so verlängert werden, dass 
langjährig Versicherte auch einen längeren 
ALG-I-Anspruch haben. Die Antwort der 
SPD auf die arbeitsmarktpolitischen Her-
ausforderungen der Digitalisierung lautet 
Qualifizierung. Strukturell bedingten Ar-
beitsmarktflauten will die Partei zukünftig 
mit dem Ausbau der Arbeitsförderungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen zum Ar-
beitslosengeld-Q entgegenwirken, mit Hilfe 
dessen eine Verschiebung hin zur Präven-
tion von Erwerbslosigkeit angestrebt wird. 
Bei Teilnahme an einer Weiterbildungsmaß-
nahme kann damit der ALG I und Q-Bezug 
auf insgesamt maximal drei Jahre ausge-
dehnt und damit der häufig als sozialer Ab-
stieg empfundene Wechsel der Rechtskreise 
vom SGB III ins SGB II im Fall anhaltender 
Erwerbslosigkeit hinausgezögert werden.

•	 Die sozialdemokratische Kindergrundsiche-
rung: Mit dem Ziel, die Teilhabechancen 
von Kindern, die in ALG II-Haushalten auf-
wachsen, zu verbessern, wird in dem Kon-
zept eine von Sozialverbänden schon länger 
geforderte eigenständige Kindergrundsi-
cherung vorgeschlagen. Die individuelle 
Förderung durch den Kinderzuschlag in 
Höhe von monatlich 408 Euro soll durch 
den Ausbau der öffentlichen Infrastruktur 
im Bereich Bildung, Betreuung und Förde-
rung ergänzt werden.

•	 Das Bürgergeld: Das seit 2005 unter dem 
Reizwort Hartz IV kursierende ALG II 
möchte die SPD in ein Bürgergeld umwan-
deln, das den Bezieherinnen und Beziehern 
wieder mehr Selbstbestimmung im Rahmen 
des SGB II gewährt. Während der ersten 
zwei Jahre des Leistungsbezugs soll bspw. 
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Vermögen nicht mehr berücksichtigt und 
auf die Überprüfung der Angemessenheit 
des Wohnraums verzichtet werden. Eine 
weitere Akzentverschiebung des bisherigen 
Ansatzes verfolgt die Partei mit dem Ausbau 
des dritten Arbeitsmarktes, der langjäh-
rig Arbeitsuchenden die Rückkehr auf den 
Arbeitsmarkt ermöglichen soll und der mit 
dem zu Beginn des Jahres in Kraft getretenen 
Teilhabechancengesetz bereits begonnen 
wurde. Auch wenn in dem Zukunftskon-
zept grundlegend für eine Neuausrichtung 
der Anreizstruktur von negativen hin zu 
positiven Anreizen plädiert wird, scheint 
sich die Partei bei der Frage des zukünftigen 
Umgangs mit Sanktionen schwer zu tun und 
schlägt einen Mittelweg vor: Nicht der kom-
plette Verzicht auf Sanktionen, sondern die 
Abschaffung „sinnwidriger und unwürdiger 
Sanktionen“ ist vorgesehen (S. 16). Damit 
sind scheinbar strengere Sanktionen für un-
ter 25jährige, die Kürzung der Wohnkosten 
sowie die vollständige Leistungskürzung 
gemeint. Das Bürgergeld zielt aber auch 
auf eine Korrektur der weichen Faktoren 
des Hartz IV-Regimes ab, die den ALG II-
Bezug für viele zu einer unwürdigen Erfah-
rung gemacht haben: einen würdevolleren 
Umgang miteinander, eine „Partnerschaft 
auf Augenhöhe“ ohne Bevormundung (S. 
16), die Vereinfachung der Verfahren und 
verbesserte Kommunikationsprozesse.

Nach diesem Konzept löst der neue Sozial-
staat seine Vorstellung von Solidarität dahin-
gehend ein, dass v.a. langfristig Erwerbstätige 
in Zeiten der Bedürftigkeit unterstützt werden. 
Wobei sich nicht die Höhe der Unterstützungs-
leistungen verändern soll, sondern die Dauer. 
Daneben wird auch den schwächsten Mitglie-
dern der Gesellschaft – Kindern in einkom-
mensschwachen Haushalten sowie langjährigen 
Erwerbslosen, denen der Arbeitsmarktzugang 
aus eigenen Kräften nicht mehr gelingt – ein 
Recht auf Förderung zugesprochen. Die so 
geplante Neugestaltung der gesellschaftlichen 
Solidarbeziehungen zielt langfristig auch dar-
auf ab, so die Hoffnung, das Vertrauen in den 
sozial- und arbeitsmarktpolitischen Gestal-
tungswillen der SPD wiederherzustellen. Im 
Umkehrschluss bedeutet das keineswegs, dass 

die Mitwirkungspflichten und Beweislast völ-
lig auf Seiten des Sozialstaates wandern. Die 
auf Gegenseitigkeit beruhenden Rechte und 
Pflichten sind vielmehr in dem Verständnis so-
zialer Rechte und sozialstaatlicher Solidarität 
angelegt und sollten im Idealfall ausgewogener 
sein als in der bisherigen Praxis des „Förderns 
und Forderns“. 

Während die Reformvorschläge auf positive 
statt negative Anreize abzielen, bleibt die Höhe 
der Grundsicherung unverändert. Insbesonde-
re daran zeigt sich, dass es der Partei v.a. um die 
Überarbeitung der dem SGB II impliziten Leit-
prinzipien und die Korrektur des hierzulande 
eingeschlagenen aktivierungspolitischen Weges 
und nicht um die Vermeidung von Bedürftig-
keit im eigentlichen Sinne geht.

Bürgernähe und -freundlichkeit betont das 
Reformprogramm durchweg. In dieser Hinsicht 
scheint sich die Sozialdemokratie ganz beson-
ders zu bemühen, einen Kontrapunkt zu dem 
häufig nur einseitig eingelösten Grundsatzes 
des „Förderns und Forderns“ zu setzen. Das 
wird durch die wiederholte Betonung dreier 
Prinzipien erreicht: der Respekt vor bzw. die 
Anerkennung von Lebensleistung; das Recht 
auf Arbeit (aber auch auf mobiles Arbeiten, 
Teilzeit, Weiterbildung und sogar auf Nicht-
erreichbarkeit) sowie die Wiederherstellung 
einer intakten Solidargemeinschaft in der Si-
cherungsdimension Erwerbslosigkeit. Die 
geplanten Fördermaßnahmen dürften die im 
deutschen Sozialstaat eher moderaten Ausga-
ben für aktive Arbeitsmarktpolitik in die Höhe 
treiben. Auf dieser Dimension nähert sich das 
Konzept dem sozialdemokratischen Modell der 
skandinavischen Länder an.

Dass Anerkennung von Lebensleistung ne-
ben Solidarität einen weiteren Leitgedanken 
des Textes darstellt, ist paradigmatisch für den 
derzeitigen sozialpolitischen Ansatz der Sozial-
demokraten (vgl. auch das von Hubertus Heil 
zeitgleich präsentierte Konzept einer „Respekt-
Rente“). Weil der Begriff der Lebensleistung 
doch deutlich dem Konzept der Erwerbsarbeit 
verbunden bleibt, bekennt sich die Partei damit 
möglicherweise ungewollt zu dem hierzulan-
de vorherrschenden konservativen Verständ-
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nis von Sozialstaatlichkeit. Das Modell ist für 
eher statussichernde statt armutsvermeidende 
Instrumente und seine meritokratische Aner-
kennungsordnung bekannt. Der Sozialstaat der 
Vergangenheit stellt sich so in mancherlei Hin-
sicht erstaunlich rückwärtsgewandt dar.

Fazit

Mit einer Mischung aus sozialdemokra-
tischen und konservativen Sozialpolitiken baut 
die SPD auf ein „Sozialstaatsversprechen [, das 
auf] Arbeit, Solidarität und Menschlichkeit“ ba-
siert (3). Ein betont menschenwürdiges, die Ge-
genseitigkeit der sozialstaatlichen Beziehungen 
betonendes Programm macht die angekündig-
te neue sozialpolitische Haltung aus. Damit er-
kennen die sozialpolitischen Akteure der SPD 
an, dass Sozialpolitik kein rein wirtschaftspo-
litisches Instrument der Konjunkturförderung 
ist, sondern die Beziehungen zwischen den 
Bürgerinnen und Bürgern sowie zwischen dem 
Staat und seinen Bürger_innen maßgeblich 
mitgestalten kann. Für die Normalarbeitsbür-
ger_innen ginge eine Umsetzung des Reform-
programms für den Sozialstaat der Zukunft 
mit einer gesellschaftlichen Aufwertung einher, 
da die Reformvorschläge darauf abzielen, die 
Zumutungen der Vergangenheit  gegen neue 
sozialrechtliche Erwartungssicherheiten ein-
zutauschen. Damit würden für eine klassische 
Addressat_innengruppe des aktivierenden 
Wohlfahrtstaates, die in der Vergangenheit So-
lidaritätseinbußen hinnehmen musste, neue 
sozialstaatliche Solidarnormen formuliert, die 
Solidarität weniger über das Bedarfsprinzip le-
gitimiert als vielmehr über die vorher erbrachte 
Arbeitsmarktleistung.	 ó
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Der Sozialstaat der Beschäftigten
von Florian Blank�

Die Debatte um die Zukunft des Sozial-
staats kennt viele konkurrierende Vorschläge. 
Hinter diesen stecken differierende Gerech-
tigkeitsvorstellungen und handfeste Interes-
sen, die auch zu unterschiedlich abgegrenzten 
Zielgruppen sozialpolitischer Interventionen 
führen. Liberale Ansätze konzentrieren sich 
auf die Ärmsten der Gesellschaft und überlas-
sen die über das Notwendigste hinausgehende 
Absicherung der privaten Initiative der Indivi-
duen einerseits, gewinnorientierten Anbietern 
von entsprechenden Leistungen andererseits. 
Neben Ansätzen, die auf eine Begrenzung oder 
sogar auf einen Rückbau des Sozialstaats abzie-
len und die häufig mit Verweis auf die zu ho-
hen Kosten sozialer Sicherung und Sorge um 
den „Standort Deutschland“ garniert werden, 
wird in jüngere Zeit immer wieder auf das be-
dingungslose Grundeinkommen als mögliche 
Alternative zum aktuellen Sozialstaat hinge-
wiesen. Mit solch einem Grundeinkommen 
wird eine universelle Absicherung verbunden, 
deren Verhältnis zu anderen Sicherungssys-
temen allerdings von Vorschlag zu Vorschlag 
sehr unterschiedlich ausgeprägt sein kann – je 
nachdem, ob das bedingungslose Grundein-
kommen als sanktionsfreie Basissicherung der 
neue Unterbau des Sozialstaats sein oder öf-
fentliche Sicherungssysteme gänzlich ersetzen 
soll (Spannagel 2015).

Auf das bestehende System, speziell auf die 
Zweige der Sozialversicherung, die in Deutsch-
land und einigen anderen Ländern im Mittel-
punkt der sozialen Sicherung stehen, bezieht 
sich eine ganze Reihe kleinerer und größerer 
Reformvorschläge (die vielfach an vorherige 
Reformen anknüpfen). Weitergehende Vor-
schläge wie eine Universalisierung als Bürger- 
oder Erwerbstätigenversicherung beinhalten 
die Erweiterung der bestehenden Mechanis-
men auf weitere Bevölkerungsgruppen, wobei 
ein Bezug zu den Beschäftigten häufig gewahrt 
bleibt. Auf den ersten Blick scheint eine größere 

�	 Florian Blank leitet das Referat Sozialpolitik am Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung in Düsseldorf.

Vision des Sozialstaats und der ihn prägenden 
Sozialversicherung zu fehlen. Nun wäre es 
wahrscheinlich ein Widerspruch in sich, das 
bestehende und seine schrittweise Fortent-
wicklung unter Bezugnahme auf eine radikale 
Vision zu verteidigen bzw. zu begründen. Im 
Folgenden soll argumentiert werden, dass und 
warum ein Fokus auf den Sozialstaat für Be-
schäftigte weiterhin gerechtfertigt ist und bleibt. 
Diese Rückversicherung mit Blick auf die Frage, 
warum die bisherige soziale Sicherung bei allen 
Schwächen im Detail doch sinnvoll ist, kann 
auch als Verteidigung einer beschäftigtenori-
entierten Sozialpolitik gegen einen einfachen 
Rückbau wie auch gegen einen falsch verstan-
denen Universalismus verstanden werden.

Der Stand der Dinge

Die Ursprünge des deutschen Sozialstaats 
liegen in dem autoritären Versuch, die Arbei-
terfrage nicht nur allein durch Repression, 
sondern auch durch die Bindung der neu ent-
stehenden Arbeiterklasse an den Staat zu lösen 
(Kaufmann 2003). Das Instrument, mit dem 
die neue soziale Sicherung umgesetzt wurde, 
war die Sozialversicherung mit ihren nach 
sozialen Risiken gegliederten Zweigen. Diese 
Ursprünge, die einen starken Bezug zwischen 
sozialer Sicherung und (vor allem: abhängiger) 
Erwerbstätigkeit herstellen, prägen den deut-
schen Sozialstaat bis heute: Leistungen folgen 
aus Beiträgen und spiegeln diese wider, versi-
chert sind in erster Linie abhängig Beschäf-
tigte und die Tarifparteien übernehmen Ver-
antwortung in der Selbstverwaltung. Wichtige 
Ausnahmen von dieser idealtypischen Sozial-
versicherung sind u.a. die Mitversicherung von 
Familienmitgliedern, das Sachleistungsprinzip 
in der gesetzlichen Krankenversicherung und 
ein Zuschuss aus Steuermitteln.

Das Sozialbudget der Bundesregierung� 
sowie weitere Datenquellen geben Aufschluss 

�	 Das Sozialbudget wird jährlich aktualisiert auf der Homepage des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales ausgewiesen.
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über die aktuelle Bedeutung der Sozialversi-
cherungssysteme und weiterer arbeitsbezo-
gener Sicherungssysteme im Sozialstaat. Das 
Sozialbudget betrug 2017 965,5 Milliarden. 
Euro (diese und die folgenden Daten für 2017 
sind als „geschätzt“ gekennzeichnet). Das 
entspricht 29,6 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP). Von diesem Gesamtvolumen 
entfielen 60,8 Prozent auf die fünf Zweige der 
Sozialversicherung, 3,5 Prozent auf sogenann-
te Sondersysteme (u.a. die private Krankenver-
sicherung und Versorgungswerke), 7,7 Prozent 
auf die Systeme des öffentlichen Dienstes (vor 
allem Pensionen), 9,3 Prozent auf Arbeitgeber-
systeme (u.a. Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall und betriebliche Altersversorgung) 
und 4,5 Prozent auf die Grundsicherung für 
Arbeitssuchende. Diese Leistungen kommen 
nicht nur unmittelbar Beschäftigten zugute; 
von Transfers und durch einen erweiterten 
Versicherungsschutz profitieren auch Famili-
enangehörige und Haushaltsmitglieder (etwa 
durch Hinterbliebenenrenten oder die Fa-
milienmitversicherung in der Krankenversi-
cherung). Andere Leistungen kommen auch 
Beschäftigten zugute, sind aber nicht direkt 
an Beschäftigung gekoppelt, wie familienpoli-
tische Leistungen oder das Wohngeld. Für die 
Leistungsseite ist damit ein deutlicher Bezug 
der Leistung zur Arbeit festzuhalten: Als Absi-
cherung von abhängig Beschäftigten und ihrer 
Angehörigen sowie der Arbeitssuchenden.

Auch auf der Finanzierungsseite zeigt sich 
im Sozialbudget, dass der Sozialstaat in er-
heblichem Maße auf Beschäftigung aufbaut. 
Aufgeschlüsselt nach Finanzierungsarten wird 
sichtbar, dass Sozialbeiträge 65,0 Prozent der 
Einnahmen ausmachen, die Zuschüsse des 
Staates dagegen rund ein Drittel (33,4 Prozent). 
Die Sozialbeiträge der Arbeitgeber betrugen 
34,2 Prozent, (davon 25,6 Prozent tatsächliche 
und 8,6 Prozent unterstellte Beiträge), die der 
Versicherten 30,8 Prozent (davon Beiträge der 
Arbeitnehmer 23,2 Prozent, Empfänger von 
Sozialleistungen: 4,5 Prozent Selbstständige: 1,7 
Prozent). Eine Addition der von Arbeitgebern 
und abhängig Beschäftigten geleisteten, also auf 
abhängige Beschäftigung bezogenen, Beiträge 
ergibt für 2017 den Wert 57,4 Prozent.

Allerdings ist die Unterscheidung, die im So-
zialbudget und auch in der politischen Debatte 
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei-
trägen getroffen wird (und entsprechend auch 
der Hinweis auf Lohnnebenkosten), proble-
matisch. Aus Arbeitgebersicht handelt es sich 
schlicht um Arbeitskosten (Bäcker 2006). Eine 
Anhebung der Beitragssätze zur Sozialversiche-
rung wird entweder über die Preise weitergege-
ben, kommt bei folgenden Lohnverhandlungen 
wieder auf die Agenda und verringert tatsäch-
lich die Unternehmergewinne bzw. Investiti-
onen. In diesem Sinne ist die Unterscheidung 
zwar sinnvoll, um festzustellen, wessen Konto 
zuerst betroffen wird, wenn es zu einer Anhe-
bung oder Senkung der Beitragssätze oder gar 
zur Schaffung neuer Leistungen kommt. Wer 
aber dauerhaft mehr oder weniger Beiträge 
auf sich nehmen muss, ist von den Machtver-
hältnissen und ökonomischen Rahmenbedin-
gungen abhängig.

Im Zeitverlauf ist es zu deutlichen Ver-
schiebungen gekommen. Die Sozialversiche-
rungssysteme sind zwar weiterhin der zentrale 
Pfeiler des Sozialstaats. Trotz der Schaffung 
der Pflegeversicherung hat ihr Anteil an den 
gesamten Leistungen aber abgenommen. Die-
ser Rückgang beträgt gegenüber der Mitte der 
1990er Jahre rund 10 Prozent (etwa sechs Pro-
zentpunkte), wobei die Daten bis 2008 und ab 
2009 nicht direkt miteinander vergleichbar 
sind.� Zwischen den Zweigen der Sozialversi-
cherung ist insbesondere der relative Rück-
gang des Anteils der Rentenversicherung und 
der Arbeitslosenversicherung bemerkenswert. 
Letzterer ist eine Folge der positiven Arbeits-
marktentwicklung, ersterer vor allem auf 
politische Entscheidungen – also Leistungs-
kürzungen – zurückzuführen. In der Finan-
zierung ist der Anteil der Sozialbeiträge der 
Beschäftigten weitgehend stabil geblieben. Der 
Anteil der Sozialbeiträge der Arbeitgeber hin-
gegen ist um rund 20 Prozent (etwa acht Pro-
zentpunkte) gesunken, während die Zuschüsse 
des Staates um mehr als ein Viertel (knapp sie-
ben Prozentpunkte) gestiegen sind.

�	 Grund dafür ist die Berücksichtigung der privaten Krankenversicherung im 
Sozialbudget ab 2009, durch die sich die Anteilwerte verschoben haben.
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Diese Daten knapp zusammengefasst erge-
ben folgendes Bild: Sozialversicherungen und 
darüber hinaus auf Arbeit bezogene Leistungen 
machen einen erheblichen Teil der Sozialleis-
tungen aus. Die Sozialversicherungen insgesamt 
haben als Träger dieser Leistungen im Zeitver-
lauf relativ an Bedeutung verloren, sie bleiben 
aber die wichtigsten Institutionen der sozialen 
Sicherung. In der Finanzierung dominieren 
weiter Sozialbeiträge und die auf abhängige 
Beschäftigung bezogene Finanzierung beträgt 
über 50 Prozent. Im Zeitverlauf wurden aller-
dings die Arbeitgeber deutlich „entlastet“, der 
Staat hingegen beteiligt sich über Steuermittel 
deutlich stärker an der Finanzierung.

Arbeitsmarktentwicklungen

Die bloße Feststellung, dass arbeitsbezogene 
Leistungen weiterhin eine wichtige Rolle spie-
len, beantwortet noch nicht die Frage, ob und 
wieso der Fokus auf Beschäftigung und das 
Instrument der Sozialversicherung angesichts 
des Wandels der Beschäftigung, von Befürch-
tungen und Hoffnungen, die mit einer digitalen 
Transformation verbunden sind, aber auch 
angesichts der Pluralisierung von Lebensstilen 
und Bedürfnissen nach individuellen Lösungen 
überhaupt angemessen ist und bleibt. Sind nicht 
eine stärkere Individualisierung der sozialen Si-
cherung (anstelle eines „one size fits all“) oder 
umgekehrt eine Basissicherung bessere Wege? 
Die Beantwortung dieser Frage hat eine empi-
rische und eine normative Seite. Die empirische 
Seite bezieht sich auf den Stellenwert von Arbeit 
in der Gesellschaft. 

Die periodisch wiederkehrenden Befürch-
tungen (oder Hoffnungen), dass ein „Ende 
der Arbeit“ bevorstehe, sind zumindest für die 
deutsche Gesellschaft nicht eingetreten, auch 
wenn mit der Digitalisierung wieder solche Be-
fürchtungen verbunden werden. Erwerbsarbeit 
ist und bleibt die zentrale Einkommensquelle 
und ist gegenwärtig sogar weiter verbreitet als 
jemals zuvor. Und Menschen sind auch weiter-
hin – so banal das klingen mag – auf Erwerbs-
tätigkeit zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes 
angewiesen. Der Beschäftigungsaufwuchs der 
vergangenen Jahre hatte durchaus Schattensei-
ten, wie weit verbreitete prekäre Beschäftigung. 

Zugleich ist aber ebenso festzuhalten, dass abso-
lut wie auch relativ mehr Menschen sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt sind als jemals 
zuvor. Dabei ist Teilzeitbeschäftigung deutlich 
gewachsen, so dass sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung in Vollzeit bisher noch keinen 
neuen Höchststand erreicht hat (sozialpolitik-
aktuell.de 2019). 

Für die soziale Sicherung bedeutet das, dass 
mehr Menschen als jemals zuvor in die Sozial-
versicherung als Beitragszahlerinnen und -zah-
ler und Leistungsberechtigte einbezogen sind. 
Das zeigt sich auch in den Daten der Träger der 
Sozialversicherung zu Versichertenzahlen. Es 
muss hier von einer Universalisierung der So-
zialversicherung durch den Arbeitsmarkt aus-
gegangen werden.

Der Stellenwert der Arbeit zeigt sich nicht al-
lein bei Betrachtung der Erwerbstätigenzahlen. 
Arbeit ist auch als soziale und rechtliche Norm 
bestätigt worden, etwa durch aktivierende 
Maßnahmen in der Arbeitsmarktpolitik. Die 
Hartz-Reformen haben zwar zu einer Abwer-
tung von Arbeit – etwa durch die Verschärfung 
der Zumutbarkeitsregeln – geführt. Die gesell-
schaftliche Norm der Arbeit ist aber zugleich 
bestätigt worden, da die Erwerbsintegration 
letztlich Ziel dieser Maßnahmen war. Und Leis-
tungskürzungen machen lange, gut bezahlte 
Erwerbsbiografien sogar notwendiger, wenn es 
darum geht, durch Beiträge angemessene Leis-
tungen zu erreichen.

Schließlich ist auch das Leben „außerhalb“ 
der Arbeit für viele Menschen in erheblichem 
Maße durch diese geprägt. Das betrifft Sorge- 
oder Reproduktionsarbeit in Haushalten, aber 
auch die Wiederherstellung von Arbeitskraft in 
der Freizeit, die Vorbereitung auf Arbeit durch 
Bildung oder das Warten auf eine Beschäftigung 
im Falle von Arbeitslosigkeit. 

Damit muss mit Blick auf die empirische 
Entwicklung gesagt werden, dass der deut-
schen Gesellschaft die Arbeit nicht ausgegan-
gen ist. Im Gegenteil muss davon ausgegangen 
werden, dass Arbeit zwar nicht ohne weiteres 
das Gefühl von Verbundenheit und Gemein-
samkeit zwischen Beschäftigten(gruppen) 
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schafft, aber dennoch die Lebenswirklichkeit 
der Menschen maßgeblich prägt. Trotz einer 
Individualisierung und einer Ausdifferenzie-
rung bis hin zur Polarisierung der Beschäf-
tigungsverhältnisse: Arbeit ist offensichtlich 
(und nicht sonderlich verwunderlich) zentral 
im Leben der Menschen.

Soziale Sicherung für Beschäftigte

Wenn Arbeit also weiter eine zentrale Rolle 
im Leben der Menschen spielt, gerade auch als 
Einkommensquelle, was bedeutet das dann für 
die soziale Sicherung? Und muss in Reaktion 
bspw. auf atypische Beschäftigung und Preka-
risierung soziale Sicherung nicht grundlegend 
neu konzipiert werden?

Sozialpolitik und das Instrument der Sozi-
alversicherung haben aus mehreren Gründen 
eine besondere Bedeutung für Erwerbstätige 
(das heißt bisher vor allem: abhängig Beschäf-
tigte). Sozialpolitik – und insbesondere die 
umlagefinanzierte Sozialversicherung – kann 
als Schaffung von Sozialeigentum verstanden 
werden, das ähnlich wie Privateigentum der 
Sicherheit seiner Besitzer dient (Castel 2011: 
208). Die Mitarbeit an der Schaffung dieses 
Sozialeigentums begründet Ansprüche – näm-
lich Rechte auf ein Einkommen jenseits der 
Erwerbsarbeit gerade für jene, die kein Privat-
vermögen haben, das sie im Notfall aufbrau-
chen können oder von dessen Zinsen sie leben 
könnten und auch keines aufbauen können. 
Im Falle von Lohnersatzleistungen besteht eine 
Proportionalität zwischen Mitarbeit und An-
sprüchen. Eine pauschale Basisleistung würde 
nicht die notwendige Sicherheit bringen und 
vielfach auch etablierten Gerechtigkeitsvor-
stellungen widersprechen. Diese Ansprüche 
sind nicht unkonditional, wie es bei privatem 
Vermögen der Fall ist, sondern an Definitionen 
von Lebenslagen gekoppelt, in denen auf dieses 
Vermögen zugegriffen werden kann. Diese De-
finitionen kreisen meistens um den unverschul-
deten Wegfall der Erwerbstätigkeit oder einen 
Verlust der Erwerbsfähigkeit. Die Analogie 
zum Vermögen hat weitere Bruchstellen, inso-
fern die politisch gewollte Verringerung dieses 
Eigentums durchaus vorkommt (in Form von 
Leistungskürzungen), mutmaßlich sogar eher 

als eine Enteignung oder auch nur Besteuerung 
von Privatvermögen. Auch der Übertragung 
und Vererbung des Sozialvermögens sind enge 
Grenzen gesetzt (wobei in der Alterssicherung 
Hinterbliebenenrenten vorkommen). Das So-
zialeigentum hat allerdings gerade aufgrund 
der Konditionalität den Vorteil, in begründeten 
Einzelfällen größere Auszahlungen und eine 
bessere Sicherung zuzulassen, als durch indi-
viduelles Sparen möglich wäre, etwa im Falle 
schwerer Erkrankungen.

Die Wirkung des Sozialeigentums besteht 
aber nicht allein in der „einfachen“ Absicherung 
gegen den Wegfall des Erwerbseinkommens. 
Sie verringert durch die temporäre (im Falle der 
Altersrenten sogar permanente) Möglichkeit, 
Phasen des Einkommensausfalls zu überbrü-
cken, den Druck, unbedingt, um jeden Preis, auf 
dem Arbeitsmarkt aktiv zu sein. Sie schafft da-
mit die Möglichkeit der Dekommodifizierung, 
also die (bedingte, temporäre) Aufhebung der 
Notwendigkeit die „Ware“ Arbeit anzubieten 
und zu verkaufen, indem sie Einkommensbezug 
auch außerhalb des Arbeitsmarktes ermöglicht. 
Der Einkommenserwerb auf Basis des Arbeits-
markts und der dort geschlossenen Verträge 
wird durch Rechte ergänzt und damit werden 
Einkommen und Verteilung Gegenstand der 
Politik. Und das hat Rückwirkungen auf den 
Arbeitsmarkt, da Lohnersatzleistungen helfen, 
das Arbeitskräfteangebot zu verknappen und so 
auch wiederum Rückwirkungen auf Lohnver-
handlungen haben können (Streeck 2005). Die-
se Möglichkeit der Dekommodifizierung muss 
allerdings deswegen konditional sein, weil der 
Einkommensersatz gleichzeitig an anderer Stel-
le erwirtschaftet werden muss.� Anders formu-
liert kann es keine Umverteilung geben, ohne 
dass es eine vorherige Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen gibt. Entsprechend sind 
investive sozialpolitische Maßnahmen weniger 
Zweck der sozialen Sicherung, sondern idealer-
weise eine Hilfe, um dekommodifizierende So-
zialpolitik durch Aufbau und Erhalt der „Ware“ 
Arbeitskraft zu ermöglichen.

�	 Darin liegt der zentrale Denkfehler bei Vorschlägen für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen: Es gibt in diesen Konzepten einen formalen Anspruch 
auf Leistungen, aber nur eine moralische Verpflichtung, an der Erarbeitung 
der zu verteilenden Mittel mitzuwirken.
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Gegen diese Erwerbsarbeit-fixierte Argu-
mentationslinie lässt sich argumentieren, dass 
ein Fokus auf Beschäftigte als zentraler Bezugs-
punkt für Sozialpolitik insgesamt zu eng ist. 
Da ist durchaus etwas dran. Gesundheit ist ein 
Menschenrecht. Grundsicherungsleistungen 
sollen ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum sicherstellen und wenn einzelnen Men-
schengruppen (etwa Migrantinnen und Mig-
ranten) von diesen ausgeschlossen werden, wird 
berechtigt Kritik laut. Tatsächlich kann (und 
sollte) nicht jede Form von Sozialpolitik allein 
durch Bezug auf Arbeit, speziell auf abhängige 
Erwerbsarbeit, begründet werden. Mit Blick auf 
ein menschenwürdiges Existenzminimum stellt 
sich in der Praxis allerdings die Frage nach an-
gemessenen Anspruchsbedingungen bei den-
jenigen, die zur Schaffung des Sozialeigentums 
beitragen können, eine Frage, die in der aktu-
ellen Debatte um eine Reform oder Überwin-
dung von Hartz IV wieder wichtig geworden ist. 
Dabei geht es darum, welche Bedingungen des 
Leistungsbezugs akzeptabel sind und sicherstel-
len, dass – Arbeitsfähigkeit vorausgesetzt – die 
Mitwirkung an der gesellschaftlichen Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen gegeben 
ist.� Dabei ist aus der Logik der Sozialpolitik 
auch klar, dass beispielsweise die Definition 
von zumutbarer Beschäftigung nicht dergestalt 
erfolgen darf, dass die Schutzfunktion des Sozi-
aleigentums konterkariert wird.

Mit Blick auf die Gesundheitsversorgung 
ist mit der Ausnahme der Lohnersatzleistung 
Krankengeld eine menschenrechtliche Begrün-
dung jenseits der Arbeit denkbar . Jedoch ist 
auch hier zunächst einmal festzuhalten, dass 
sozialpolitische Eingriffe vor allem dann not-
wendig waren und sind, wenn individuelles Ein-
kommen und Vermögen nicht zum Erwerb der 
benötigten Güter und Dienstleistungen ausrei-
chen. Auch darüber hinaus ist eine deutliche Be-
ziehung von Gesundheit und Arbeit vorhanden. 
Dieser Zusammenhang wird in jüngerer Zeit 
immer wieder medial diskutiert: Hier stehen die 
gesundheitsbeeinträchtigenden wie auch för-

�	 Ergänzt werden muss, dass diese Mitwirkung in bestimmten Fällen auch au-
ßerhalb des Arbeitsmarktes stattfinden kann, insbesondere durch Sorgearbeit. 
Dasselbe gilt im Übrigen auch für Ansprüche an die Sozialversicherung. Den-
noch bleibt es dabei, dass in der gegenwärtigen Gesellschaft, Umverteilung von 
Einkommen nur auf der Basis vorher erwirtschafteter Einkommen möglich ist. 

derlichen Aspekte im Mittelpunkt, Arbeitsbelas-
tungen, psychische Belastungen und Burn-Out 
und Medikamenten-/Drogenmissbrauch zur 
Leistungssteigerung einerseits (vgl. Ahlers 2015, 
Lohmann-Haislah 2012; kritisch hierzu: Dornes 
2016), die positive Bedeutung von Arbeit auf die 
psychische Gesundheit (bzw. die psychische Be-
lastung durch Arbeitslosigkeit) und die Folgen 
von psychischen Krankheiten auf die Arbeits-
marktintegration (Gühne/Riedel-Heller 2015) 
andererseits. Auch hier ist damit der Zusam-
menhang von Erwerbsarbeit, Gesundheit und 
sozialer Sicherung offensichtlich.

Was folgt?

Eine Verteidigung der Sozialversicherung 
und eines auf Erwerbstätigkeit orientierten So-
zialstaats provoziert leicht den Vorwurf, einfach 
Altes oder überkommene Besitzstände verteidi-
gen zu wollen. Allerdings ist umgekehrt nicht 
einzusehen, warum brauchbare Instrumen-
te nach sorgfältiger Prüfung nicht weiter, viel-
leicht auch in angepasster Form, genutzt wer-
den sollten. Und es sollte gefragt werden, ob 
alarmistische Beschreibungen gesellschaft-
licher Transformationen (wie auch von Finan-
zierungsfragen) denn tatsächlich eine empi-
rische Basis haben. Es wurde in diesem Beitrag 
argumentiert, dass eine Fokussierung sozialer 
Sicherung auf Probleme von Erwerbstätigen 
angesichts der Bedeutung von Arbeit gerecht-
fertigt ist und bleibt. Sozialpolitik schafft Sozi-
aleigentum, Ansprüche die bei den Wechselfäl-
len des Lebens Menschen helfen, die nicht auf 
andere Ressourcen zugreifen können. Den Fo-
kus sozialpolitischer Maßnahmen auf Erwerbs-
arbeit beizubehalten, schließt Ergänzungen 
nicht aus. Das betrifft gerade auch die Behand-
lung von Sorgearbeit. Solche Ergänzungen än-
dern aber nichts daran, dass Arbeit Quelle ge-
sellschaftlichen Reichtums ist und aus Sicht der 
überwiegenden Mehrzahl der Bürgerinnen und 
Bürger die Einkommensquelle.

Die bestehenden Sozialversicherungen sind 
als Instrument zur Schaffung und Verwaltung 
des Sozialeigentums bestens geeignet. Sie müs-
sen allerdings weiter entwickelt werden um ihre 
Schutzfunktion weiterhin erfüllen zu können. 
Dabei zeigt ein Blick in die Nachbarländer, aber 
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auch in die Geschichte des deutschen Sozialstaats, 
dass Sozialversicherungen mit verschiedenen 
Schutzniveaus, Risikodefinitionen, Versicherten-
kreisen und auch Gerechtigkeitsprinzipien ver-
bunden werden können. Sie sind ein erstaunlich 
flexibles Instrument sozialer Sicherung. 

Es bleibt einiges zu tun, um diese Instru-
mente weiterzuentwickeln. Auf einer allgemei-
nen Ebene gehört dazu zunächst einmal die 
Erinnerung, zu welchem Zweck Sozialpolitik 
gemacht wird und damit eine „offensive Ver-
teidigung“ von Sozialpolitik als Korrektur und 
Eindämmung von Marktmechanismen, durch 
diese erzeugte Einkommens- und Vermögens-.
ungleichheiten und damit verbundenen Le-
benslagen. Auch im Detail bleibt einiges zu 
tun, denn im Laufe der letzten Jahre ist einiges 
liegen geblieben. Dies betrifft vor allem den 
Zugang zur Sozialversicherung, aber auch ihre 
Leistungshöhe. 

Zum ersten Punkt liegen seit geraumer Zeit 
Vorschläge einer Bürgerversicherung oder Er-
werbstätigenversicherung auf dem Tisch. Kern 
dieser Vorschläge ist die Ausweitung des Ver-
sichertenkreises. Während in der Rentenversi-
cherung damit eine Sicherung und Gleichbe-
handlung aller Erwerbstätigen angestrebt wird, 
der Fokus auf Arbeit damit erhalten bliebe, wäre 
im Falle der Bürgerversicherung in der Kran-
kenversicherung das erste Ziel die Aufhebung 
des ineffizienten dualen Systems der Kranken-
versicherung und die Stärkung der Solidarität 
in der Finanzierung. Beide Erweiterungen sind 
aber auch als eine Reaktion auf neue Erwerbs-
biografien zu verstehen, die durch universelle 
Systeme deutlich besser geschützt werden als 
durch segmentierte. 

Leistungsseitig ist sicher zu stellen, dass die 
Systeme der sozialen Sicherung tatsächlich auch 
ihre Aufgabe erfüllen, Menschen eine Zeit lang 
(im Fall der Rente sogar dauerhaft) unabhängig 
vom Arbeitsmarkt zu machen und gleichzeitig 
eine Reintegration ins Erwerbsleben zu ermögli-
chen. Das betrifft die Höhe und Bezugsdauer von 
Lohnersatzleistungen (etwa das Rentenniveau), 
aber auch das angemessene Verhältnis von Trans-
fers, speziellen Dienstleistungen (wie Bildungs-
maßnahmen) und öffentlicher Infrastruktur.

Beide Aspekte reagieren auf verschiedene 
Entwicklungen: Auf den Wandel der Arbeits-
welt und der Haushaltsstrukturen einerseits 
(und damit den Zugang zum Sozialeigentum) 
und politische Entscheidungen andererseits, 
die den Wert der Ansprüche betreffen. Die Re-
formen der letzten Jahre und Jahrzehnte haben 
häufig den Schutz der Menschen verringert. 
Aber die Strukturen der sozialen Sicherung sind 
intakt geblieben – intakt genug für eine Weiter-
entwicklung und Anpassung.	 ó
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Sozialstaat 4.0 – sicher, gerecht und selbstbestimmt
von Katrin Mohr und Tanja Smolenski�

Die aktuelle Aufgabe des Sozialstaates ist es, 
den grundlegenden Wandel von Wirtschafts- 
und Arbeitswelt solidarisch zu gestalten sowie 
vielfältiger und brüchiger werdende Lebens-
läufe abzusichern. Wie an jeder Weggabelung 
des Lebens geht es dabei nicht nur um Siche-
rung oder Mindestsicherung, sondern immer 
auch um Chancen, Wahloptionen und Selbst-
bestimmung. Ein Sozialstaat, der Sicherheit, 
Gerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle 
schafft, ist auch zukünftig nur mit starken und 
gut verankerten Gewerkschaften zu bewerk-
stelligen. Gewerkschaften schaffen mit eige-
nen Mitteln Sicherheit. Und Gewerkschaften 
sichern Selbstbestimmung, weil sie – unter di-
rekter Beteiligung der Adressaten – kollektive 
Regelungen für individuelle Entscheidungen 
aushandeln können. Diese Regelungen entfal-
ten mittelbare Wirkung für alle und produzie-
ren und modernisieren den Sozialstaat konti-
nuierlich. Sie tun dies in aktiver Aushandlung 
und direkter Auseinandersetzung mit den 
Arbeitgebern. Arbeit und ihre soziale Absi-
cherung werden dadurch Teil einer aktiven 
politischen Praxis, die solidarisches Bewusst-
sein voraussetzt und zugleich schafft. Diese 
politische Praxis als Kernelement der Demo-
kratie und des Sozialstaates kann kein Gesetz 
ersetzen, sie sehr wohl aber unterstützen.

I.	 Sozialstaat ist mehr als Sozialpolitik

Der Sozialstaat ist das Gesamtensemble 
verschiedener sozialer Sicherungssysteme und 
Regulierungsebenen. Er umfasst nicht nur die 
traditionellen sozialen Sicherungssysteme, die 
gegen die klassischen mit Erwerbsarbeit ver-
bundenen Risiken wie Krankheit, Erwerbsun-
fähigkeit, Arbeitslosigkeit und Alter absichern, 
und die sozialen Hilfen, Fördersysteme und 
Dienstleistungen. Auch das System der indus-
triellen Beziehungen – das institutionalisierte 

�	 Dr. Katrin Mohr ist Politische Sekretärin im Funktionsbereich Grundsatz-
fragen und Gesellschaftspolitik beim Vorstand der IG Metall und dort u.a. 
mit Fragestellungen rund um die Zukunft des Sozialstaats befasst.

	 Tanja Smolenski arbeitet für den Vorstand der IG Metall mit dem Schwer-
punkt Wissenschaft und Stiftungen.

Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit – ist 
elementarer Bestandteil der Sozialstaatsarchi-
tektur. Gewerkschaften und betriebliche Mitbe-
stimmung spielen gerade in Deutschland eine 
tragende Rolle darin.�

Gewerkschaften gestalten den Sozialstaat 
maßgeblich mit, indem sie die Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums zugunsten der 
Beschäftigten beeinflussen, Standards für die 
Regulierung von Arbeit setzen und über ta-
rifliche und betriebliche Vereinbarungen so-
ziale Absicherungen und Ansprüche für die 
Beschäftigten organisieren. Gleichzeitig setzen 
sie sich gegenüber der Politik für die Weiter-
entwicklung des Sozialstaats im Sinne der Be-
schäftigten ein.

II.	 Warum unser Sozialstaat einen ‚Re-
launch‘ braucht

Der deutsche Sozialstaat galt lange Zeit als 
Inbegriff eines konservativ-korporatistischen 
Wohlfahrtsmodells.� Dieses gründet auf einem 
traditionellen Familienmodell, mit dem Mann 
als Hauptverdiener und der Frau als Haupt-
zuständiger für die Sorgearbeit in der Familie, 
allenfalls in der Rolle einer Hinzuverdiene-
rin, dem lebenslangen, unbefristeten, tariflich 
abgesicherten, kollektiv mitbestimmten, gut 
entlohnten und vollständig in die sozialen Si-
cherungssysteme integrierte Vollzeitarbeits-
verhältnis – von der Wissenschaft als Nor-
malarbeitsverhältnis� tituliert – und starken 
Sozialversicherungen, die durch ihre Einkom-
mensbezogenheit und Aufgliederung in unter-
schiedliche Sicherungssysteme für verschiedene 
Berufsgruppen Statusunterschiede zwischen 

�	 Vgl. dazu etwa Hassel, Anke. 2015: The German model in transition, in: Brigitte 
Unger (Hg.): The German Model – seen by its neighbours, SE Publishing.

�	 Vgl. Esping-Andersen, Gøsta 1990: The Three Worlds of Welfare Capitalism, 
Princeton University Press: Princeton sowie Lessenich, Stephan 2003: Dyna-
mischer Immobilismus. Kontinutität und Wandel im deutschen Sozialmo-
dell, Campus: Frankfurt a.M.

�	 Für eine Nachzeichnung von Begriffsgeschichte und Definition vgl. Fuchs, 
Tatjana/Weinkopf, Claudia 2014: Eckpfeiler und Leitbild eines neuen Nor-
malarbeitsverhältnisses, in: Denkwerk/Demokratie/Hans-Böckler-Stiftung 
(Hg.) 2014: Ein neues Normalarbeitsverhältnis, Werkbericht Nr. 5.
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den Beschäftigten aufrecht erhalten. Für Be-
schäftigte, die den Normen des Normalarbeits-
verhältnisses entsprechen, gewährleistet dieses 
Sozialmodell ein relativ gutes Sicherungsni-
veau. Gewerkschaften, sozialpartnerschaftliche 
Aushandlungen und betriebliche Mitbestim-
mung spielen eine wichtige Rolle und sorgen 
für hohe Standards bei Löhnen und Arbeitsbe-
dingungen.

Dieses Modell hat große Stärken. Es weist 
eine hohe Beschäftigungsquote und eine nied-
rige Arbeitslosigkeit – gerade auch bei Jugend-
lichen – auf. Im internationalen Vergleich ver-
fügen seine Bürgerinnen und Bürger über ein 
überdurchschnittliches Einkommensniveau 
und er hält viele sozialpolitische Instrumente 
und Sicherungsinstanzen zur Abfederung von 
Einbrüchen am Arbeitsmarkt und zur Absi-
cherung von Risiken im Erwerbsverlauf der 
einzelnen Beschäftigten bereit. Diese orientie-
ren sich – trotz manch unternommener Ab-
striche – nach wie vor an den Standards einer 
Mittelschichtsgesellschaft und sind nicht wie in 
liberalen Sozialstaaten auf die pure und meist 
nur notdürftig erfolgende Armutsbekämpfung 
ausgerichtet. In den Bereichen der Wirtschaft, 
in denen Gewerkschaften stark sind, gelingt es 
diesen nach wie vor, sichere Arbeit und gute 
Löhne durchzusetzen und damit den Beschäf-
tigten ein gutes Auskommen, gesunde Arbeits-
bedingungen und eine verlässliche soziale Absi-
cherung zu verschaffen. Auch ist der Sozialstaat 
seit den 2000er Jahren modernisiert worden, 
indem sukzessive Elemente eingeführt wurden, 
mit denen Phasen der Nichterwerbstätigkeit 
oder der reduzierten Erwerbstätigkeit – vor 
allem von Kindererziehung und Pflege – besser 
abgesichert werden.

Dem entgegen stehen jedoch eine Reihe von 
„Abers“ – von Entwicklungen und Umständen, 
die eine Neuausrichtung und Weiterentwick-
lung des Sozialstaats erforderlich machen.

 1.	E rosion des alten Normalarbeitsverhält-
nisses

Die Basis des deutschen Sozialstaats – das 
Normalarbeitsverhältnis – ist in den vergan-
genen zwei bis drei Jahrzehnten in doppelter 

Hinsicht erodiert. Arbeitsverhältnisse und Er-
werbsverläufe sind erzwungenermaßen vielfäl-
tiger geworden. Die Wirksamkeit des kollek-
tiven Rahmens der Arbeit, die Tarifbindung, 
geht kontinuierlich zurück. 

Zwei Drittel der Arbeitsverhältnisse ent-
sprechen zwar noch immer den Kriterien des 
Normalarbeitsverhältnisses. Teilzeit, atypische 
und prekäre Beschäftigungsverhältnisse sind 
jedoch viel häufiger geworden. Auch wechseln 
immer mehr Menschen im Verlauf ihres Er-
werbslebens – teilweise mehrfach – zwischen 
abhängiger Beschäftigung, Selbständigkeit 
oder anderen Tätigkeiten wie Kindererziehung, 
Pflege von Angehörigen oder Weiterbildung. 
Dass dies verbreiteter und damit „normaler“ 
wird, schafft zwar einerseits mehr Raum für 
Selbstbestimmung und biografische Wahlmög-
lichkeiten, gleichzeitig steigen damit aber auch 
Risiken im Erwerbsverlauf und nehmen Lücken 
in der sozialen Absicherung zu.

Eine weitere Säule des Normalarbeitsver-
hältnisses bröckelt: Die Reichweite von Tarif-
verträgen geht seit mehr als zwei Jahrzehnten 
nahezu kontinuierlich zurück. Laut jüngsten 
Erkenntnissen der Hans-Böckler-Stiftung� 
sind mittlerweile nur noch rund 55 Prozent 
der Beschäftigten und 27 Prozent der Betriebe 
tarifgebunden. Insbesondere in kleineren Be-
trieben, in verschiedenen Dienstleistungsbe-
reichen und in den ostdeutschen Bundeslän-
dern liegt die Tarifbindung erheblich unter 
dem Durchschnitt. Auch die Zahl der Beschäf-
tigten, die von einem Betriebsrat vertreten 
werden, ist zurückgegangen und nur noch we-
niger als 30 Prozent der Beschäftigten arbeiten 
in Betrieben, die sowohl einen Betriebsrat als 
auch einen Tarifvertrag haben.� 

In immer mehr Betrieben werden Tätig-
keiten über Leiharbeit und Werkverträge fremd 
vergeben oder gleich ganz auf Plattformen in 
die Cloud outgesourced. Dadurch zersplittert 

�	 Vgl. Reinhard Bispinck/WSI-Tarifarchiv 2019: 70 Jahre Tarifvertragsgesetz 
– Stationen der Tarifpolitik von 1949 bis 2019, Elemente qualitativer Tarifpo-
litik Nr. 85, Düsseldorf.

�	 Vgl. Hassel, Anke / Ahlers, Elke / Schulze Buschoff, Karin / Sieker, Felix 
2019: Stellungnahme für die Enquêtekommission Digitale Transformation 
der Arbeitswelt in NRW. Reihe: WSI Policy Brief, Nr. 29, Düsseldorf.
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der Betrieb als Ort der Arbeit und Interessen-
vertretung. Parallel zum Normalarbeitsverhält-
nis erodiert auch der Arbeitsvertrag als regu-
lierte und abgesicherte Institution. 

Die sozialen Sicherungssysteme sind auf di-
ese Entwicklungen nach wie vor nicht ausrei-
chend eingestellt, so dass vor allem Menschen, 
die aufgrund biografischer Risiken wie Sorgeve-
rantwortung oder gesundheitlichen Einschrän-
kungen den alten Standards einer ununterbro-
chenen Vollzeitbeschäftigung nicht gerecht 
werden können, prekär Beschäftigte und kleine 
Selbständige mit großen Sicherungslücken kon-
frontiert sind.

2.	 Das sozialstaatliche Sicherungsverspre-
chen ist brüchig geworden

Auch das systematische Schlechtreden des 
deutschen Sozialmodells Ende der 1990er 
und zu Beginn der 2000er Jahre sowie die 
neoliberalen Angriffe darauf haben ihre Spu-
ren hinterlassen und zu politischen Entschei-
dungen geführt, die den Sozialstaat deutlich 
geschwächt haben.

Die Agenda-2010-Reformen der 2000er 
Jahre haben den Schutz bei Arbeitslosigkeit er-
heblich verschlechtert, so dass heute nur noch 
ein Drittel aller Erwerbslosen Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung bezieht, während 
zwei Drittel direkt im – eigentlich als letztes 
Auffangnetz gedachten – Hartz IV-System mit 
seiner strengen Bedürftigkeitsprüfung, har-
schen Sanktionen und niedrigen Leistungen 
landen. Auch die gesetzliche Rente wurde durch 
die Absenkung des Rentenniveaus und den 
Rückbau solidarischer Ausgleichselemente ge-
schwächt. Die Deregulierung am Arbeitsmarkt, 
die zu einer Zunahme von schlecht entlohnten 
und lückenhaft sozial abgesicherten Beschäfti-
gungsverhältnissen geführt hat�, wurde nicht 
nur durch unternehmerische Strategien zur 
Kostensenkung im globalen Wettbewerb, son-
dern auch durch politische Entscheidungen zur 
Ausweitung von Leiharbeit, geringfügiger Be-

�	 Vgl. Keller, Berndt/Seifert, Hartmut 2011: Atypische Beschäftigung und so-
ziale Risiken. Entwicklung, Strukturen, Regulierung, Expertise im Auftrag 
der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Wiso Diskurs Oktober 2011.

schäftigung und Befristungen sowie zur Förde-
rung von Solo-Selbständigkeit vorangetrieben.

Seit der Finanzkrise 2008/2009, die zu einem 
bösen Erwachen aus der Phase der marktlibe-
ralen Deregulierung unter den Vorzeichen der 
Globalisierung führte, sind zwar ein Bemühen 
um die Rückgewinnung sozialstaatlicher Ge-
staltungskraft und erste staatliche Interventi-
onen zugunsten einer neuen Regulierung von 
Arbeit zu verzeichnen.� Auch wurden mit der 
Weiterentwicklung des Elterngelds, der Ein-
führung von Pflegezeiten sowie jüngst der 
staatlichen Brückenteilzeit und dem Qualifi-
zierungschancengesetz neue sozialstaatliche 
Elemente geschaffen, die zu einer besseren 
Absicherung von Lebensphasen beitragen. Zu 
einer systematischen Ausrichtung des Sozial-
staats auf ein neues Normalarbeitsverhältnis 
und einer umfassenden Absicherung über den 
Lebenslauf hinweg ist es aber noch immer ein 
gutes Stück Weg.

3.	T ransformation erfordert Sicherheit im 
Wandel

Gleichzeitig stehen wir heute am Beginn 
großer Umbrüche, die die Gesellschaft grundle-
gend verändern – transformieren – werden und 
den Sozialstaat vor große Herausforderungen 
stellen.� 

•	 Die Digitalisierung von Produkten und 
Prozessen droht ganze Tätigkeitsbereiche 
obsolet werden zu lassen. Sie macht neue 
Qualifikationen und eine ständige Anpas-
sung an den technischen Wandel erforder-
lich. Sie bietet jedoch auch Chancen, z.B. 
auf Entlastung durch Roboter bei schweren 
körperlichen oder repetitiven Arbeiten, für 
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie durch Möglichkeiten des mobilen 
Arbeitens oder für mehr Selbstbestimmung 
im individuellen Arbeitsprozess oder im 
Team durch den Einsatz neuer Formen der 

�	 Vgl. Hofmann/Smolenski 2015: Sozialstaat 4.0 – Tarifbindung und Arbeits-
zeit entscheiden, in: WSI-Mitteilungen 6/2015, S. 467.

�	 Vgl. Mohr, Katrin/Smolenski, Tanja 2019: Gewerkschaften gestalten den So-
zialstaat 4.0, in: Hofmann, Jörg/Schaumburg, Stefan/Smolenski, Tanja (Hg.) 
2019: Miteinander für morgen. Für Arbeitszeiten die zum Leben passen, 
transcript-Verlag: Bielefeld, S. 150.
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Arbeitsorganisation wie agiles Arbeiten, 
Schichtplanung per App etc.

•	 Die Umstellung auf nicht-fossile Energie-
quellen und Antriebsarten – die Dekarbo-
nisierung – wird vor allem die Automobil-
industrie massiv verändern und kann zum 
Verlust von über 150.000 Arbeitsplätzen 
führen. Wenn es uns nicht gelingt, den 
Wandel einer der Kernbranchen der deut-
schen Industrie so zu gestalten, dass die 
Beschäftigten auch angesichts der durch die 
Notwendigkeiten des Klimaschutzes unum-
gänglichen Mobilitätswende ihre Existenz 
und ihre beruflichen Perspektiven gewahrt 
wissen, gefährdet das die Akzeptanz des 
Klimaschutzes und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt.

•	 Jenseits dieser Megatrends entstehen – be-
fördert durch die Digitalisierung – neue 
Geschäftsmodelle und globalen Wertschöp-
fungsketten, die erhebliche Herausforde-
rungen für die gewerkschaftliche Organi-
sierung der Beschäftigten in den globalen 
Produktionsketten und für die Einhegung 
von Profitstrategien multinationaler Kon-
zerne darstellen und geeignet sind, die vor-
handenen Spaltungen des Arbeitsmarktes 
zu vertiefen und Zonen der Gefährdung10 
zu vergrößern. 

•	 Der demografische Wandel und der in 
bestimmten Regionen und Berufen herr-
schende Fachkräftemangel11 machen es 
erforderlich, die Erwerbspotenziale von 
Älteren, Frauen und Migrant/innen wei-
ter zu erschließen, gesunde Arbeitsbedin-
gungen zu organisieren, die die Beschäf-
tigungsfähigkeit bis zum Rentenalter 
sichern, und wiederkehrende Qualifizie-
rung zu ermöglichen. 

10	Vgl. Castel, Robert 2000: Die Metamorphosen der sozialen Frage. Eine 
Chronik der Lohnarbeit, UVK: Konstanz.

11	Entgegen der landläufig verbreiteten und von Arbeitgeberseite beförderten 
Meinung herrscht in Deutschland kein flächendeckender Fachkräftemangel, 
sondern finden sich Engpässe in bestimmten Berufen oder einzelnen Regi-
onen. Vgl. dazu Rukwid, Ralf 2018: Standortfaktor Fachkräfte. Herausfor-
derungen und Handlungsfelder der Fachkräftesicherung, Arbeitspapier Nr. 
3, Funktionsbereich Grundsatzfragen und Gesellschaftspolitik des IG Metall 
Vorstands, hrsg. von Jörg Hofmann.

•	 Schließlich wird unsere Gesellschaft nicht 
nur älter, sie wird auch vielfältiger. Spätes-
tens seit Frauen fast in gleich hoher Quote 
wie Männer an Erwerbsarbeit teilhaben – 
allerdings zu deutlich anderen Arbeitsstun-
denvolumina12 – ist klar: Der Sozialstaat 
kann sich nicht länger darauf verlassen, 
dass Frauen weiterhin und zusätzlich zu ih-
rer Erwerbsarbeit das Gros der familiären 
Sorgearbeit übernehmen. Die Arbeitgeber 
können nicht mehr länger davon ausgehen, 
dass Beschäftigte Einzelwesen mit Einzel-
arbeitsvertrag ohne sozialen Kontext sind, 
die ihnen in jeder Lebensphase in Vollzeit, 
f lexibel, mit Bereitschaft zu Überstunden 
zur Verfügung stehen. Die Arbeitswelt 
und die sozialen Sicherungssysteme müs-
sen dem Umstand Rechnung tragen, dass 
Frauen wie Männer Sorgeverantwortung 
übernehmen wollen, dass Lebensläufe viel-
fältiger geworden sind, sich die Ansprüche 
an Arbeit ausdifferenziert haben und die 
Bedürfnisse nach Vereinbarkeit von Arbeit 
und Leben größer geworden sind. Auch 
Migration führt dazu, dass Erwerbsverläu-
fe durchbrochener werden.

•	 All diese Entwicklungen haben das Poten-
zial, die ohnehin schon große soziale Un-
gleichheit in Lebenschancen, beruflichen 
Perspektiven, Einkommen und Vermögen 
zu verschärfen und damit die Gefahren für 
den sozialen Zusammenhalt der Gesell-
schaft zu vergrößern.

Eine Neuausrichtung des Sozialstaats ist 
also nötig. Für die Arbeitswelt 4.0 brauchen wir 
einen Sozialstaat 4.0. Dieser muss nicht völlig 
neu erfunden werden, sondern kann aus den 
Strukturen und Stärken des alten Sozialmodells 
entwickelt werden. Dabei muss er dem Verspre-
chen einer verlässlichen sozialen Absicherung 
für alle ebenso gerecht werden, wie der Vielfalt 
von Lebensläufen und Bedürfnissen nach mehr 
Selbstbestimmung. 

12	Vgl. etwa Hobler, Dietmar/Pfahl, Svenja/Rauschnick, Laura 2016: Arbeits-
zeit. Quantitative Ergebnisse für Deutschland, Expertise für die Kommission 
„Arbeit der Zukunft“ der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf.
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III.	 Sicherheit, Gerechtigkeit und Selbst-
bestimmung als Eckpfeiler eines neuen 
Sozialstaats

Von jeher haben sozialstaatliche Sicherungs-
institutionen nicht nur negative Freiheiten 
– Freiheit von Not, Armut, familiären, paterna-
listischen u. ä. Abhängigkeiten13 – geschaffen, 
sondern auch positive Freiheit – Freiheit zum 
Handeln, zur Selbstbestimmung – begründet.14 
Selbst die Bismarck‘sche Sozialgesetzgebung, 
die der Arbeiterbewegung durch die Schaf-
fung staatlicher Sicherungsinstanzen das Was-
ser abgraben wollte, trug nicht intendiert zur 
Emanzipation der Arbeiterklasse bei.15 Denn 
die institutionalisierten sozialen Rechte auf 
Absicherung im Krankheitsfall, bei Invalidi-
tät, Arbeitslosigkeit oder im Alter garantieren 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
alternative Einkommensquellen zu denen des 
Marktes und führten somit zu einer Aufwei-
chung des Warencharakters der Arbeitskraft, 
ein Prozess, den der international bekannte 
Wohlfahrtsstaatsforscher, Gøsta Esping-An-
dersen, als Dekommodifizierung bezeichnet 
hat.16 Durch sie werden nicht nur Sicherheiten 
geschaffen, sondern auch Wahloptionen eröff-
net und damit ein mehr an Selbstbestimmung 
der Einzelnen ermöglicht. 

Mit Ausbau des Sozialstaats und zuneh-
mender Individualisierung der Gesellschaft 
haben sich Wahloptionen sukzessive erweitert. 
Der soziale Schutz vor Risiken ist umfassender 
geworden und stiftet daher ein Mehr an „Frei-
heit zu“. Durch die Auflösung traditioneller ge-
sellschaftlicher Normen haben die Menschen 
gleichzeitig deutlich mehr Möglichkeiten, über 
ihr Leben selbst zu bestimmen und Entschei-
dungen darüber, wie sie leben und arbeiten 

13	Nach Kaufmann trug die Entstehung des modernen Sozialstaats nicht nur 
zur Emanzipation von Marktzwängen bei, sondern auch von traditionellen 
Bindungen und Abhängigkeiten in der Familie, in Kirche und Gemeinschaft 
(vgl. Kaufmann, Franz-Xaver 1997: Herausforderungen des Sozialstaats, 
Suhrkamp: Frankfurt a. M.).

14	Die Unterscheidung zwischen negativer und positiver Freiheit geht bis auf 
Kant zurück und wurde vor allem vom russisch-britischen Philosophen Isai-
ah Berlin entwickelt. 

15	Vgl. Börner, Stefanie/Bothfeld, Silke/Giraud, Olivier 2017: Editorial. Sozi-
alstaatlichkeit und Autonomie: Historische, soziologische und wohlfahrts-
staatstheoretische Perspektiven, in: Zeitschrift für Sozialreform 63 (3), S. 
333-353.

16	Esping-Andersen 1990 a.a.O.

wollen, zu treffen als dies zu Zeiten der Fall war, 
in denen Kirche, Stand und Traditionen die 
individuelle Rolle und den Ablauf des Lebens 
bestimmten.17 Einher geht diese Freiheit aber 
auch mit einer erhöhten Notwendigkeit, selbst 
Entscheidungen zu treffen und sein Leben ei-
genständig zu gestalten.18

Die Möglichkeiten der Menschen zur Selbst-
bestimmung – aber auch die Notwendigkeit 
dazu – haben zugenommen. Gleichwohl bleibt 
Selbstbestimmung immer eingebettet in soziale 
Beziehungen und Kontexte19. Selbstbestimmung 
wird durch diese bedingt, gefördert, aber eben 
auch nach wie vor begrenzt, behindert oder 
bedroht. Auch in Arbeitskontexten mit einem 
hohen Grad an Selbstbestimmung bleibt ein 
gewisser Grad an Fremdbestimmtheit, der sich 
aus der bloßen Stellung als abhängig Beschäf-
tigter ergibt, bestehen. Von vielen Arbeitgebern 
werden erreichte Handlungsspielräume immer 
wieder zur Disposition gestellt und müssen von 
Beschäftigten und ihren Interessenvertretungen 
entschieden verteidigt werden. Die Erweiterung 
von Selbstbestimmung erweist sich oftmals als 
zähes Ringen und harter Kampf, der das ge-
meinsame Handeln der Vielen erfordert.

So verstanden sind auch Selbstbestimmung 
und Solidarität keine Gegensätze.20 Vielmehr 
bildet Solidarität in vielen Fällen die Grundlage 
dafür, dass ein Mehr an Selbstbestimmung er-
reicht werden kann.

Ein gutes Beispiel hierfür ist der Tarifab-
schluss in der Metall- und Elektroindustrie 
2018, der durch die Solidarität von Hundert-
tausenden streikenden Metallerinnen und Me-
tallern erreicht wurde und den Beschäftigten 
dieser Branche mehr Selbstbestimmung bei der 

17	Vgl. dazu Beck, Ulrich 1986: Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere 
Moderne, Frankfurt a. M.: suhrkamp  sowie Dietze, Birgit/Jänicke, Sophie 
2019: Solidarische Tarifpolitik in einer individualisierten Gesellschaft, in: 
Hofmann, Jörg/Schaumburg, Stefan/Smolenski, Tanja (Hg.) 2019: Miteinan-
der für morgen. Für Arbeitszeiten die zum Leben passen, transcript-Verlag: 
Bielefeld, S. 26-37.

18	Die neuere soziologische Theorie konstatiert hier den Trend zur Selbststeu-
erung, d.h. zur Verlagerung von Kontrolle und Optimierungsstrategien in 
die Subjekte hinein (vgl. etwa Lemke, Thomas/Bröckling, Ulrich/Krasmann, 
Susanne (Hg.) 2000: Gouvernementalität der Gegenwart - Studien zur Öko-
nomisierung des Sozialen, suhrkamp: Frankfurt a.M.).

19	Vgl. dazu Bothfeld, Silke 2017: Autonomie – ein Kernbegriff moderner Sozi-
alstaatlichkeit, in: Zeitschrift für Sozialreform 63 (3), S. 355-387.

20	Vgl. ebd.
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Arbeitszeit gebracht hat. Beschäftigte haben 
dadurch die Möglichkeit, für einen Zeitraum 
von zwei Jahren in kurze Vollzeit zu wechseln 
und behalten ein Rückkehrrecht auf ihre alte 
Arbeitszeit. Beschäftigte, die lange in Schicht 
gearbeitet haben, oder die Kinder haben oder 
Angehörige pflegen, können außerdem das 
erstrittene tarifliche Zusatzgeld in zusätzliche 
freie Tage umwandeln.21 Mit dem Tarifab-
schluss wurde somit ein kollektiver Rahmen 
geschaffen, der individuelle Wahloptionen für 
selbstbestimmtere Arbeitszeiten eröffnet. 

Mit dem Zuwachs an Individualität und 
Selbstbestimmung hat jedoch das Bedürfnis der 
Menschen nach Sicherheit nicht abgenommen 
– im Gegenteil: Wie Silke Bothfeld22 im Rück-
griff auf Überlegungen von Kaufmann heraus-
gearbeitet hat, brauchen die Individuen umso 
mehr verlässliche Strukturen, an denen sie ihre 
flexibel gewordenen Lebensverläufe ausrich-
ten können. Erforderlich ist nicht mehr nur 
die bloße Gewährleistung aktueller Sicherheit, 
sondern „das Sichern von Sicherheit“, einer Si-
cherheit, die die Planung der eigenen Zukunft 
im Rahmen kollektiver Vorgaben ermöglicht. 
Sicherheit in diesem reflexiven Sinn, Gerech-
tigkeit und Selbstbestimmung werden damit zu 
den Eckpfeilern eines modernen Sozialstaats.

IV.	 Was ein moderner Sozialstaat leisten 
muss

Denn dieser muss eben mehr leisten, als die 
verlässliche Absicherung der Standardrisiken 
von Erwerbsarbeit. Er muss Wahloptionen 
eröffnen und zur selbstbestimmten Lebensge-
staltung beitragen – nicht zuletzt deshalb, weil 
mit den gestiegenen Möglichkeiten des „Wäh-
len-Könnens“ auch erhöhte Anforderungen an 
das „Wählen-Müssen“ einhergehen. Und er 
muss dies für alle leisten, nicht nur für die, die 
qua Herkunft gut mit Ressourcen und Chan-
cen ausgestattet sind und über ein hohes Ein-
kommen verfügen.

21	Zu Inhalt und Implikationen des Tarifabschlusses vgl. Boguslawski, Nadine/
Zitzelsberger, Roman: Arbeitszeiten, die zum Leben passen! Die Tarifbewe-
gung 2017/2018 in der Metall- und Elektroindustrie in Baden-Württemberg, 
in: Hofmann/Schaumburg/Smolenski (Hg.) 2019 a.a.O., S. 65-80.

22	Bothfeld 2017 a.a.O.

Dabei muss er nicht für jegliche denkbare 
Entscheidung und jeden Lebensplan die pas-
sende Option bereithalten. Notwendig ist aber 
die Absicherung eines Korridors von Wahlop-
tionen innerhalb eines Rahmens von Norma-
litätsstandards, der in der Bevölkerung breite 
Akzeptanz genießt und sich am Lebensstan-
dard und an den Lebenschancen einer Mittel-
schichtsgesellschaft bemisst. 

Ziel muss die Erlangung von Selbstbestim-
mung und Handlungssouveränität für alle Mit-
glieder der Gesellschaft sein. Die Kontrolle über 
das eigene Leben, die Abwehr von Kontrollver-
lust und Fremdbestimmung sind dabei nur Mi-
nimalbedingungen. Vielmehr geht es um die 
Erlangung von Macht zur Gestaltung des eige-
nen Lebens für jede und jeden.

Im Mittelpunkt muss dabei die Gestaltung 
der Schnittstellen von (Erwerbs)Arbeit und 
Leben stehen. Denn auch in Zukunft wird Er-
werbsarbeit Kern sozialer Identitäten und zen-
traler Platzanweiser in unserer Gesellschaft 
bleiben. Statt vermeintlich überflüssige Ar-
beitskräfte durch ein bedingungsloses Grund-
einkommen zu versorgen und auf das Abschie-
begleis zu verweisen23, während die anderen 
weiterhin – teilweise viel zu viel – arbeiten, 
muss es deshalb erstens darum gehen, Teilhabe 
an guter Erwerbsarbeit für alle auf Basis eines 
neuen Normalarbeitsverhältnisses zu organisie-
ren. Darauf müssen Bildung und Weiterbildung 
ebenso ausgerichtet werden wie Arbeitszeiten 
und Arbeitskulturen in den Betrieben, die sozi-
ale Infrastruktur für Kindererziehung und Pfle-
ge ebenso wie die sozialen Sicherungssysteme. 

Diese müssen – zweitens – nicht nur gegen-
über den großen, traditionell mit Erwerbsar-
beit verbundenen Risiken wie Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Erwerbsunfähigkeit und Alter ver-
lässlich soziale Absicherung bieten, sondern 
auch verschiedene Lebensphasen und gesell-
schaftlich wichtige Tätigkeiten außerhalb der 
Erwerbsarbeit – wie Kindererziehung, Pflege 
von Angehörigen und Weiterbildung – sowie 

23	Zur Problematik dieses Ansatzes vgl. Smolenski, Tanja/Mohr, Katrin/Both-
feld, Silke 2018: Bedingungsloses Grundeinkommen. Gegenmodell zum 
Sozialstaat 4.0, Arbeitspapier 4, Funktionsbereich Grundsatzfragen und Ge-
sellschaftspolitik des IG Metall Vorstands, hrsg. von Jörg Hofmann.
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Übergänge zwischen diesen verschiedenen 
Aufgaben und Tätigkeiten absichern. 

Dabei zeichnet sich eine neue große Aufgabe 
ab: Die arbeitsmarkt-, sozial- und strukturpo-
litische Flankierung von Berufs- und Betriebs-
wechseln, die aufgrund der beschriebenen 
Transformationsprozesse absehbar für viele Be-
schäftigte notwendig werden. 

Die dritte große Aufgabe ist die Gewährung 
von Sicherheit im Wandel und die proaktive 
Gestaltung der Transformation. Denn diese 
bedroht viele Beschäftigte in ihrer Existenz und 
damit ganz elementar in der Kontrolle über ihr 
eigenes Leben. Dabei geht es zum einen ganz 
basal darum, auch angesichts tiefgreifender 
Umbrüche Beschäftigung und gute Arbeit zu 
sichern. Hier sind vor allem Investitionen in 
neue Technologien und Zukunftsarbeitsplätze 
gefragt. Zum anderen geht es ganz zentral um 
Personalentwicklung und Qualifizierung, um 
Beschäftigten eine Brücke in die neue Arbeits-
welt zu bauen. Bei beidem sind in erster Linie die 
Arbeitgeber in der Pflicht. Aber auch der Staat 
muss mithilfe einer aktiven Industriepolitik 
den Wandel gestalten und besonders betroffene 
Branchen und Regionen gezielt unterstützen. 
Zudem muss er Sicherheit im Wandel gewähr-
leisten und Übergänge zwischen verschiedenen 
Tätigkeiten, Betrieben, manchmal vielleicht 
auch zwischen Branchen organisieren und so-
zialpolitisch absichern. Wiederum spielt Qua-
lifizierung hier eine ganz entscheidende Rolle. 
Aber auch die sozialen Sicherungssysteme, v.a. 
die Arbeitslosen- und Rentenversicherung, gilt 
es so aufzustellen, dass durch die Transforma-
tion unvermeidlich werdende Übergänge ver-
lässlich abgesichert werden.

Dass in einem solchen Zusammenspiel von 
staatlicher Struktur- und Sozialpolitik und 
dem Handeln der Sozialpartner ökonomische 
Umbrüche so gestaltet werden können, dass 
sie nicht zu sozialen Verwerfungen führen, hat 
sich seit den ersten Strukturkrisen der Bundes-
republik immer wieder gezeigt. Ein besonders 
erfolgreiches Beispiel dafür ist die Bewältigung 
der Finanzkrise 2008/2009, wo mithilfe von 
Kurzarbeit und Qualifizierung massive Pro-
duktionseinbrüche überbrückt und qualifizierte 

Fachkräfte in den Unternehmen gehalten wer-
den konnten.

V.	 Sozialstaat nur mit uns!

All dies muss und soll der Staat nicht alleine 
leisten. Denn der Sozialstaat ist mehr als staat-
liche Sozialpolitik. Er umfasst auch die Rege-
lungen, die per Tarifvertrag und betrieblichen 
Vereinbarungen getroffen werden und mit de-
nen kollektive auf die jeweilige Branche bzw. 
auf den jeweiligen Betrieb zugeschnittene Stan-
dards für Arbeitsbedingungen festgelegt wer-
den, die in der Regel auch über das gesetzlich 
garantierte Mindestmaß hinausgehen. Auch 
Umverteilung zwischen Kapital und Arbeit 
wird ganz wesentlich über Lohnfindung und 
damit über Tarifverträge gesteuert. Erst sekun-
där und in deutlich geringerem Umfang findet 
diese über staatliche Steuern und Abgaben statt. 
Mit Tarifverträgen wird aber nicht nur Vertei-
lungspolitik gemacht. Es werden auch quali-
tative Sachverhalte geregelt. Altersübergänge, 
Bildungszeiten, mehr Zeit für Gesundheit, 
Kinderbetreuung und Pflege – zu all diesen Be-
reichen hat die IG Metall in den vergangenen 
Jahren tarifliche Regelungen entwickelt und er-
stritten und auf diese Weise das Terrain sozialer 
Absicherung mit eigenen Mitteln ausgeweitet. 
Im Betrieb werden wiederum die Belange der 
Beschäftigten passgenau zu den Interessenlagen 
der jeweiligen Belegschaft und zur spezifischen 
Verfasstheit des Unternehmens geregelt, gesetz-
liche und tarifliche Ansprüche konkretisiert 
und erweitert.

Sicher gelten diese Regelungen zunächst 
einmal nur für die Tarifbeschäftigten der be-
treffenden Branche bzw. die Beschäftigten des 
jeweiligen Betriebs. Häufig sind diese Kon-
texte jedoch die Labore, in denen soziale In-
novationen entwickelt werden, die später auch 
in anderen Branchen oder Betrieben Anwen-
dung finden oder per Gesetz verallgemeinert 
werden.24

Auch kann der Sozialstaat nicht allein durch 
den Gesetzgeber geschaffen werden. Denn er 
ist und kann keine von oben installierte Instanz 

24	Vgl. Mohr/Smolenski 2019 a.a.O.
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der Beglückung per Gesetz sein, sondern muss 
immer wieder produziert und reproduziert, ge-
macht und erkämpft werden. Und er muss Le-
gitimation und Akzeptanz genießen, d.h. breit 
getragen werden. Er braucht Menschen, die sich 
aktiv für ihn einsetzen und an seiner Herstel-
lung mitwirken.

Gewerkschaften haben in dieser Interaktion 
zwischen dem Staat und den Menschen eine 
unersetzbare Funktion, denn sie sind Trans-
missionsriemen zwischen den Beschäftigten 
in den Betrieben (die immer auch zugleich 
Bürgerinnen und Bürger, Familienmenschen 
sowie Verbraucherinnen und Verbraucher mit 
Interessen in der Arbeit, aber auch weit darüber 
hinaus sind) und dem Gesetzgeber. Sie organi-
sieren in den Betrieben Beteiligung und erar-
beiten im Rahmen der Mitbestimmung kon-
krete, passgenaue Lösungen für die Probleme 
vor Ort. Sie unterstützen die Beschäftigten da-
bei, Macherinnen und Macher des Sozialstaats 
zu werden. Sie tragen konkret und im Einzelfall 
zum Gelingen des erfolgreichen Umgangs mit 
den beschriebenen Umbrüchen und Problemen 
bei und schaffen Akzeptanz für die gefundenen 
Lösungen. Nicht zuletzt sind die kollektiven 
Prozesse und Auseinandersetzungen, die von 
ihnen organisiert werden, auch Schulen der De-
mokratie und der Solidarität, die weit über den 
betrieblichen Kontext in die Gesellschaft hinein 
ausstrahlen. 

Sozialstaat, wie wir ihn kennen und mehr 
denn je brauchen, geht deshalb nur mit Gewerk-
schaften! Und die wichtigen Ressourcen der So-
lidarität, die durch ihr Wirken auf betrieblicher, 
tariflicher und gesellschaftspolitischer Ebene 
entstehen oder gefördert werden, gilt es für die 
Erneuerung des Sozialstaats zu nutzen. 

Ein moderner Sozialstaat zeichnet sich da-
mit nicht nur durch seine veränderten Wer-
te und Leitbilder aus, sondern – im Vergleich 
zu den alten ‚paternalistischen’ Zeiten – auch 
durch eine neue Logik von Steuerung. Bei die-
ser greifen staatliches Handeln, solidarische 
Tarifpolitik und betriebliche Mitbestimmung 
so ineinandergreifen, dass sie sich bei der Her-
stellung von Sicherheit, Gerechtigkeit und 
Selbstbestimmung gegenseitig unterstützen 

und verstärken.25 Das bedeutet auf der einen 
Seite, dass Sozialpartner ihre Hoheitsräume an-
schlussfähig machen müssen, um aktiver Player 
bleiben und die Synergieeffekte von tariflichen, 
betrieblichen und gesetzlichen Regelungen nut-
zen zu können. Das bedeutet auf der anderen 
Seite aber auch, dass der Staat niemals glauben 
sollte, die Schwächen der Tarifpartner und die 
Schwächung der Tarifbindung (ersatzweise) per 
Gesetz beheben zu können. Dabei ginge genau 
die solidarische Praxis verloren, ohne die unser 
Sozialstaat auf Dauer nicht existieren könnte. 

Die Rolle des Staates ist es dabei vor allem, 
einen fördernden Rahmen für kollektive Aus-
handlungsprozesse zu schaffen, Prozesse zu 
beobachten und bei Bedarf regulierend einzu-
greifen. Und ganz wichtig: Er muss Garantien 
geben und Bedarfe und Wahloptionen für alle 
absichern – auch für die, die von tariflichen und 
betrieblichen Regelungen und Rahmenwerken 
nicht erfasst werden.

Die Rolle der Gewerkschaften ist es in erster 
Linie, mit ihren ureigenen Mitteln – mit Tarif-
verträgen und betrieblicher Mitbestimmung 
– ein Mehr an Sicherheit, Gerechtigkeit und 
Selbstbestimmung für die Beschäftigten zu er-
reichen. Gleichzeitig müssen sie eine starke Ver-
tretung der Interessen ihrer Mitglieder gegenü-
ber dem Gesetzgeber und anderen politischen 
Akteuren sein. Um auf all diesen Ebenen er-
folgreich zu sein, müssen sie ihre elementare 
Ressource machtvoll mobilisieren: Die Solida-
rität der abhängig Beschäftigten. Denn diese ist 
nicht nur das Ziel einer besseren Gesellschaft, 
sondern auch die zentrale Grundlage für deren 
Durchsetzung.	 ó

25	Zum Ineinandergreifen von Gesetz, Tarif und Betrieb vgl. auch Hofmann/
Smolenski 2015 a.a.O. sowie Mohr/Smolenski 2019 a.a.O.
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Vom Recht auf neue Chancen – Digitalisierung verlangt 
die Neuorganisation von Bildungsphasen
von Björn Böhning�

Bernd ist Auto-Mechaniker, 46 Jahre alt. 
Er liebt seinen Beruf. Als junger Mann hat-
te er einen Opel-Manta, mit Fuchsschwanz. 
Sein Auto hat er selbst repariert. Mit dem 
Rücken unter dem aufgebockten Wagen lie-
gend, auch mal in einer Öllache, den Geruch 
des Öls in der Nase, und den des Benzins. Er 
liebt es sogar, sich nach getaner Arbeit das Öl 
mit Kernseife von den Händen zu schrubben, 
manchmal braucht er fast ein halbes Stück Sei-
fe dazu. Sein Hobby hat er zum Beruf gemacht.

Der Opel-Manta wird seit 1988 nicht mehr 
produziert. Und auch die Arbeit, die Bernd 
liebt, wird es so irgendwann vielleicht nicht 
mehr geben. Elektro-Autos riechen nicht. 
Höchstens nach Duftbäumen. Man macht sich 
an ihnen auch nicht so die Hände schmutzig. 
Also hoffen, dass alles gut geht? Dass die Rente 
schneller kommt als der Fortschritt?

Wie geht die Geschichte weiter? Bernd be-
antragt eine Weiterbildung zum Mechatroni-
ker. Sie wird ihm genehmigt. Er meistert die 
Ausbildung mit Erfolg. Seine Zukunft ist gesi-
chert. Alle sind froh. So geht Zukunft.

Nein. 

Andere wollen sich vielleicht die Finger 
nicht verschmieren. Bernd schon. Andere 
wollen keine öligen Stoffe in der Nase riechen. 
Bernd schon. Und nun?

Eigentlich müssen es für Bernd ohnehin 
keine Autos mehr sein. Was bedeuten schon 
diese SUVs gegenüber einem Manta (mit 
Fuchsschwanz)? Bernd hat seit frühester Ju-
gend gerne Autos gezeichnet. Mit Kohle, auf 
Papier. Oder, na klar, mit Ölfarben. Wie wär‘s 
also damit, Kunst zu studieren? Kunst? Viel-
leicht auch Design. Oder sich selbständig zu 

�	 Björn Böhning ist Staatssekretär im Arbeitsministerium und plädiert für 
eine Bildungsversicherung.

machen, mit einer Werkstatt für Oldtimer. 
Oder, oder, oder...

Ok, dann mal los! Mit der neuen Bildungs-
versicherung! Neben der Kranken-, Renten-, 
Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung, 
die neue Säule im sozialen Sicherungssystem 
des digitalen Zeitalters. Ist gar nicht so kompli-
ziert, wie es sich anhört. Du kannst selbst ent-
scheiden, wie Du Dich weiterbildest. Es steht 
Dir zu. Ob in Teilzeit neben Deiner Arbeit. 
Oder Vollzeit. Ob ein, zwei oder drei Jahre. 

Schon klar, dass dieses Beispiel nicht die 
gängigen Erwartungen erfüllt. Schon gar nicht 
jener, die nur in Kategorien denken wie: „der 
kann doch einfach umgesetzt werden“ – je 
nachdem was der Markt gerade so braucht. 
Hätte man nicht mit einer Kassiererin begin-
nen können, die sich zur Gesundheitskraft 
umschulen lässt? Und der Bernd, der soll sich 
mal nicht so anstellen, oder? Der soll sich zum 
Informatiker ausbilden lassen, die brauchen 
wir doch dringend.

Schließlich geht es um Dramatisches. Um 
einen Epochenwandel. Drohen nicht durch 
die Digitalisierung ganze Berufsgruppen zu 
verschwinden? LKW-Fahrerinnen, Lokführer, 
Kassierer, Maklerinnen? Studien überschlagen 
sich damit, wie viele Jobs verloren gehen und 
wie viele gleichzeitig neu in anderen Berufs-
feldern und Branchen entstehen –Jobs von de-
nen wir heute vielleicht noch nicht einmal ihre 
Namen und Jobbeschreibungen kennen. 

Genau das ist es! Niemand weiß, wie sich 
die Digitalisierung konkret auf den Arbeits-
markt auswirken wird. Was wir aber wissen: 
Selbst wenn es keine Digitalisierung gäbe und 
keinen Fortschritt nirgendwo, selbst dann 
wäre es doch gut, wenn wir ein Recht auf 
(Weiter)Bildung hätten. Und zwar so, wie es je-
der einzelne von uns für richtig hält. Erst recht 
gilt das für einen gesellschaftlichen Umbruch, 
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wie er uns durch Digitalisierung und Künstli-
che Intelligenz bevorsteht. Denn wir sind mit-
ten in einer dramatischen Transformation, die 
Millionen Arbeitsplätze kosten wird – wäh-
rend anderswo neue entstehen. Dieser öko-
nomische Prozess und seine gesellschaftlichen 
Auswirkungen sind kaum zu überschätzen 
–mit erheblichen Auswirkungen auf den Ein-
zelnen, wie unsere kleine Geschichte zeigt. 

Ist es aber nicht geradezu ein Menschen-
recht, alte Wege neu beschreiten zu können? 
Gänzlich neue Wege zu gehen? Uns auszupro-
bieren, uns zu entwickeln, zu entfalten. Nicht 
als Produktionsfaktor, sondern als Mensch. 
Denn darum geht es doch schließlich bei 
allem, was wir unternehmen: Unser Schicksal 
in die eigenen Hände nehmen zu können, um 
selbstbestimmt ein gutes, unser Leben zu füh-
ren. Und dabei die beste Unterstützung und 
Rahmensetzung zu bekommen, die wir als 
Gesellschaft leisten können. 

Ist das etwa der altbekannte sozialdemo-
kratische Groove? Vielleicht nicht. Es soll hier 
auch nicht um Erwartbares gehen. Es geht um 
nicht weniger als etwas, was es bisher so noch 
nie gegeben hat. Es geht um etwas Kühnes, um 
etwas, was ähnlich verheißungsvoll ist, ja, wie 
es zum Beispiel Facebook und Co mal waren. 
Mit dem großen Unterschied, dass es nicht 
um unternehmerisches Interesse geht, um Ge-
winnstreben, sondern um das Wohl des Ein-
zelnen, das Wohl der Gesellschaft. Es geht um 
ein lebenslanges Recht auf Weiterbildung. Ein 
Recht. Für jede und jeden. 

Ja, dieses Recht soll es auch deshalb geben, 
weil die Digitalisierung dazu führen wird, dass 
Arbeitsplätze verloren gehen. Ja, auch deshalb, 
weil ganze Berufsgruppen verschwinden wer-
den. Ja, um Arbeitslosigkeit zu verhindern. Ja, 
um Menschen sozial abzusichern. Ja, um die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu erhal-
ten und zu steigern. Aber eben auch: Weil es 
uns Menschen guttut. Und weil wir in dieser 
hoch komplexen Welt eben nur durch eine 
nochmalige Bildungsphase im Erwachsenen-
alter die Chance auf sozialen Aufstieg wahren 
können. Zum Beispiel für jene, die durch ihre 
Erstausbildung vor 20 oder 25 Jahren im hier 
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und heute keine Möglichkeit mehr haben, mit 
dieser Ausbildung voranzukommen bzw. noch 
einmal neu zu beginnen. Das organisieren wir 
neu: durch die Kombination aus den Erfah-
rungen der ersten Ausbildung, dem alten Job 
und dem neu erlangten Wissen –state of the 
art –abgesichert durch die Bildungsversiche-
rung. Und wenn wir dabei erreichen, dass wir 
nicht nur kreativer und besser gelaunt sind, 
sondern auch produktiver – und das ist unter 
dem Strich sehr wahrscheinlich – dann um so 
besser. 

Eine Bildungsversicherung also. Aber es 
geht um mehr, als um eine Versicherung. Eine 
Sozialversicherung deckte bisher nur gegen 
Schaden ab. Wir aber wollen dazu beitragen, 
dass ein Schaden der „fehlenden Anschluss-
verwendung“ gar nicht erst eintritt. Nicht 
durch mahnen oder drohen. Nicht durch Vor-
gaben oder Forderungen. Wir wollen Chancen 
ermöglichen, wir wollen Autonomie fördern, 
es dabei aber den Einzelnen überlassen, wie sie 
sich entwickeln wollen. 

Wir streben keine neue Behörde an, mit 
neuen Präsidenten und neuen Abteilungslei-
tern. Der Staat kann nicht organisieren, wer 
sich wie am besten fortbilden sollte. Wir wol-
len die Emanzipation des Einzelnen stärken. 
Und lediglich die Bedingungen dafür schaffen, 
dass Weiterbildung frei von zeitlichen und fi-
nanziellen Zwängen gelingt. Denn durch die 
Marktwirtschaft allein gelingt es nicht. 

Die Realität sieht so aus, und das belegen 
Studien immer wieder: Eine große Mehrheit 
der Beschäftigten wünscht sich Fortbildung, 
wird aber durch die Arbeitgeber ausgebremst. 
Und selbst die öffentliche Hand tut viel zu we-
nig und sogar immer weniger. 

Versicherung nennen wir unser Projekt 
deshalb, weil es den Einzelnen einen An-
spruch gibt. Und weil es zu einem Verständnis 
der Sozialversicherung passt, die niemanden 
hängen lässt. Und so organisiert auch bezahlt 
werden soll. Wir denken an einen Mix aus 
Steuergeldern und Beiträgen, letztere einge-
zahlt zu gleichen Teilen von Arbeitgebern und 
Beschäftigten. Am Ende fördern wir damit In-

vestitionen in die Fähigkeiten des Einzelnen 
und die Zukunftsfähigkeit unserer gesamten 
Gesellschaft –und werden so wirtschaftlich er-
folgreicher sein als Andere. Und das allerbeste: 
Das Ganze ist für weniger als zwei Flugzeug-
träger der Typklasse Gerald-R.-Ford zu haben! 

Jeder zahlt ein. Jeder bekommt etwas her-
aus. Auch diejenigen, die gut oder sehr gut 
verdienen. Es geht eben nicht nur darum, Not 
zu verhindern. Sondern auch darum, zum 
Anstrengen zu ermuntern, dem Leben eine 
neue Bahn zu geben, seinen eigenen Weg zu 
finden. Wir wollen zwar schützen, aber vor 
allem unterstützen. Wir versichern die zwei-
te, dritte und vielleicht auch vierte Chance im 
Rahmen einer ganzen Erwerbsbiografie. Und 
davon profitieren natürlich auch die Unter-
nehmen, die händeringend gute Leute suchen. 

Natürlich sehen wir die Gefahren durch 
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz. 
Volkswagen hat gerade verkündet, aufgrund 
der zunehmenden Automatisierung 5.000 
bis 7.000 Stellen zu streichen. Im Gegenzug 
werden 2.000 neue Stellen geschaffen für die 
Bereiche Software und IT. Unter dem Strich 
eine schlechte Bilanz. Umso wichtiger ist es, 
sich für die neuen Anforderungen zu qualifi-
zieren. Diese Transformation muss solidarisch 
gestaltet werden –und nicht auf dem Rücken 
des Einzelnen.

Unser Modell ist soziales Bürgerrecht: 
Deshalb sollen alle Bürgerinnen und Bürger 
zusätzlich und als Teil der Bildungsversiche-
rung ein Chancenkonto erhalten. Wer das 18. 
Lebensjahr erreicht, bekommt im Sinne eines 
Sozialerbes ein Startguthaben. Frei verfügbar: 
für Weiterbildung, Qualifizierung oder Grün-
dung.

Einst waren Abitur und Studium den so-
genannten Eliten vorbehalten. Inzwischen ist 
die Zahl der Abiturienten und Studenten so 
gewaltig gestiegen, dass schon Stimmen laut 
werden, es seien zu viele. Das finden wir nicht. 
Wir wollen nicht zurück zum alten Elitaris-
mus. Und wir finden uns nicht damit ab, dass 
Menschen lebenslang benachteiligt sind, weil 
sie keine Ausbildung abgeschlossen haben. 
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Die Bildungsversicherung gibt daher auch ei-
nen Anspruch darauf, einen Berufsabschluss 
nachzuholen.

Die Weiterbildung muss hochwertig sein. 
Sie soll sich aber nicht nur nach den vermeint-
lichen Bedürfnissen der Wirtschaft ausrichten. 
Wir denken nicht in Kategorien von Geld und 
Beförderung. Wir wollen nicht messen, ob sich 
die Weiterbildung in Euro und Cent gelohnt 
hat. Wir wollen gerade in einer Zeit, in der 
Maschinen fast alles Austauschbare schneller 
erledigen als der Mensch, dazu beitragen, dass 
wir eben nicht austauschbar sind. Es geht um 
unsere Würde. 

Alle bekommen für die Weiterbildung was 
sie brauchen, nicht was sie eingezahlt haben. 
Sonst wäre es ungerecht. Die Kassiererin einer 
Möbelkette, deren Arbeitsplatz durch automa-
tisierte Kassen bedroht ist, hat ja nicht weni-
ger finanzielle Verpflichtungen als zuvor. Sie 
braucht mehr Geld, als ihr aufgrund ihrer Bei-
träge zustünde. Sonst würde sie vielleicht auf 
die Weiterbildung verzichten, ihr Job ist ja nur 
bedroht, aber noch nicht weg. Genau das wür-
de die Chancenungleichheit verschärfen. Weil 
sich die Gutverdiener leisten können, sich wei-
terzubilden, andere aber nicht. 

Die Bildungsversicherung ist also solida-
risch organisiert. Das klingt nicht neu, eher 
vertraut sozialdemokratisch. Und das soll auch 
so sein. Denn diese neue sozialstaatliche Säule 
knüpft an etwas zutiefst Sozialdemokratisches 
an: Die stetige Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse unter den Bedingungen 
des ständigen Wandels. Im Übrigen wird die 
solidarische Gestaltung der Transformation 
zur Überlebensfrage sozialdemokratischer 
Politik! 

Bildungsinvestitionen sind gesamtgesell-
schaftliche Investitionen, deren Nutzen jedem 
klar ist. Erst recht, wenn man die Kosten des 
Nichtstuns dagegenhält, wie es die OECD auf-
zeigt. Der Mismatch an vorhandenen und be-
nötigten Kompetenzen kann ein Prozent der 
heutigen Wirtschaftsleistung kosten, mithin 
knapp 34 Milliarden Euro 2018 für Deutsch-
land. Und nicht zu beziffern – weil noch nie 

dagewesen – ist der neue wirtschaftliche wie 
gesellschaftliche Mehrwert, der sich aus der 
Kombination von Erstausbildung, Berufs- und 
Lebenserfahrung sowie einer zweiten Aus- 
bzw. Weiterbildungsphase im Erwachsenenal-
ter ergibt. 

Mit der Bildungsversicherung erneuern 
wir im digitalen Zeitalter glaubwürdig das 
Versprechen, Bildungs-, Entfaltungs- und 
Beschäftigungschancen zu schaffen. Unsere 
Zukunft kann mit diesem Instrument anders 
gezeichnet werden, als jene, die wir momentan 
anbieten. Die Zukunft liegt in der kollektiven 
Bildung! Wohin das führt? Wer weiß, wohin 
das führt. Aber es ist unsere Verantwortung, 
dass Bernd dem Wandel nicht alleingelassen 
begegnen muss. 	 ó
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Deutschlands unabsichtliches soziales Wachstum
von Michael Dauderstädt�

Die Redaktion der spw bat den Autor um 
einen Beitrag zur wirtschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Bedeutung des Sozialstaats 
unter besonderer Berücksichtigung Deutsch-
lands. Der folgende Aufsatz präsentiert die Er-
gebnisse der Überlegungen und statistischen 
Nachforschungen. Sie zeigen, wie im Titel zu-
sammengefasst, dass das soziale Wachstum in 
Deutschland angekommen ist – was auch den 
Autor etwas überrascht hat.

Unter Sozialstaat sei hier die Gesamtheit 
aller staatlichen Institutionen und Leistungen 
verstanden, die einerseits durch Zahlungen 
Einkommensausfälle aufgrund von Lebensri-
siken wie Krankheit, Alter oder Arbeitslosigkeit 
ausgleichen, andererseits direkt die Wohlfahrt 
erhöhen, indem sie Leistungen wie Erziehung, 
Bildung, Gesundheit und Pflege zur Verfügung 
stellen. Finanzierung und Organisation unter-
scheiden sich von Land zu Land. Die interna-
tional vergleichende politische Ökonomie hat 
verschiedene Typologien des Wohlfahrtsstaates 
und der durch sie gekennzeichneten Kapita-
lismusvarianten entwickelt.� Aber unabhängig 
vom Typus machen in den großen westeuropä-
ischen Ländern allein die Sozialausgaben (ohne 
Bildung) zwischen 25 und 30 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes (BIP) aus. Es handelt sich 
also um einen wirtschafts- und beschäftigungs-
politisch zentralen Faktor.

Der Sozialstaat zielt primär auf die Vermei-
dung von Armut und anderen Notlagen. Diese 
Ziele wie auch die soziale Gerechtigkeit stehen 
aber nicht im Mittelpunkt dieses Artikels. Hier 
geht es vielmehr darum, inwieweit der Sozial-
staat dazu beiträgt, andere wirtschaftspolitische 
Ziele wie Wachstum und Beschäftigung zu er-
reichen. Dazu betrachten wir zunächst einige 

�	 Dr. Michael Dauderstädt war bis 2013 Leiter der Abteilung Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung und arbeitet heute als freiberuf-
licher Berater.

�	 Zu den bekanntesten „klassischen“ Werken zählen Gösta Esping-Andersen 
„The Three Worlds of Welfare Capitalism“, Cambridge 1990 und Peter Hall 
und David Sokice (eds.) „Varieties of Capitalism – The Institutional Founda-
tions of Comparative Advantage“, Oxford. 2001.

allgemeine Wirkungszusammenhänge, bevor 
wir uns konkret Deutschland zuwenden.

Die Determinanten von Wachstum und Be-
schäftigung

Um die Determinanten von Wachstum und 
Beschäftigung zu beleuchten, bietet es sich an, 
die Angebots- und die Nachfrageseite zu unter-
scheiden.

Beim Angebot nutzen wir eine Zerlegung 
des BIP (Y) in Stundenproduktivität (Y/H) 
und den Arbeitsinput in Stunden (H), der sich 
weiter zerlegen lässt in Stunden (H) pro Be-
schäftigte (B), also H/B, und Beschäftigte (B) 
zu Erwerbspersonen (E), also B/E, Erwerbsper-
sonen (E) zur Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (A, 15-65), also (E/A) und der demogra-
fischen Zusammensetzung, also des Anteils der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (A) zur 
Gesamtbevölkerung (P), also A/P. Als Formel 
ergibt dies

Y = Y/H x H/B x B/E x E/A x A/P x P.

Der Sozialstaat hat auf jede dieser Kompo-
nenten einen Einfluss. Er erhöht die Stunden-
produktivität, indem er für gesunde und gut 
ausgebildete Arbeitskräfte sorgt.� Er erhöht 
– zumindest potenziell – die Arbeitsstunden 
pro Beschäftigten (H/B) und die Erwerbsquote 
(E/A), indem er es vor allem Frauen ermöglicht, 
am Erwerbsleben auch in Vollzeit teilzunehmen, 
indem er eine entsprechende Kinderbetreuung 
anbietet. Sein Effekt auf die Arbeitslosenquote 
(die 1 minus B/E ist) ist umstritten. Einerseits 
finden besser und adäquat ausgebildete (z.B. 
durch Umschulungen) und gesunde Arbeits-
kräfte schneller einen Job und eine effiziente 
Arbeitsvermittlung unterstützt diesen Prozess. 
Andererseits vermuten Sozialstaatskritiker, dass 
eine – eventuell großzügige – Arbeitslosenun-

�	 Wir gehen hier nicht auf weitere staatliche Einflüsse wie z.B. Investitionen in 
Forschung oder Infrastruktur ein.



spw 2 | 2019 41Schwerpunkt

terstützung Anreize bietet, unwillkommene Jo-
bangebote abzulehnen. 

Der Einfluss des Sozialstaats auf die demo-
grafische Zusammensetzung und das Wachs-
tum der Bevölkerung kommt eher langfristig 
zum Tragen. Man darf wohl davon ausgehen, 
dass die Einführung der staatlichen Alterssi-
cherung die Kinderzahl und damit das Bevöl-
kerungswachstum reduziert hat. Andererseits 
dürften Maßnahmen wie Kindergeld und 
Kinderbetreuung dafür sorgen, dass diese Ent-
wicklung schwächer ausfällt. Wohlfahrtsstaaten 
üben auch eine stärkere Anziehungskraft auf 
potenzielle Einwanderer aus. Wenn diese Mig-
ration zugelassen wird, kann sie die demogra-
fische Entwicklung deutlich beeinflussen (z.B. 
jüngst in Deutschland).

Letztlich kommt es ohnehin weniger auf das 
BIP als Ganzes an, sondern auf das BIP/Kopf, 
also Y/P. Damit bleibt als Einflussfaktor die de-
mografische Zusammensetzung A/P, die sich 
langfristig stabilisieren dürfte. Der Sozialstaat 
hat hier einen Einfluss durch die Gestaltung 
der Alterssicherung, insbesondere des Renten-
eintrittsalters. Wenn als erwerbsfähiges Alter 
nicht 15-65, sondern 15-67 definiert wird und 
dies auch dank besserer Gesundheit realistisch 
ist, erhöht sich das Arbeitskräfteangebot ent-
sprechend.

Aber es ist die Nachfrage, die letztlich ent-
scheidet, inwieweit dieses Angebot ausgeschöpft 
wird. Dann ergibt sich die Beschäftigung, ge-
messen in Arbeitsstunden, als Folge des BIP 
und der Produktivität. In Nachfragekomponen-
ten zerlegt ist das BIP (Y)

Y = C + CG + I + (X-M), 

also gleich privater (C) und staatlicher Konsum 
(CG), plus Investitionen (I) und Außenbei-
trag (Exporte X – Importe M). Der Sozialstaat 
fördert den privaten und staatlichen Konsum. 
Wenn die Sparquote reicher Haushalte höher ist 
als die ärmerer, dann führt die (sozialstaatliche) 
Umverteilung zu mehr Nachfrage und geringe-
rer Ersparnis. Eine stärkere Nachfrage dürfte 
auch die Investitionen anregen, wenn Unter-
nehmen ihre Kapazitäten ausweiten, um diese 

Nachfrage zu bedienen. Allerdings könnten ne-
gative Bewegungen von Investitionen und Au-
ßenbeitrag diesen Effekt reduzieren. Das muss 
noch beleuchtet werden.

Die (neo-)klassische Vermutung, dass die In-
vestitionen durch das Sparvolumen beschränkt 
sind und deshalb eine geringere Ersparnis in 
Folge von Umverteilung diese einschränke, 
ist kaum haltbar. Das Finanzsystem kann die 
Kreditnachfrage der Unternehmen auch ohne 
zusätzliche Einlagen befriedigen. Der Zinssatz 
hängt dabei von der Geldpolitik der Zentral-
bank ab. Dass Investitionen primär durch die 
Nachfrage und weniger durch ein niedriges 
Zinsniveau getrieben werden, zeigen die Erfah-
rungen nach der Finanzmarktkrise. Eine Kom-
bination von solider Nachfrage und niedrigen 
Zinsen dürfte die größten Anreize bieten, so in 
Deutschland seit 2013 (s.u.). 

Der Einfluss des Sozialstaats auf den Au-
ßenbeitrag ist komplexer. Höhere Ausgaben 
von privaten Haushalten und Staat sowie Un-
ternehmen (wenn die Investitionen auch stei-
gen) dürften die Importe erhöhen. Das Ausmaß 
hängt in den Bereichen, wo einheimische und 
ausländische Anbieter konkurrieren, von der 
Wettbewerbsfähigkeit ab. Sie beeinflusst auch 
das Volumen der Exporte, die ja auf den Märk-
ten der Handelspartner mit deren Anbietern 
konkurrieren.

Unternehmen machen nun gerne geltend, 
dass der Sozialstaat die Wettbewerbsfähigkeit 
untergrabe, indem er die Löhne, insbesondere 
die Lohnnebenkosten, erhöhe. Diese Debatte 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Wohlfahrts-
staaten läuft schon seit Jahrzehnten und ge-
winnt besonders in Deutschland immer dann 
an Fahrt, wenn die Außenbilanz negativ wird 
oder zu werden droht.�

�	 Eine frühe Phase waren die 1980er Jahre, als die sozialliberale Regierung 
unter Helmut Schmidt wegen einer angeblich unhaltbaren Expansion des 
Wohlfahrtsstaates (Lambsdorff-Papier) von einer konservativ-liberalen Re-
gierung unter Helmut Kohl abgelöst wurde. Die Friedrich-Ebert-Stiftung er-
forschte damals den Zusammenhang von Wohlfahrtsstaat und Wettbewerbs-
fähigkeit, u.a. in einem von der Volkswagenstiftung geförderten Projekt. Vgl. 
Gough, Ian, Pfaller, Alfred, Therborn, Goran (Eds.) „Can the Welfare State 
Compete? A Comparative Study of Five Advanced Capitalist Countries“, 
London 1991. Etwas besser in Erinnerung ist die Debatte um die letzte Jahr-
hundertwende, als Hans Werner Sinn und andere glaubten, Deutschland sei 
nicht mehr zu retten, und mit der Agenda 2010 umfangreiche Reformen des 
Wohlfahrtsstaates vorgenommen wurden.
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Tatsächlich entbehren diese aus einzelwirt-
schaftlicher Perspektive verständlichen Be-
denken einer volkswirtschaftlichen Grundlage. 
Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit, deren Be-
deutung ohnehin überschätzt wird, regelt sich 
über den Wechselkurs. Bei der Fokussierung 
auf die Lohnkosten wird außerdem meist die 
Produktivität ausgeblendet. Relevant sind aber 
die Stückkosten und die Produktivität ist in den 
Hochlohnländern nicht zufällig höher als in den 
Billiglohnländern. Wichtiger als die Preise sind 
die Qualität, die Produktpalette und die Regio-
nalstruktur der Exporte. Deutschlands Expor-
terfolge verdanken sich kaum niedrigen Kosten 
und Preisen, sondern der Tatsache, dass in einer 
wachsenden Weltwirtschaft mit stark unglei-
cher Einkommensverteilung (typisch: China) 
die Nachfrage nach Maschinen und Luxusautos 
rasant gestiegen ist. Da produziert die deutsche 
Wirtschaft gerade das Richtige in meist hervor-
ragender Qualität. Der deutsche Wohlfahrts-
staat reiht sich da in eine Reihe anderer Staaten 
ein, die offensichtlich kein Problem mit Wettbe-
werbsfähigkeit haben (z.B. Skandinavien). 

Fassen wir zusammen: Keiner der Faktoren 
auf der Angebots- und Nachfrageseite, die oben 
formal und im folgenden zweiten Abschnitt kon-
kret-statistisch für Deutschland vorgestellt sind, 
kann für sich die alleinige Kausalität für Wachs-
tum und Beschäftigung beanspruchen. Beides 
entsteht durch komplementäre Entwicklungen 
auf der Angebots- und Nachfrageseite. Aber 
auch wenn die Kausalzusammenhänge nicht 
immer eindeutig sind und positive Effekte gegen 
negative abgewogen werden müssen, so bleibt 
unterm Strich ein deutlich positiver Beitrag des 
Sozialstaats auf Wachstum und Beschäftigung.

Dies entspricht auch den Ergebnissen eines 
umfangreichen Bündels von Studien, die die 
Friedrich-Ebert-Stiftung vor etwa zehn Jahren 
unter dem Titel „Zukunft 2020“ durchgeführt 
hat.� Sie haben gezeigt, dass Wachstum und Be-
schäftigung – im Gegensatz zur herrschenden 
Meinung – nicht von industriellen Exportüber-
schüssen abhängen. Diese können zwar dazu 
beitragen, sind aber nicht unabdingbar und 

�	 Vgl. auch einen Beitrag des Autors für diese Zeitschrift in der Ausgabe 
5/2011 „Der vorsorgende Sozialstaat als Wachstumsmotor“.

implizieren sogar Wohlfahrtsverluste, wenn die 
daraus resultierenden Forderungen ans Ausland 
entwertet oder nie zur Finanzierung von Im-
portüberschüssen verwendet werden. Vielmehr 
kann auch die Expansion des Angebots von so-
zialen Dienstleistungen für den einheimischen 
Konsum Wachstum und Beschäftigung schaf-
fen�, wobei deren Output der eigenen Bevölke-
rung zugute kommt – anders als die exportierten 
Industriegüter, die andere(n) Gesellschaften 
nutzen. Allerdings findet diese Strategie eines 
„Sozialen Wachstums“ kaum Eingang in die 
Programme der politischen Parteien. Auch das 
Regierungshandeln, das vor allem dank der SPD 
zu neuem sozialem Wachstum stark beigetra-
gen hat – siehe den folgenden Abschnitt – folgte 
nicht diesem Konzept, sondern führte einschlä-
gige Reformen wie den Mindestlohn aus ande-
ren Gründen durch. Soziale Gerechtigkeit, nicht 
eine Reorientierung der Nachfrage nach innen 
war das Ziel und die Begründung.

Deutschland – der langsame Weg zum so-
zialen Wachstum

Wie stellt sich die Entwicklung der deut-
schen Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten 
im Lichte dieser Überlegungen dar? Wir unter-
scheiden drei Perioden für die Zeit seit 1995�: 
1995-2007 (also bis kurz vor der Finanzmarkt-
krise); 2009-2013 (die Erholungsphase danach); 
2013-2018 (die letzten fünf Jahre). Damit soll 
der Einmaleffekt der Krise und Rezession mög-
lichst ausgeblendet werden, um die längerfris-
tigen Wachstumstrends herauszuarbeiten. Die 
letzten beiden Perioden unterscheiden wir, da 
sich in dieser Phase ein langsamer Wechsel im 
deutschen Wachstumsmodell abzeichnet.

Tabelle 1 zeigt für diese Perioden das Wachs-
tum der verschiedenen Komponenten der oben 
vorgestellten Zerlegung. Das durchschnittliche 
jährliche Wachstum des BIP stieg von Periode 
zu Periode an. Dabei hat sich das Wachstum 
der Stundenproduktivität kaum verändert, 

�	 Dieses „Soziales Wachstum“ genannte Konzept findet sich zusammengefasst 
u.a. in „Deutschland 2020. Aus der Krise in eine soziale Zukunft“ Bonn/FES 
2009 (http://library.fes.de/pdf-files/wiso/06453.pdf) oder in dem in FN4 zi-
tierten Artikel.

�	 Vorher sind manche Daten nicht verfügbar bzw. die Wiedervereinigung ver-
zerrt mit ihrem boom und bust das Bild. 
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sondern lag bei 2,7 Prozent und nur in der Pe-
riode 2009-13 etwas höher bei 3 Prozent was 
wahrscheinlich dem Aufholprozess nach der 
großen Rezession geschuldet ist, in der die 
Stundenproduktivität kurzfristig sogar absolut 
gesunken war. Der entscheidende Beitrag kam 
durch die Zahl der gearbeiteten Stunden, deren 
Wachstum in der ersten Phase negativ war, um 
anschließend zuerst um 0,7 Prozent/Jahr und 
zuletzt um 1,2 Prozent/Jahr zuzunehmen. Dass 
die Beschäftigung trotzdem in allen Perioden 
wuchs, war in der ersten Periode dem Absinken 
der Zahl der gearbeiteten Stunden pro Beschäf-
tigtem geschuldet, ein Aspekt, der auch in der 
zweiten Periode noch anhielt. Er spiegelt den 
Anstieg der prekären Arbeitsplätze in der Folge 
der Agenda-2010-Reformen wider. Nur in der 
letzten Phase ist der Beschäftigungszuwachs al-
lein auf neue Jobs zurückzuführen, auch dank 
wachsender Bevölkerung, auch in der Alters-
gruppe 15-64.

In welchen Sektoren entstanden die neuen 
Arbeitsplätze? Zwischen 1995 und 2007 sank 
die Zahl der Beschäftigten in der Industrie um 
766.000 und nahm in der Bauindustrie sogar 
um über eine Million ab. Von den insgesamt 
aber 2,37 Millionen Arbeitsplätzen, die in dieser 
Periode neu entstanden, kamen praktisch alle 
aus dem Dienstleistungssektor, davon 1.260.000 

in Sozialarbeit, Erziehung und Gesundheit. In 
den Folgeperioden konnte die Industrie wieder 
Jobs beisteuern, aber nur etwa 10 Prozent aller 
zusätzlichen Arbeitsplätze entstanden dort. Von 
3,2 Millionen neuen sozialversicherungspflich-
tigen Jobs, die zwischen 2013 und 2018 entstan-
den, kamen 52,8 Prozent aus privaten und 27,3 
Prozent aus öffentlichen Dienstleistungen.�

Diese Entwicklung ist aufgrund der Nach-
fragestruktur zu verstehen: Wie in Tabelle 2 
deutlich wird, hat sich das deutsche Wachs-
tumsmodell deutlich verändert. Die Werte 
in der Tabelle geben jeweils den Anteil einer 
Nachfragekomponente am gesamten BIP-Zu-
wachs an. Für jede Nachfragekomponente N 
ist das also für z.B. die Jahre 2013-2018: Anteil 
von N = (N2018-N2013)/(BIP2018-BIP2013) 
= (N2018-N2013)/562 Mrd. Euro in Prozent. 
Demnach beruhte das Nachfragewachstum in 
den letzten fünf Jahren mehr auf:

•	 der inländischen Nachfrage (89 Prozent 
statt 74,2 Prozent in der ersten Periode)

�	 Ein Teil des Wachstums im Dienstleistungssektor resultiert aus der Nach-
frage der Industrie und der Exporte. Umgekehrt profitiert die Industrie von 
der Nachfrage aus dem Dienstleistungssektor. Soweit beide Sektoren für 
den inländischen Konsum produzieren, stammen die dort ausgegebenen 
Einkommen ebenfalls aus den jeweiligen Sektoren, überwiegend aus dem 
beschäftigungsstärkeren Dienstleistungssektor.

Tabelle 1: Deutschlands Wachstum und Beschäftigung 1995-2018

Wachstumskomponenten Durchschnittliche jährliche Veränderung 
in der jeweiligen Periode (in Prozent)

1995-2007 2009-2013 2013-2018
Bruttowertschöpfung* 2,6 3,8 4,0
Beschäftigung 0,5 0,9 1,2
gearbeitete Stunden insgesamt -0,1 0,7 1,2
gearbeitete Stunden pro Beschäftigten -0,6 -0,2 0,0
Stundenproduktivität 2,7 3,0 2,7
Bevölkerung 0,0 -0,3 0,6
Bevölkerung im aktiven Alter (15-64) -0,2 -0,3 0,2
Erwerbsquote 0,8 1,2 0,8
Demografische Struktur 
(15-64/Gesamtbevölkerung) -0,3 0,0 -0,3

Erläuterung: *entspricht etwa dem BIP, korrigiert um Gütersteuern und Subventionen; Quellen: EU-Klems; DeStatis; Sachverständigenrat; 
eigene Berechnungen.
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•	 dem staatlichem Konsum (21,1 Prozent statt 
12,4 Prozent in der ersten Periode)

•	 den hohen Staatsausgaben für Soziales (25,1 
Prozent statt 19,2 in der ersten und nur 11,4 
Prozent in der zweiten Periode)

•	 den Investitionen (26,2 Prozent statt 10,1 
Prozent in der ersten Periode)�, 

•	 dabei auch wieder auf  den staatlichen Inves-
titionen (die in den Vorperioden praktisch 
nichts beitrugen, aber zuletzt 3,5 Prozent)

•	 der Nachfrage aus Löhnen (56,2 Prozent 
statt 30,4 Prozent in der ersten Periode).

�	 Dazu dürfte auch die oft geschmähte Niedrigzinspolitik der Europäischen 
Zentralbank beigetragen haben.

Um Missverständnisse zu vermeiden: Der 
stärkere Beitrag der Binnennachfrage bedeu-
tet kaum eine Reduzierung der starken Expor-
tabhängigkeit der deutschen Wirtschaft. Zwar 
ging der Wachstumsbeitrag des Außenhandels 
deutlich zurück. Der Außenbeitrag (definiert als 
Export-Import) zur Nachfrage, der 1995-2007 
noch 25,8 Prozent des BIP-Zuwachs lieferte, trug 
in den letzten fünf Jahren nur noch 11,0 Pro-
zent bei. Gleichzeitig stieg aber die Exportquote 
(=Exporte/BIP) seit 1995 praktisch kontinuier-
lich an von 22 Prozent auf 47 Prozent, wobei die 
Importquote weitgehend Schritt hielt. Sie stieg 
von 21,5 Prozent auf 41 Prozent. Nur während 
der Weltwirtschaftskrise 2008/9 kam es zu einem 
Rückgang, der aber rasch aufgeholt wurde. 

Tabelle 2: Nachfragestruktur des BIP 1995-2018 
(Wachstumsbeiträge in Prozent des zusätzlichen BIP in der jeweiligen Periode)

Nachfragekomponenten 1995-2007 2009-2013 2013-2018
BIP Zuwachs absolut (in Mrd. Euro) 614 366 562
Anteile in  Prozent in Prozent in Prozent
BIP 100 100 100
Inländische Verwendung 74,2 87,2 89,0
Konsum 62,7 58,0 60,7
Davon privat 50,3 41,1 39,6
             staatlich 12,4 16,9 21,1
Investition 10,1 23,3 26,2
Vorratsänderung 1,4 5,9 2,1
Außenbeitrag 25,8 12,8 11,0
= Export 107,9 96,5 55,0
- Import 82,2 83,7 44,0
Sowie nachrichtlich:
Löhne 30,4 50,1 56,2 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen 43,4 27,1 20,9
Monetäre Sozialleistungen und soziale Sachleistungen 
des Staates 19,2 11,4 25,1

Bruttoinvestitionen des Staates -0,2 0,5 3,5

Quelle: Sachverständigenrat; eigene Berechnungen. Hinweis: Löhne und Unternehmens- und Vermögenseinkommen summieren sich nicht 
auf 100 Prozent, da ihre Summe (das Volkseinkommen) sich vom BIP u.a. um die Abschreibungen und Gütersteuern unterscheidet.
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Tatsächlich sind ein großer Teil der Importe 
Inputs in die Exportproduktion und der Anstieg 
der Außenhandelsquote (=(Export+Importe)/
BIP) von 23,5 Prozent auf 88 Prozent spiegelt 
die zunehmende Verflechtung der deutschen 
Wirtschaft in transnationale Produktionsnetz-
werke und Wertschöpfungsketten wider. Das 
lange geringere Importwachstum führte dann 
zu dem international kritisierten Leistungsbi-
lanzüberschuss von – auf seinem Höhepunkt 
– 8 Prozent des BIP im Jahr 2015. Erst danach 
wuchsen die Importe schneller als die Exporte 
– dank steigender Inlandsnachfrage, auch im 
Gefolge nach langer Zeit endlich wieder wach-
sender Löhne.

Obwohl sie nicht im Mittelpunkt der Ana-
lyse stehen, seien hier noch die Verteilungsas-
pekte dieses Wandels beleuchtet. Die Lohnquo-
te (Löhne in Prozent vom Volkseinkommen) 
hat sich wieder etwas erholt – auch dank der 
Einführung des Mindestlohns. Von einem Tief-
stand von 51,4 Prozent im Jahr 2007 stieg sie 
2018 auf 56,4 Prozent.10 Der Niedriglohnsektor, 
der zwischen 1997 bis 2008 von 16 Prozent der 
Beschäftigung auf fast 24 Prozent gewachsen 
war, nahm nicht weiter zu und stagniert seit-
dem – auf allerdings weiter zu hohem Niveau. 
Auch die personelle Einkommensverteilung 
hat sich zuletzt wieder etwas verbessert. Ge-
messen mit der S80/S20-Quote (dem Verhält-
nis der Einkommen des reichsten zu dem des 
ärmsten Fünftel der Bevölkerung) zeigt sich 
folgende Entwicklung: Von einer noch im in-
ternationalen Vergleich relativ egalitären Ver-
teilung von 3,8 2005 stieg sie – dank Agenda 
2010 – auf 5,1 im Jahr 2014 an. Seitdem ging sie 
wieder auf 4,5 zurück.11 Man kann also durch-
aus von „sozialem Wachstum“ in Deutschland 
sprechen, auch wenn noch viel zu tun ist, um 
wirkliche soziale Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit herzustellen.

Die Realität des deutschen Wachstums der 
letzten fünf Jahre bestätigt die Tragfähigkeit des 
Konzepts des sozialen Wachstums. Deutsch-
land wächst nicht nur durch Exporte, sondern 
- um eine hämische Bemerkung der Skeptiker 

10	Nach Daten des Sachverständigenrat sowie eigene Berechnungen.

11	Nach Angaben von Eurostat
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zu persiflieren – indem es sich gegenseitig die 
Haare schneidet. Oder, um es wissenschaft-
licher auszudrücken: Deutschlands Wachstum 
beruhte in den letzten fünf Jahren vor allem 
darauf, dass Dienstleistungen für die einhei-
mische Nachfrage erbracht wurden. Ein wich-
tiger Teil davon sind öffentliche und soziale 
Dienstleistungen wie oben an der Entwicklung 
der Beschäftigungsstruktur deutlich wurde. In 
ihrer Berufsstruktur nähert sich die deutsche 
Wirtschaft damit etwas dem schwedischen Mo-
dell an mit einer leichten Stärkung der interper-
sonellen Tätigkeiten mit semiprofessionellen 
Qualifikationen.12

Die Tatsache, dass der Exportüberschuss im-
mer noch fast 7 Prozent des BIP beträgt, zeigt 
nicht nur, wie abhängig die deutsche Wirtschaft 
vom Weltmarkt ist, sondern auch, dass die 
mögliche Expansion inländischer Nachfrage 
noch weit davon entfernt ist, an außenwirt-
schaftliche Grenzen zu stoßen. Das etwas an-
dere Wachstumsmodell – mehr auf inländische 
Bedarfe ausgerichtet, mit einer Betonung der 
sozialen Dienstleistungen – hat ein stärkeres 
Wachstum (4 Prozent p.a.) mit mehr Beschäf-
tigung hervorgebracht als das vorherige eher 
exportorientierte und von sozialer Austerität 
(Agenda 2010) und einer manischen Betonung 
von Strukturreformen (meist ja nur Sozial-
abbau und Lohndruck) geprägte Modell (2,6 
Prozent p.a.)13. Bemerkenswert ist, wie wenig 
Deutschlands Kurs in soziales Wachstum ins 
öffentliche Bewusstsein gedrungen ist. Als ei-
ner von wenigen haben Gustav Horn und Se-
bastian Watzka vom IMK der Hans-Böckler-
Stiftung im November 2018 in einem Aufsatz 
zum Vergleich Deutschland-Frankreich von 
einem „heimlichen Paradigmenwechsel“ ge-
sprochen.14 Eine Ursache dürfte sein, dass eine 
andere ungeplante Entscheidung, nämlich die 
Grenzöffnung von 2015 mit dem anschließen-

12	Ausgehend von den Vergleichen der Berufsstruktur zwischen Deutschland, 
Schweden und Großbritannien von Michael Vester „Zunehmende Kompe-
tenz – wachsende Unsicherheit“ Hans-Böckler-Stiftung Düsseldorf 2014 
(https://www.boeckler.de/pdf_fof/91490.pdf) sowie Michael Vester „Struk-
turen und Milieus in der Arbeitswelt des 21. Jahrhunderts“ (Vortrag im Ar-
beitskreis Dienstleistungen der FES und ver.di am 14.3.2018: https://www.
fes.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=30924&token=5047ea949b569aff0
14a98ff94a344bf25a3554b).

13	Vgl. Tabelle 2 (VA).

14	Vgl. Gustav Horn und Sebastian Watzka „Ist Frankreich ein Sanierungsfall 
oder Deutschland?“ IMK Policy Brief November 2018.

den massiven Einwanderungszustrom, den de-
facto Paradigmenwechsel mit verursacht hat. Er 
hat die Demografie verändert und Deutschland 
praktisch gezwungen, mehr für öffentliche sozi-
ale Dienstleistungen auszugeben. 

Ausblick

Deutschlands Wachstum soll sich 2019 wie-
der abschwächen. Von den Weltmärkten droht 
Ungemach: Handelskriege und ein Einbruch in 
Deutschlands Hauptmärkten: Luxuslimousinen 
und Maschinen. Dazu droht Deutschland bei 
entscheidenden Marktentwicklungen wie Elek-
tromobilität, Energiewende und Digitalisierung 
eher hinterherzuhinken. Man kann schon abse-
hen, wann die Vertreter des alten Denkens wie-
der von sinkender Wettbewerbsfähigkeit spre-
chen werden, die unter den zu hohen Löhnen 
und dem zu großzügigen Sozialstaat leide. 

Dem ist zweierlei entgegenzuhalten:

•	 Erstens hängt unsere Wettbewerbsfähig-
keit nicht davon ab, dass die Lohnkosten 
sinken, sondern davon, dass die deutsche 
Wirtschaft wieder zukunftsfähige Produkte 
in guter Qualität anbieten kann (und nicht 
CO2-Monster mit Schummelsoftware). 
Dazu braucht es nicht zuletzt eine staatlich 
unterstützte Offensive in Forschung und 
Ausbildung. 

•	 Zweitens ist es nicht der Export, sondern 
der Konsum (auch der öffentliche) im In-
land sowie die dazu nötigen Investitionen in 
Wohnungen und Infrastruktur, die unseren 
Wohlstand erhöhen. Gerade wenn es im Ex-
port hapert, muss die Binnennachfrage ge-
stärkt werden – durch ordentliche Löhne und 
einen vorsorgenden Sozialstaat.	    ó
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Der Wert der Wohlfahrt: ein Blick zurück, nach vorn.
von Joachim Rock�

Zu den Besonderheiten des deutschen Sozi-
alstaates zählt, dass er zu großen Anteilen eben 
nicht „Staat“ ist. Neben den öffentlich-rechtlich 
organisierten, aber selbstverwalteten Sozialver-
sicherungen sind es dabei die in sechs Spitzen-
verbänden� organisierten Vereine und Dienste 
der Freien Wohlfahrtspflege, die das Soziale in 
Deutschland seit fast einem Jahrhundert we-
sentlich mitgestalten. Allein dem Paritätischen 
Wohlfahrtsverband, dem nach den kirchlichen 
Verbänden drittgrößten Wohlfahrtsverband, 
gehören über 10.050 selbstständige Mitglied-
sorganisationen an, darunter so mitglieder-
starke Organisationen wie der Arbeiter-Sama-
riter-Bund mit 1,3 Millionen Mitgliedern und 
der Sozialverband VdK mit 1,9 Millionen Mit-
gliedern. Die Bedeutung der Arbeit der Wohl-
fahrtsverbände wird dennoch unterschätzt. Im 
aktuellen Koalitionsvertrag ist die Wohlfahrts-
pflege beispielsweise nur zweimal erwähnt, im 
Zusammenhang mit der Förderung des ehren-
amtlichen Engagements bei Grundschülern. 
Diese Geringschätzung kann sich fatal auswir-
ken, denn der technische, kulturelle und demo-
graphische Wandel wird sich nur mit der Wohl-
fahrtspflege sozial gestalten lassen. Mit Markt 
und Staat allein ist kein Sozialstaat zu machen. 
Die gemeinnützige Wohlfahrtspflege braucht 
dabei ihrerseits neuen politischen Rückhalt.

Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
Sozialwirtschaft, deren Rückgrat die gemein-
nützige Wohlfahrtspflege ist, ist immens. Die 
Sozialwirtschaft erwirtschaftet mit rund sie-
ben Prozent der gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung einen ähnlich großen Anteil wie 
Fahrzeugbau und Maschinenbau zusammen-
genommen. Zwischen 2000 und 2014 sind dort 
mehr als 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze ent-
standen�, bei einem kontinuierlichen Wachs-

�	 Dr. Joachim Rock ist Abteilungsleiter für Arbeit, Soziales und Europa im Paritä-
tischen Gesamtverband. Der Artikel gibt seine persönliche Meinung wieder.

�	 Dazu zählen die Arbeiterwohlfahrt, der Deutsche Caritasverband, der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband, das Deutsche Rote Kreuz, das Diakonische 
Werk der EKD und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland. 

�	 Vgl. Oliver Ehrentraut/Tobias Hackmann/Lisa Krämer/Anna-Marleen Plume 
2014: Ins rechte Licht gerückt. Die Sozialwirtschaft und ihre volkswirtschaft-
liche Bedeutung. In: Friedrich Ebert Stiftung, WISO direkt, Bonn, März 2014.

tum auch in Krisenzeiten. Anders, als in ande-
ren Beschäftigungsbereichen prognostiziert, 
wird der Bedarf an sozialen Dienstleistungen 
auch weiter wachsen. Das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) stellt fest: 
„Das niedrigste Substituierbarkeitspotenzial 
lässt sich für das Berufssegment ‚Soziale und 
kulturelle Dienstleistungsberufe‘ feststellen“�. 
Das gilt besonders in der Digitalisierung; „Bei 
der Grundversorgung mit sozialen Dienstleis-
tungen wie Gesundheits- und Pflegedienste, 
Schulausbildung oder Erwachsenenbildung 
zeigen sich neben dem Online-Shopping die 
größten Veränderungspotenziale durch die 
Nutzung digitaler Dienstleistungen“�, heißt es 
im aktuellen Raumordnungsbericht. Wie die-
ser Prozess gestaltet wird, ist für die Entwick-
lung der sozialen Infrastruktur in Deutschland 
von zentraler Bedeutung. Privat-Equity-Firmen 
und andere profitorientierte Akteure drängen 
seit Jahren auf wachsende Marktanteile und 
„entziehen dem System viel Geld – zum Scha-
den der Belegschaft und der Patienten“�. Diese 
Entwicklung ist auch dem Bedeutungsverlust 
der gemeinnützigen Wohlfahrtspflege geschul-
det. Es ist deshalb höchste Zeit, gemeinnützige 
Dienste und Einrichtungen aufzuwerten. Prak-
tisch findet das Gegenteil statt.

Die Bedeutung der gemeinnützigen Wohl-
fahrtspflege

Die Größe der Freien Wohlfahrtspflege ist vor 
allem Ausdruck ihrer gesellschaftspolitischen 
Bedeutung. Ihre Aufgabe liegt im Grundsatz, 
nicht im Umsatz�. Kein anderer Akteur in 
Deutschland verfügt über ein derart fein gewo-
benes, leistungsfähiges Netzwerk von sozialen 
Diensten und Initiativen im ganzen Land. In den 

�	 Katharina Dengler/Britta Matthes 2015: Folgen der Digitalisierung für die 
Arbeitswelt. Substituierbarkeitspotenziale von Berufen in Deutschland. IAB-
Forschungsbericht 11/2015. Nürnberg, S. 14.

�	 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2017: Raumordnungs-
bericht 2017. Daseinsvorsorge sichern. Bonn, Juni 2017, S. 123.

�	 Uta von Schrenk 2019: Monopoly im Pflegeheim. In: Hans Böckler Stiftung. 
Magazin Mitbestimmung. Ausgabe 01/2019. 

�	 Vgl. Ulrich Schneider 2014: Mehr Mensch! Gegen die Ökonomisierung des 
Sozialen. Frankfurt am Main, S 131 ff.
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gut 11.000 Gemeinden Deutschlands bieten etwa 
30.000 gemeinnützige Organisationen soziale 
Leistungen in knapp 120.000 Diensten und Ein-
richtungen an, von der Kindertagesstätte über 
das Altenpflegeheim, vom Flüchtlingsheim bis 
zur Schuldnerberatung, vom Krankenaus zum 
Weiterbildungsträger, von Selfkant bis Sonthofen, 
von List bis Neißeaue. Sie ist auch dort, wo der 
Staat sie nicht leisten kann und gewerbliche An-
bieter sie nicht leisten wollen. Mit über drei Mil-
lionen Freiwilligen wird dabei ein unschätzbarer 
Beitrag zum sozialen Zusammenhalt geleistet. 
Freiwilliges Engagement gibt es nicht in gewerb-
lichen und nur selten in staatlichen Strukturen, 
sondern vor allem in gemeinnützigen Organisa-
tionen. Auch für die Selbstorganisation und die 
Förderung der Partizipation von Nutzer*innen 
hat die Wohlfahrtspflege, in der der Verein wei-
ter die wichtigste Rechtsform darstellt, eine zen-
trale Bedeutung. Da soziale Dienstleistungen 
in Koproduktion zwischen Dienstleister und 
Nutzer*in erbracht werden, kommt deren Per-
spektiven und Interessen ein besonders hoher 
Stellenwert zu. Ein erheblicher Teil der Angebote 
wird deshalb direkt durch Selbsthilfeorganisati-
onen erbracht oder zumindest mit geprägt, was 
die Anpassungsfähigkeit und Flexibilität der 
Organisationen immer wieder gefordert, aber 
vor allem gefördert hat. Beteiligung, wie sie in 
anderen Wirtschaftsbereichen erst erlernt wird, 
wird in den gemeinnützigen Organisationen viel 
stärker praktiziert.

Der Status der Gemeinnützigkeit zählt zu 
den Funktionsbedingungen der Freien Wohl-
fahrtspflege, er ist ihre conditio sine qua non. 
Das liegt weniger an der steuerrechtlichen Be-
handlung der Organisationen, da die gleiche 
Tätigkeit ausübende gewerbliche und gemein-
nützige Akteure in der Regel wettbewerbsneut-
ral besteuert werden, sondern an der grundle-
genden Bedeutung der Gemeinnützigkeit für 
das freiwillige Engagement der Bürgerinnen 
und Bürgerer. Es vollzieht sich nahezu aus-
schließlich in gemeinnützigen Organisationen, 
weil sie partizipativ organisiert sind, überwie-
gend weiterhin in eingetragenen Vereinen�, und 

�	 Der Survey „Zivilgesellschaft in Zahlen“ 2017 weist im 3. Sektor insgesamt 
603.886 eingetragene Vereine und demgegenüber 11.400 gemeinnützige 
GmbH, 17.274 Stiftungen und 1.322 Genossenschaften aus.

die Gewähr dafür bieten, dass keine Gewinne 
entnommen werden können. Etwaige Erträge 
müssen in gemeinnützige Zwecke reinvestiert 
werden, und das ist gut so! Dass die SPD-Bun-
destagsfraktion 2016 ankündigte�, eine Aufhe-
bung des Gewinnausschüttungsverbotes prüfen 
zu wollen, war deshalb weder ein Beleg für eine 
Wertschätzung der Wohlfahrtspflege noch für 
vertiefte Kenntnisse über den Bereich. 

Aufmerksamkeit erhalten die Wohlfahrts-
verbände regelmäßig in Zeiten der Not, wenn 
die Überforderung staatlicher Strukturen offen-
kundig ist. Bis heute gibt es immer wieder Situ-
ationen, die nur mit den Ressourcen der Ver-
bände zu bewältigen sind. Ihnen gelang es etwa 
2015 im gesamten Bundesgebiet buchstäblich 
über Nacht umfassende Hilfeleistungen für Ge-
flüchtete aufzubauen. Diese Aufgaben können 
auch in Zukunft nur von der Wohlfahrtspflege 
geschultert werden, die als multifunktionale 
Organisationen gleichermaßen Selbsthilfeor-
ganisationen und Mitgliedsverbände, Sozialan-
wälte, Dienstleister und wichtigster Akteur zur 
Entwicklung, Förderung und Verbreitung sozi-
aler Innovationen sind: „Der eigene Anspruch 
der Wohlfahrtsverbände bestand immer auch 
darin, Anreger für neue Methoden und ‚sozial-
caritative Experimente‘ zu sein“ sowie „durch 
ihre Fähigkeit, Innovationen zu initiieren“10 und 
auch neue soziale Bewegungen zu integrieren. 
Gerade der Paritätische Wohlfahrtsverband bot 
immer wieder Initiativen und Bewegungen ver-
bandliche Unterstützung und Förderung, etwa 
den Eltern-Kind-Initiativen, den Frauenhäu-
sern, den Arbeitslosengruppen und Selbsthil-
feinitiativen.  Sie generieren dadurch nicht nur 
soziale Innovationen, sondern sind auch Seis-
mographen der gesellschaftlichen Entwicklun-
gen. Auch weitere Akteure profitieren davon, 
etwa Social Entrepreneurs, deren Innovationen 
häufig schlicht darin bestehen, „einen etablier-
ten Lösungsansatz an einem neuen Standort 
umzusetzen“ und die vor allem dann erfolgreich 
sind „wenn sie mit etablierten Wohlfahrts- und 
Bildungseinrichtungen kooperieren und auf 

�	 „Wir werden das bisherige absolute Verbot einer Gewinnausschüttung über-
prüfen und die Begrenzung der freien Rücklagenbildung für Sozialunterneh-
men wachstumsfreundlicher gestalten.“ SPD Bundestagsfraktion 2016: #Neue 
Erfolge. Soziale Innovationspolitik. Innovation neu denken. Berlin, S. 6.

10	Chris Langner 2018: Formierte Zivilgesellschaft. Frankfurt am Main, S. 295 f.
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deren vorhandene und ausdifferenzierte Infra-
struktur aufsetzen“11. 

Von der Gemeinnützigkeit zur Profitorien-
tierung – und wieder zurück?

Die Ökonomisierung des Sozialen wurde 
seit den 1990er Jahren politisch vorangetrieben. 
Mit der Pflegeversicherung wurde ein „Markt-
schaffungsgesetz“12 beschlossen, das gezielt pro-
fitorientierte Dienstleister stärken sollte. Ziel 
war es dabei, Einsparungen zu erzielen, indem 
günstige Bedingungen für profitorientierte Trä-
ger geschaffen wurden. Dabei wurde einkalku-
liert, dass der forcierte Wettbewerb im sozialen 
Sektor überwiegend zu Lasten der Beschäf-
tigten gehen würde, da „die Wachstums- und 
Gewinnmöglichkeiten privatwirtschaftlicher 
Einrichtungen auf die Stellschraube der Perso-
nalkosten“13 , die zwischen 45 und 80 Prozent 
an den Gesamtausgaben sozialer Dienste aus-
machen, verlagert werden. Hinzu kommt, dass 
die Entgelte für die Dienstleistungen politisch 
verhandelt und bestimmt werden, wobei so-
wohl die öffentliche Hand als auch die Klienten 
als Kostenträger ein Interesse an niedrigen 
Kosten haben, gerade im Bereich der nicht voll 
finanzierten Pflege. Das politische Ziel von ge-
ringeren Ausgaben durch gesteigerten Wettbe-
werb wurde so „durch eine Abwärtsspirale bei 
Entgelten und Arbeitsbedingungen erkauft“14. 
Beabsichtigt oder zumindest billigend in Kauf 
genommen und erreicht wurde in diesem 
Prozess eine „‚Atomisierung‘   der Beschäfti-
gungs- und Vergütungsbedingungen“15 und 
eine verstärkte Verbetriebswirtschaftlichung 
zu Lasten gemeinnütziger Organisationen, bei 
denen bis dahin „der Flächentarifvertrag des öf-
fentlichen Sektors (…) unangefochten als ‚Leit-

11	Mercator Forschungsverbund 2012: Sozialunternehmer – Chancen für soziale 
Innovationen in Deutschland. S. 9. Zur Kooperation zwischen Wohlfahrts-
verbänden und Entrepreneurs vgl. Joachim Rock: Nicht immer, aber immer 
öfter. In: Berthold Becher/Ingrid Hastedt (Hrsg) 2018: Innovative Unterneh-
men der Sozial- und Gesundheitswirtschaft. Wiesbaden, S. 189 – 208.

12	Frank Nullmeier 2002: Auf dem Weg zu Wohlfahrtsmärkten? In: Süß, 
Werner (Hrsg.); Deutschland in den neunziger Jahren. Opladen, S. 273.

13	Wolfgang Schröder 2017: Kollektives Beschäftigtenhandeln in der Altenpfle-
ge. Hans-Böckler-Stiftung. Düsseldorf.

14	Michaela Evans 2016: Arbeitsbeziehungen in der Care-Arbeit im Wandel. 
Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn, S. 45.

15	Heinz Jürgen Dahme/Norbert Wohlfahrt2012: Produktionsbedingungen 
Sozialer Arbeit in Europa, S. 129.

währung‘“16 galt. Tatsächlich sank seitdem der 
Anteil gemeinnütziger Träger deutlich. Diese 
Entwicklung ist auch deshalb bedauerlich, weil 
gewerbliche Träger überwiegend niedrigere 
Löhne zahlen als gemeinnützige und öffentliche 
Träger17 und darüber hinaus in der Regel eine 
schlechtere Qualität als gemeinnützige Anbie-
ter liefern: „Die Pflegequalität in gewinnorien-
tierten Pflegeheimen in Deutschland ist im Ver-
gleich zu denen in gemeinnütziger Trägerschaft 
insgesamt schlechter“.18 Die insbesondere auf 
kommunaler Ebene eingeführten neuen Steu-
erungsmodelle dienten ebenfalls einer Forcie-
rung des wirtschaftlichen Wettbewerbs. Durch 
die Ausschreibung von sozialen Dienstleistun-
gen wurde außerdem das Wunsch- und Wahl-
recht der Betroffenen eingeschränkt, obwohl 
dieses ein wichtiges Instrument zur Herstellung 
eines Qualitätswettbewerbes war und ist.

Unterschätzt wird auch das Ausmaß an zu-
sätzlichen, nicht regelfinanzierten Leistungen 
und das vielfältige Engagement, das durch die 
Verbände an Geld und freiwilliger Leistung 
organisiert wird. Nicht selten werden den Ver-
bänden dabei von öffentlicher Seite Eigenan-
teile vorgegeben, etwa in der Hospizarbeit. Die 
Möglichkeiten, diese einzubringen, werden 
durch den Gesetzgeber  sukzessive erschwert, 
etwa durch die Änderung der Anwendungs-
regeln zur Abgabenordnung Anfang 201619. 
Dabei sind die Wettbewerbsbedingungen zwi-
schen profitorientierten und gemeinnützigen 
Trägern ohnehin asymmetrisch zu Lasten der 
gemeinnützigen Anbieter gestaltet. Während 
etwa die Reduzierung der Umsatzsteuer bei 
der Erbringung von Pflegeleistungen gleicher-
maßen für profitorientierte und gemeinnüt-
zige Dienstleister gilt, gelten Verpflichtungen 
wie das Gewinnausschüttungsverbot nur für 

16	Michael Büstrich/Norbert Wohlfahrt 2008: Die Ökonomisierung sozialer 
Arbeit. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, Heft 12/13 2008. 

17	Vgl. Tina Groll 2018: Das schlechte Gewissen arbeitet immer mit. In: Die 
Zeit vom 17. Juni 2018. Im Internet: https://www.zeit.de/wirtschaft/2018-06/
altenpflege-arbeitsbedingungen-fachkraeftemangel-pflegenotstand/kom-
plettansicht, Stand: 19.02.2016.

18	Anne-Christin Gröger: Auf Kosten der Qualität? Private Pflegeheime punk-
ten mit dem Preis. In: Ärzte Zeitung online vom 19.02.2016, https://www.
aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/pflege/article/901455/kosten-qualita-
et-private-pflegeheime-punkten-preis.html, Stand: 22.03.2019.

19	Vgl. Joß Steinke/Thomas Bibisidis; Die Sicherung und Weiterentwicklung 
des Sozialstaates ist nichts für Sprinter. In: Rolf G. Heinze/Joachim Lange/
Werner Sesselmeier (Hrsg.) 2018: Neue Governancestrukturen in der Wohl-
fahrtspflege. Baden-Baden.
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gemeinnützige Dienste. Damit verschlechtern 
sich ihre Wettbewerbsbedingungen, was auf die 
Kostenträger selbst zurückfallen kann, „wenn 
die ehemaligen Sozialpartner vom Markt ver-
schwinden und durch transnationale Sozial-
konzerne ersetzt werden.“ 20

Soziale Arbeit aufwerten, gemeinnützige 
Akteure stärken

Ganz oben auf der politischen Agenda muss 
stehen, die Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen in der Sozialen Arbeit zu verbessern. 
An erster Stelle steht dabei die Durchsetzung 
einer leistungsgerechten Bezahlung. Hier be-
steht erheblicher Nachholbedarf, vor allem 
bei profitorientierten Anbietern, aber auch in 
der gemeinnützigen Wohlfahrtspflege und in 
Ausgründungen der Kommunen: „Die Alten-
pflege ist mit mehr als 13.600 stationären Ein-
richtungen und noch mal so vielen ambulanten 
Diensten regelrecht zerklüftet. (…) Nach Ta-
rifvertrag zahlen in der Regel nur die kommu-
nalen und freigemeinnützigen Arbeitgeber“21. 
Die Branche leidet dabei unter der geringen 
gewerkschaftlichen Bindung der Beschäftigten, 
die häufig unter zehn Prozent liegt. Seit dem 
Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 
11.08.2014 besteht die Möglichkeit, Tarifverträ-
ge über § 7a AentG für allgemeinverbindlich er-
klären zu lassen. Es wäre zu wünschen, dass sich 
das BMAS dieser Möglichkeit bedient, wenn 
dies nicht zeitnahe partnerschaftlich passiert. 
Die Verbände ihrerseits müssen eine Grund-
lage dafür schaffen, indem sie gemeinsam mit 
ver.di und in einem gemeinsamen Arbeitgeber-
verband faire Bedingungen aushandeln. Zu die-
sem Zweck hat etwa der Paritätische im März 
beschlossen, sich als kooperatives Mitglied in 
einen solchen Verband einzubringen.

Benachteiligungen in der Erwerbsphase 
spiegeln sich auch in den Alterssicherungs-
ansprüchen, weil die physisch und psychisch 
fordernden Tätigkeiten häufig eben keine 

20	Michael Büstrich/Norbert Wohlfahrt 2008: Die Ökonomisierung Sozialer Ar-
beit. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Heft 12-13/2008 vom 17. März 2008.

21	Tina Groll 2018: Löhne wie im öffentlichen Dienst für alle Pflegekräfte. In: 
Die Zeit vom 16. Oktober 2018: https://www.zeit.de/wirtschaft/2018-10/al-
tenpflege-verdi-allgemeinverbindlicher-tarifvertrag-jens-spahn-hubertus-
heil/komplettansicht, Stand 27.03.2019.

lebenslange Vollzeittätigkeit ermöglichen. 
Als beispielsweise die Rente ab 63 eingeführt 
wurde, für die 45 Beitragsjahre in der Renten-
versicherung vorzuweisen waren, war dies für 
Beschäftigte in der Sozialen Arbeit, die eine 
qualifizierte, aber rentenrechtlich nicht be-
rücksichtigte Ausbildung benötigten, faktisch 
nicht zu erreichen. „Beschäftigte aus dem So-
zial- und Gesundheitsbereich (werden) wegen 
der körperlich oft anstrengenden Arbeit häufig 
vorzeitig eine Erwerbsminderungsrente bean-
tragen müssen“22, prognostizierte dass DIW. 
Wenn nun von interessierter Seite auch in der 
Rentenkommission „Verlässlicher Generati-
onenvertrag“ eine Erhöhung des Rentenein-
trittsalters auf 67 Jahre und mehr betrieben 
wird, wäre das nichts anderes als eine weitere 
Rentenkürzung für in der Sozialen Arbeit be-
schäftigte Menschen. Sie müssen dann eine Er-
werbsminderungsrente oder eine vorzeitige Al-
tersrente mit hohen Abschlägen beanspruchen. 
Für junge Menschen in der Berufsfindung ist 
das alles andere als einladend.

Viele Beschäftigte empfinden angesichts 
dieser Ausgangslage Zukunftssorgen und das 
Gefühl fehlender Gestaltungsmöglichkeiten 
bezüglich der eigenen Perspektiven. Dass damit 
die Anfälligkeit für rechtsextreme Deutungs-
muster erhöht wird, haben Bettina Kohlrausch23 
und andere nachgewiesen. Rita Müller-Hilmer 
und Jérémie Gagné identifizierten an anderer 
Stelle die neue soziale Figur des „missachteten 
Leistungsträgers“, einem eigentlich „klar links 
sozialstaatlichen   Typ“. Dieser fordere „eine 
ausgleichende und solidarische Gesellschaft, 
die vor bedrohlichen Marktkräften schützt 
– starke Gewerkschaften inbegriffen (…) Aus-
geübt werden häufig Lehrberufe, bevorzugt 
im sozialen Bereich“. Gerade bei diesen Men-
schen habe die SPD aber erheblich verloren, 
an die AfD: „In der Vergangenheit tendierte 
dieser Typ stark zur SPD und zur Linken. Bei 
der Bundestagswahl   2017 lagen dann nur 
mehr die Linke und darüber hinaus die AfD 

22	Thomas Öchsner 2014: Die Krankenschwester schuftet vergeblich. In: Süd-
deutsche Zeitung vom 30. April 2014, im Internet: https://www.sueddeut-
sche.de/wirtschaft/rente-mit-die-krankenschwester-schuftet-vergeblich-
1.1946571, Stand 27.03.2019.

23	Bettina Kohlrausch 2018: Abstiegsängste in Deutschland. Hans Böckler Stif-
tung. Düsseldorf.
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weit über ihrem Bevölkerungsdurchschnitt“24. 
Individuelle soziale Sicherheit, gesamtgesell-
schaftliche Wohlfahrt und die Förderung von 
Gestaltungsmöglichkeiten gehören deshalb 
eng zusammen. Die Wohlfahrtsverbände sind 
leistungsstarke und zu Unrecht vernachlässigte 
Akteure auf dem Weg dahin. Dabei können 
sie einen wichtigen Beitrag dazu leisten, den 
demographischen wie den digitalen Wandel 
sozial zu gestalten und – wie es der Koalitions-
vertrag schon im Titel formuliert – für einen 
neuen Zusammenhalt zu sorgen.

Mehr Wohlfahrt wagen

Das Plädoyer für eine Stärkung gemeinnüt-
ziger und zivilgesellschaftlicher Strukturen in 
den laufenden Transformationsprozessen zielt 
gleichermaßen auf verbesserte Partizipations-
möglichkeiten der Nutzer*innen, eine Stärkung 
der Beschäftigten in der Sozialen Arbeit wie 
auch der gemeinnützigen Organisationsformen 
selbst.  Zentrale Herausforderungen für eine 
Aufwertung der Leistungen sind an anderer 
Stelle25 zutreffend skizziert worden. Im Vor-
dergrund muss stehen, die Anerkennung und 
Vergütung der Beschäftigten deutlich zu ver-
bessern. Soziale Arbeit wird überwiegend von 
Frauen geleistet, der Gender Pay Gap ist deshalb 
auch hier zu überwinden und eine Aufwertung 
der Arbeit zu erreichen. Gleichzeitig müssen 
die Wege in und aus Care-Tätigkeiten heraus 
zugänglicher gestaltet werden, etwa durch eine 
verringerte Arbeitsbelastung und altersgerechte 
Beschäftigungsmöglichkeiten oder erleichterte 
Möglichkeiten zur Inanspruchnahme einer 
abschlagsfreien Erwerbsminderungsrente. 
Die Produktionsbedingungen sozialer Arbeit 
werden durch die Trägerlandschaft massiv be-
einflusst. Auf Profit getrimmte Unternehmens-
formen haben in einer nicht-marktlich konsti-
tuierten, auf die Deckung von sozialen Bedarfen 
ausgerichteten Versorgungslandschaft nichts zu 
suchen. Stattdessen bedarf es neuer wettbewerb-
licher Rahmenbedingungen, die Qualität, nicht 

24	Rita Müller-Hilmer/Jérémie Gagné 2018: Was verbindet, was trennt die 
Deutschen? Forschungsförderungsreport der Hans Böckler Stiftung. Düssel-
dorf, Februar 2018, S. 36. 

25	Jonathan Menge/Christina Schildmann/Severin Schmidt 2017: Zukunfts-
branche Soziale Dienstleistungen – höchste Zeit für die Aufwertung! Fried-
rich Ebert Stiftung

den Preis in den Vordergrund stellen. In der 
staatlichen Förderpolitik muss die Benachteili-
gung gemeinnütziger Akteure aufgehoben wer-
den. So sind etwa zahlreiche Förderprogramme 
im Bereich der Digitalisierung ausdrücklich 
nur an gewerbliche Anbieter gerichtet, während 
gemeinnützige Anbieter davon ausgeschlossen 
sind. Angesichts der Potentiale der Einführung 
neuer Technologien in den sozialen Diensten 
dürfen nicht ausgerechnet diese benachteili-
gt werden. Die Gemeinnützigkeit muss ohne 
Einschränkung erhalten bleiben, dazu müssen 
Wohlfahrtsverbände und gemeinnützige Or-
ganisationen auch im politischen Raum wieder 
stärkere Mitsprachemöglichkeiten erhalten. Das 
ist notwendig, um die skizzierten Potentiale der 
Wohlfahrtspflege entwickeln zu helfen und das 
zivilgesellschaftliche Netzwerk der gemeinnüt-
zigen Initiativen zu nutzen, um die Demokratie 
nicht nur gegen ihre Verächter zu verteidigen, 
sondern auch um lokale Partizipations- und 
Wirkungserfahrungen zu ermöglichen: „Ge-
staltungserfahrungen schützen vor Rechtspo-
pulismus: Diejenigen in dieser Sub-Gruppe, die 
sich ehrenamtlich engagieren und Mitglied in 
einer Nicht-Regierungsorganisation sind, wäh-
len signifikant seltener AfD“26.

Die Wohlfahrtspflege hat sich in den ver-
gangenen Jahren als wandelbare, anpassungs-
fähige und dabei sozial äußerst innovative 
Organisationsform erwiesen, die zudem eine 
über hundertjährige Erfahrung darin hat, Selb-
storganisation von Menschen mit gemeinnüt-
zigen Dienstleistungen zu sozialen Zwecken 
zu verbinden. Das wird künftig mehr denn je 
gefordert sein.	 ó

26	Richard Hilmer, Bettina Kohlrausch, Rita Müller-Hilmer und Jérémie Gagné 
2017: Einstellung und soziale Lebenslage. Hans Böckler Stiftung. Düsseldorf, S. 50.
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Ein Sozialstaat für das 21. Jahrhundert
von Dierk Hirschel�

Nach dem Zweiten Weltkrieg stritten die 
deutschen Gewerkschaften für einen Ausbau 
des Sozialstaats. Da der Kapitalismus auf parla-
mentarischem Weg nicht überwunden werden 
konnte, sollte er zumindest politisch gezähmt 
werden.

Das reformpolitische Konzept des demokra-
tischen Sozialstaats speist sich ideengeschicht-
lich aus gewerkschaftlichen Grundwerten (Frei-
heit, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung und 
Solidarität). Bereits im Programm der 1848 von 
Stephan Born gegründeten Allgemeinen Deut-
schen Arbeiterverbrüderung findet sich die 
Forderung nach einem sozial engagierten de-
mokratischen Volksstaat. Der Sozialstaat sollte 
durch den Abbau von Ungleichheiten wichtige 
Voraussetzungen für ein selbstbestimmtes Le-
ben in Freiheit schaffen. Schrumpfende Ein-
kommens- und Vermögensunterschiede sowie 
ein sozial durchlässiges Bildungssystem sollten 
für gleichere Lebenschancen sorgen. Die ins-
titutionalisierte Solidarität der Sozialversiche-
rungen sollte die Leistungen am Bedarf und 
nicht am persönlichen Gesundheitsrisiko oder 
Geldbeutel ausrichten. 

Vor dem Hintergrund dieser reformis-
tischen Grundüberzeugungen rangen die 
Arbeitnehmerorganisationen in den 1950er 
Jahren um eine dynamische Rente, erstritten 
die Montanmitbestimmung, streikten für die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und enga-
gierten sich im sozialen Wohnungsbau. Bereits 
unter der konservativen Adenauer-Regierung 
konnten erste große soziale Fortschritte erzielt 
werden. In den frühen 1970er Jahren stärkte 
die Reformpolitik der Brandt-Regierung die 
betriebliche Mitbestimmung, humanisierte die 
Arbeitswelt, verbesserte die soziale Sicherung 
und baute das Bildungswesen aus. 

Nach der ersten großen Öl- und Wirt-
schaftskrise (1973) und dem Rücktritt Willy 

�	 Dr. Dierk Hirschel ist Bereichsleiter für Wirtschaftspolitik, Europa und In-
ternationales der Gewerkschaft ver.di. 

Brandts (1974) endete das goldene Zeitalter des 
Sozialstaats. Die Wirtschaftselite leitete eine 
betriebliche und politische Gegenoffensive ein. 
Nach dem Sturz der sozial-liberalen Koalition 
(1982) kürzte die Kohl-Regierung die Sozial-
ausgaben und deregulierte den Arbeitsmarkt. 
Gewerkschaftliche Gegenwehr verhinderte je-
doch tiefere Einschnitte. Nach der Deutschen 
Einheit stiegen die Sozialausgaben wieder, da 
die Sozialunion auch über die Sozialkassen 
finanziert wurde. Gleichzeitig nutzten die Un-
ternehmen aber die wirtschaftlichen Umbrü-
che im Osten, um den Klassenkompromiss 
der Nachkriegszeit endgültig aufzukündigen. 
Anfang des 21. Jahrhunderts vollendete para-
doxerweise die rot-grüne Schröder-Regierung 
die neoliberale Konterrevolution. Der Ab- und 
Umbau des Wohlfahrtsstaats stieß auf großen 
Widerstand. IG Metall, Verdi, IG BCE & Co 
organisierten Massenproteste gegen die Politik 
der Agenda 2010. Diese konnten den größten 
Sozialabbau der Nachkriegsgeschichte aber 
nicht mehr stoppen.

Gewerkschaften haben immer auch ein 
macht- und organisationspolitisches Inter-
esse an einem starken Wohlfahrtsstaat. Die 
gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit hängt 
neben ihrer Mitgliederzahl auch von der Re-
gulierung des Arbeitsmarktes, der sozialen 
Sicherheit und der Größe des öffentlichen Sek-
tors ab. Ein funktionierender Sozialstaat stärkt 
gewerkschaftliche Verhandlungsmacht und 
umgekehrt. Insofern sind Tarifautonomie und 
ein starker Sozialstaat keine Gegensätze.

Besonders deutlich zeigt sich dies auf dem 
Arbeitsmarkt. Mindestlöhne, eine hohe Tarif-
bindung, viele reguläre Jobs, ein guter Kündi-
gungsschutz und hohe Lohnersatzleistungen 
verbessern die Verwertungsbedingungen der 
Ware Arbeitskraft. Umgekehrt schwächt die 
Entgrenzung und Entwertung von Arbeit die 
gewerkschaftliche Durchsetzungsmacht. Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik ersetzt dabei nie 
gewerkschaftliche Betriebs- und Tarifpolitik, 
sondern stützt sie. 
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In den letzten Jahrzehnten schwächte eine 
Politik der Entstaatlichung die gewerkschaft-
liche Durchsetzungsmacht. In den 1970er und 
1980er Jahren konnten die Tarifabschlüsse 
des öffentlichen Dienstes republikweit Stan-
dards setzen. Diese prägende Rolle der ÖTV-
Tarifpolitik war der Größe und Bedeutung 
des öffentlichen Sektors geschuldet. Nach der 
Privatisierung der großen Staatsbetriebe, dem 
Outsourcing vieler öffentlicher Dienstleistun-
gen und dem Personalabbau im öffentlichen 
Dienst verlor der öffentliche Sektor diese 
norm- und standardsetzende Funktion. Der 
Rückbau des Wohlfahrtsstaates trug erheblich 
zur Erosion der Tarifbindung bei. Die Folgen 
sind noch heute in vielen Krankenhäusern, 
Pflegeheimen, bei Postdienstleistern, in priva-
ten Busunternehmen, auf den Flughäfen und 
im Kulturbetrieb spür- und sichtbar. 

Für eine sozialstaatliche Offensive

Der moderne Kapitalismus zerstört unsere 
natürlichen Lebensgrundlagen und treibt die 
soziale Spaltung voran. Deswegen brauchen wir 
eine sozial-ökologische Transformation unserer 
Gesellschaft. Der ökologische Umbau kann aber 
nur erfolgreich umgesetzt werden, wenn ein ak-
tiver Staat, der die abhängig Beschäftigten und 
die Zivilgesellschaft demokratisch beteiligt, die 
notwendige Transformation steuert.

Dafür sollte der Sozialstaat ausgebaut und 
modernisiert werden. Zentral sind in diesem 
Zusammenhang die Neuordnung des Arbeits-
marktes, eine neue soziale Sicherung, ein Aus-
bau öffentlicher und sozialer Dienstleistungen, 
mehr öffentliche Investitionen sowie eine ak-
tive Dienstleistungs- und Industriepolitik.

Neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt

Ein moderner Sozialstaat kann für mehr ta-
riflich entlohnte, sichere, gesunde und mitbe-
stimmte Arbeit sorgen. Das erfordert eine Neu-
ordnung des Arbeitsmarktes. Die Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns, die Bekämp-
fung des Missbrauchs von Werkverträgen und 
Leiharbeit sowie die Einrichtung eines sozialen 
Arbeitsmarkts waren wichtige Schritte in diese 
Richtung. Das reicht aber nicht aus. Noch im-

mer hat diese Republik einen der größten euro-
päischen Niedriglohnsektoren, eine rückläu-
fige Tarifbindung und zu viele prekäre Jobs.  

Prekäre und atypische Beschäftigungsver-
hältnisse – Minijobs, sachgrundlose Befris-
tungen, unfreiwillige Teilzeit, Leiharbeit und 
Werkverträge –müssen konsequent zurückge-
drängt werden. Mehr reguläre sozialversicher-
te Beschäftigung stärkt auch die Tarifbindung. 
Zusätzlich muss die Allgemeinverbindlichkeit 
von Tarifverträgen erleichtert werden. Dann 
würden Tarifverträge auch für nicht verbands-
gebundene Unternehmen gelten. Zudem kön-
nen Tarifverträge verbindlicher gemacht wer-
den, indem sie künftig bei Ausgründungen 
und Austritten aus Arbeitgeberverbänden 
nachwirken bis ein neuer Vertrag an ihre Stelle 
tritt. Darüber hinaus sollten öffentliche Auf-
träge nur an tarifgebundene Unternehmen 
vergeben werden. All dies stabilisiert das Tarif-
system von oben. 

Des Weiteren sollte der Mindestlohn auf ein 
existenzsicherndes Niveau von mindestens 12 
Euro angehoben werden. Ein höherer Mindest-
lohn trocknet den Niedriglohnsektor aus und 
zieht die unteren Tariflohngruppen nach oben. 

Zur Neuordnung des Arbeitsmarktes ge-
hört aber auch die Abschaffung des Hartz-
IV-Systems. Das aktuelle Sanktionsregime, 
die verschärften Zumutbarkeitsregeln und die 
niedrigen Regelsätze machen Hartz IV zu ei-
ner institutionellen Stütze des Niedriglohnsek-
tors. Wer heute seinen Job verliert, dem droht 
nach kurzer Zeit der Sturz in den Armutskel-
ler. Das macht ganze Belegschaften erpressbar. 
Nur eine Reform am System kann das ändern. 
Erwerbslosigkeit muss künftig wieder besser 
sozial abgesichert werden. Dafür müssen der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld erleichtert und 
die Bezugsdauer verlängert werden. Ferner 
muss dem starken Arbeitszwang durch einen 
Wegfall der unwürdigen Sanktionen entgegen-
gewirkt werden. Die Vermittlung von Erwerbs-
losen in nicht tariflich entlohnte Arbeitsver-
hältnisse darf nicht mehr zumutbar ein. Der 
Qualifikationsschutz sollte wiederhergestellt 
werden. Die soziale Grundsicherung muss 
effektiv vor Armut schützen und eine Teilha-
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be am gesellschaftlichen Leben ermöglichen. 
Folglich sollten die Regelsätze erhöht werden. 
Langzeitarbeitslose brauchen mehr Qualifizie-
rung. Zu diesem Zweck sollten die Mittel für 
Arbeitsmarktpolitik kräftig erhöht werden. 
Ein gutes Instrument zur Bekämpfung von 
Langzeitarbeitslosigkeit ist der soziale Arbeits-
markt. Darüber hinaus könnte der Aufbau 
eines großen öffentlichen Beschäftigungssek-
tors Erwerbslosen eine langfristige Perspektive 
eröffnen. 

Eine weitere große Herausforderung ist die 
politische Gestaltung einer sich verändernden 
Arbeitswelt. Hier geht es um den digitalen 
Fortschritt, neue Geschlechterrollen, den de-
mographischen Wandel und Zuwanderung. 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt be-
stimmt aktuell die öffentliche Debatte. Der di-
gitale Kapitalismus verändert Tätigkeiten und 
Arbeitsmittel, schafft neue Geschäftsmodelle 
und neue Formen der Arbeitsorganisation. 
Die humanisierenden und emanzipatorischen 
Potenziale der Digitalisierung entfalten sich 
aber nicht im Selbstlauf. So kann der digitale 
Fortschritt in einzelnen Branchen Jobs kosten. 
Diesem drohenden Arbeitsplatzabbau muss 
durch Rationalisierungsschutz, Weiterbildung 
und alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten 
– z.B. durch den Ausbau öffentlicher und sozi-
aler Dienstleistungen –frühzeitig entgegenge-
wirkt werden. In Zeiten des digitalen Wandels 
wird die menschengerechte Gestaltung der 
Arbeitswelt immer wichtiger. Dafür brauchen 
wir einen gesetzlichen Rahmen mit Mindest-
standards (Gesundheits- und Arbeitsschutz, 
Beschäftigtendatenschutz, Arbeitszeitgesetz, 
Mindesthonorare, etc.) und individuellen 
Rechtsansprüchen (Recht auf Zeit- und Orts-
souveränität, Recht auf Nichterreichbarkeit, 
Recht auf Homeoffice) sowie mehr betrieb-
licher Mitbestimmung. Freiwillige Vereinba-
rungen der Tarifparteien sind dazu keine Al-
ternative, da in vielen Branchen nicht mehr auf 
Augenhöhe verhandelt wird. Darüber hinaus 
müssen soziale Sicherungslücken geschlossen 
und die berufliche Aus- und Weiterbildung 
verbessert werden. Hier bedarf es eines indi-
viduellen Rechts auf Weiterbildung, einer ge-
förderten Weiterbildungsteilzeit und dem flä-

chendeckenden Aufbau eines leistungsfähigen 
Weiterbildungssystems. 

Perspektivisch könnte ein Recht auf gute 
Arbeit die Machtasymmetrie auf dem Arbeits-
markt zugunsten der Beschäftigten abbauen. 
Ein individuell einklagbarer Rechtsanspruch 
auf existenzsichernde, gesunde und sozial ver-
sicherte Arbeit würde die Verhandlungsmacht 
der Beschäftigten nachhaltig stärken. 

Neue soziale Sicherheit

Ein moderner Sozialstaat sollte über soziale 
Sicherungssysteme verfügen, die Armut ver-
meiden und eine Lebensstandardsicherung im 
Alter, bei Arbeitslosigkeit, Unfall, Invalidität 
und Krankheit sicherstellen. Was das konkret 
bedeutet, kann hier nur am Beispiel der Alters-
sicherung veranschaulicht werden.

Die gesetzliche Rente schützt heute weder 
vor Armut noch sichert sie den Lebensstan-
dard. Über eine Million ältere und erwerbs-
geminderte Menschen müssen zum Sozialamt 
gehen. Ihre Zahl hat sich in den letzten 15 Jah-
ren verdoppelt. Hinzu kommt die versteckte 
Altersarmut. Künftig droht das Altersarmuts-
risiko weiter zu steigen. Wer monatlich 2500 
Euro brutto hat, muss heute 40 Jahre in die 
Rentenkasse einzahlen, um später nicht auf 
Sozialleistungen angewiesen zu sein. Da jeder 
zweite sozialversicherte Beschäftigte weniger 
als 2500 Euro bezieht, droht Millionen Rent-
nerinnen und Rentnern die Grundsicherung. 

Hubertus Heil hat jetzt einen guten Vor-
schlag zur Bekämpfung von Altersarmut ge-
macht. Der rote Arbeitsminister will mit der so 
genannten „Respekt-Rente“ geringe Rentenan-
sprüche aufwerten. Die neue Grundrente wür-
de Altersarmut bekämpfen und gleichzeitig 
die Arbeits- und Lebensleistung von Millionen 
Menschen würdigen. 

Eine armutsfeste Alterssicherung reicht 
aber nicht aus. Das Sicherungsniveau der ge-
setzlichen Rente muss deutlich erhöht werden, 
um künftig zu gewährleisten, dass die Rente 
den Lebensstandard sichert. Dafür muss die 
Rentenformel geändert werden. Mittelfristig 
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sollte die gesetzliche Rentenversicherung zu 
einer Erwerbstätigenversicherung ausgebaut 
werden, die alle Erwerbstätigen und Einkom-
mensarten einbezieht. 

Mehr öffentliche und soziale Dienstleis-
tungen 

In den nächsten Jahren müssen die öffent-
lichen und sozialen Dienstleistungen stark 
ausgebaut werden. Im Gesundheits-, Bildungs-
, Kultur- und Wohnungsbaubereich gibt es 
große ungedeckte gesellschaftliche Bedarfe, 
die einen Personalaufbau dringend erforder-
lich machen. Allein in den Krankenhäusern 
fehlen aktuell 80.000 Krankenpflegekräfte. In 
der Altenpflege beläuft sich der Personalman-
gel auf 63.000 Pflegekräfte. Da ist das aktuelle 
Pflegesofortprogramm mit 13.000 neuen Stel-
len nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. In 
der frühkindlichen Erziehung und Betreuung 
fehlen bis 2025 etwa 300.000 Fachkräfte. In den 
Grundschulen können im gleichen Zeitraum 
voraussichtlich 35.000 Stellen nicht besetzt 
werden. Im öffentlichen Nahverkehr müssten 
in den kommenden sechs Jahren etwa 30.000 
neue Beschäftigte eingestellt werden.

Diese eklatanten Personal- und Versor-
gungslücken werden nicht durch profitorien-
tierte private Unternehmen und Märkte ge-
schlossen. Zumindest nicht in einer Weise, die 
allen Einkommensschichten den Zugang zu 
diesen gesellschaftlich notwendigen Dienst-
leistungen ermöglicht. Und gemeinnützige 
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspf lege 
brauchen eine bessere öffentliche Finanzaus-
stattung, um ihr Personal aufstocken und 
besser bezahlen zu können. Insbesondere im 
Gesundheits- und Bildungsbereich gibt es 
zum Ausbau der öffentlichen Dienstleistungen 
kaum eine Alternative.

Natürlich kann der akute Personalmangel 
nicht von heute auf morgen beseitigt werden. 
Fachkräfte müssen zunächst ausgebildet oder 
weiterqualifiziert werden. Das braucht Zeit. 
Zudem müssen sich erst einmal Arbeitneh-
merinnen finden, die in den entsprechenden 
Berufen arbeiten möchten. Auch deswegen 
muss der Ausbau sozialer Dienstleistungen 

einher gehen mit einer Aufwertung sozialer 
Berufe. 

Mehr öffentliche Investitionen

Die Lebensqualität der Menschen und die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Unter-
nehmen hängen maßgeblich vom Zustand der 
öffentlichen Infrastruktur ab. Wir brauchen 
moderne Straßen, Schienen- und Wasserwege, 
leistungsfähige Energie-, Wasser- und Kom-
munikationsnetze ebenso wie ein sehr gutes 
Bildungs- und Gesundheitswesen sowie mehr 
bezahlbaren Wohnraum.

Der anhaltende Verfall der öffentlichen In-
frastruktur gefährdet die Zukunft unserer Ge-
sellschaft. Über zwei Jahrzehnte floss zu wenig 
Geld in die physische und soziale Infrastruktur 
des Landes. Die deutsche Volkswirtschaft fährt 
auf Verschleiß. In den Städten und Gemeinden 
sind die Abschreibungen höher als die Inves-
titionen. Der öffentliche Kapitalstock verfällt. 
Allein der kommunale Investitionsstau beläuft 
sich nach Berechnungen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) inzwischen auf 126 Mil-
liarden Euro. Die Folgen sind unübersehbar.

In Kitas, Schulen und Universitäten müs-
sen künftig bis zu 45 Milliarden Euro jährlich 
investiert werden. Der Investitionsstau bei 
öffentlichen Krankenhäusern ist inzwischen 
auf 50 Milliarden Euro angewachsen. Vor ver-
gleichbaren Herausforderungen steht der so-
ziale Wohnungsbau. Ab sofort müssten jedes 
Jahr 400.000 neue Wohnungen – davon die 
Hälfte als Sozialwohnungen –gebaut werden, 
um eine ausreichende Versorgung mit bezahl-
barem Wohnraum sicherzustellen. Das kostet 
mindestens 7,5 Milliarden Euro. Die Verkehrs-
infrastruktur ist marode. Ein Fünftel der Au-
tobahnstrecken und zwei Fünftel der Bundes-
fernstraßen müssen saniert werden. Jede dritte 
Eisenbahnbrücke hat bereits über 100 Jahre 
auf dem Buckel. Jedes Jahr müssten zusätzlich 
zehn Milliarden Euro für den Verkehr mobi-
lisiert werden. Großen Investitionsbedarf gibt 
es auch bei Breitband und Energieversorgung. 
In den nächsten zehn Jahren müssten in beiden 
Bereichen jeweils 40 Milliarden Euro investiert 
werden. Die Liste ließe sich fortsetzen.
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Wer jetzt nicht ausreichend in Bildung, 
Gesundheit, Verkehr, Klimaschutz und 
Digitalisierung investiert, verschlechtert die 
Zukunftsperspektiven nachfolgender Genera-
tionen. Private Unternehmen investieren aber 
nur dann in Infrastruktur, wenn exklusive 
Eigentumsrechte, steuerliche Förderung und 
niedrige Verkaufspreise hinreichend private 
Renditen garantieren. Das ist nicht akzeptabel. 
Deswegen muss die öffentliche Hand die not-
wendige Infrastruktur bereitstellen.

Natürlich kann nicht alles, was wün-
schenswert wäre, sofort gemacht werden. 
Kapazitätsengpässe verhindern eine schnelle 
Umsetzung von Investitionen. Sobald jedoch 
absehbar ist, dass die öffentliche Hand dau-
erhaft einen höheren Investitions- und Aus-
gabenpfad einschlägt, werden die Unterneh-
men ihre Produktionskapazitäten ausbauen. 
So könnte und müsste jedes Jahr ein mittlerer 
zweistelliger Milliardenbetrag zusätzlich in-
vestiert werden.

Dienstleistungs- und Industriepolitik

Die führenden Industrienationen haben 
sich in den letzten Jahrzehnten in Dienstleis-
tungsgesellschaften verwandelt. Über 70 Pro-
zent der Wertschöpfung und Beschäftigung 
entstehen aus Dienstleistungen. Die Arbeit an 
und mit Menschen gewinnt immer weiter an 
Bedeutung. Bis heute gibt es aber kein Konzept 
einer Dienstleistungspolitik, die diesem Struk-
turwandel Rechnung trägt. 

In den letzten Jahrzehnten setzte die Politik 
beim Dienstleistungsausbau verstärkt auf den 
Markt. Ehemals öffentliche Dienstleistungen 
(Post, Telekomunikation, Verkehr, Energie, 
Gesundheit, Bildung) wurden liberalisiert und 
privatisiert. In vielen Dienstleistungsbereichen 
drückten wettbewerbliche Steuerung und ge-
ringe Tarifbindung auf Löhne und Arbeitsbe-
dingungen. 

Die steigende Einkommensungleichheit 
hemmte gleichzeitig die kaufkräftige Nachfra-
ge nach hochqualitativen und umweltverträg-
lichen Dienstleistungen. Folglich ist Dienst-
leistungsarbeit häufig unterbewertet, schlecht 

bezahlt und prekär. Das wirkt sich negativ auf 
die Dienstleistungsqualität aus.

Die skandinavischen Länder hingegen or-
ganisierten den Weg in die Dienstleistungsge-
sellschaft nicht nach einer reinen Gewinnlo-
gik. Beim Ausbau gesellschaftlich notwendiger 
Dienstleistungen stand der Bedarf im Mittel-
punkt. Die öffentlichen Bildungs- und Gesund-
heitsdienstleistungen wurden gezielt ausgebaut. 
Finanziert wurde dies über hohe Steuern und 
Abgaben. Neben öffentlicher Eigenproduktion 
gibt es in Skandinavien einen großen Bereich 
privater Dienstleistungen, die staatlich umfas-
send reguliert werden. Durch ein öffentliches 
Regelwerk aus Rechtsansprüchen, Qualitäts-
standards und Tarifverträgen sorgt der Staat für 
ein umfassendes und qualitativ hohes Niveau 
privater Dienstleistungen. Eine dynamische 
Lohnentwicklung und geringe Einkommens-
unterschiede sorgten dafür, dass hochwertige 
und ökologisch verträgliche Dienstleistungen 
auch verstärkt nachgefragt werden können. 
Eine gute Dienstleistungspolitik setzt auf einen 
handlungsfähigen Staat und betont den engen 
Zusammenhang von guter Arbeit und qualita-
tiv hochwertigen Dienstleistungen.

Wir brauchen aber auch eine aktive Indus-
triepolitik. Nach dem Pariser Klimaschutzab-
kommen erstellte Berlin einen Klimaplan, der 
vorsieht, die CO2-Emissionen im Verkehrssek-
tor bis 2030 um bis zu 42 Prozent gegenüber 
1990 zu senken. Der Ausbau der Elektromo-
bilität kommt aber nur schleppend voran. Die 
letzten Bundesregierungen verfolgten keine ak-
tive Industriepolitik zur Förderung alternativer 
Antriebssysteme. Ferner versäumte es die große 
Koalition eine flächendeckende Energie- und 
Ladeinfrastruktur sowie eine heimische Batte-
riezellenproduktion aufzubauen. Ferner hätte 
in den öffentlichen Nahverkehr und Schienen-
verkehr mehr investiert werden müssen. 

Weder der Ausbau der Dienstleistungen 
noch die Verkehrs- und Energiewende dürfen 
sozial und ökologisch blinden Märkten über-
lassen werden. Nationale Dienstleistungs- und 
Industriepolitik kann Richtung und Tempo 
der Veränderung vorgeben sowie gute Arbeit 
und ökologische Nachhaltigkeit verbinden. 
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Wer soll das bezahlen?

Der deutsche Sozialstaat muss in den 
nächsten Jahren ausgebaut werden. Deutsch-
land steht im Gesundheitswesen, in der Pfle-
ge, im Bildungswesen, beim Wohnungsbau, 
bei Digitalisierung, bei Energie und Verkehr 
vor großen Herausforderungen. Die Leistun-
gen von Bund, Ländern, Kommunen und öf-
fentlichen Unternehmen müssen ausgeweitet 
werden. Der öffentliche Dienst braucht mehr 
qualifiziertes Personal. Das staatliche Investi-
tionsniveau muss deutlich angehoben werden. 
Kurzum: In Zukunft brauchen wir höhere 
Staatsausgaben. Der notwendige Ausbau des 
Sozialstaats darf aber nicht an leeren öffent-
lichen Kassen scheitern.

Wer die öffentliche Infrastruktur und Da-
seinsvorsorge auskömmlich finanzieren will, 
kann entweder Schulden machen oder Steuern 
erhöhen. Schulden sind kein Teufelszeug. Kredit-
finanzierte Investitionen versorgen künftige Ge-
nerationen mit modernen Schulen, Universitäten 
oder Krankenhäusern. Insofern ist es nur gerecht, 
wenn die späteren Nutzerinnen dieser Infrastruk-

tur über Kredite an deren Finanzierung beteiligt 
werden. Eine Finanzpolitik der schwarzen Null 
und Schuldenbremsen verhindern hingegen sol-
che Zukunftsinvestitionen. Mit Generationenge-
rechtigkeit hat das nichts zu tun.

Höhere Steuern verbreitern die staatliche 
Einnahmebasis. Entscheidend ist natürlich 
immer, welche Steuern erhöht werden. Rei-
chensteuern belasten den privaten Verbrauch 
nicht so stark, da Spitzenverdiener mehr spa-
ren. Folglich sollten Steuererhöhungen einher-
gehen mit mehr Steuergerechtigkeit. Hier gibt 
es großen Handlungsbedarf. Heute leisten Ver-
mögende und finanzstarke Unternehmen kei-
nen angemessenen Beitrag zur Finanzierung 
des Gemeinwesens mehr. Die Steuereinnah-
men aus Gewinn- und Vermögenseinkommen 
tragen gerade einmal ein Fünftel zum gesamt-
en Steueraufkommen bei. Unternehmen zah-
len auf ihre Gewinne weniger als 20 Prozent 
Steuern. Dabei profitieren große Konzerne von 
ihren aggressiven Steuervermeidungsstrate-
gien. Große Erbschaften sind fast steuerfrei. 
Die Erben großer Vermögen führen an den 
Fiskus lediglich drei Prozent ab.
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Die deutsche Steueroase für Vermögende 
und Erben muss ausgetrocknet werden. Da-
für brauchen wir eine Vermögensteuer und 
eine Reform der Erbschaftssteuer, die alle Ver-
günstigungen, die nicht dem Gemeinwohl die-
nen, streicht. Zudem dürfen Kapitalgewinne 
gegenüber Arbeitseinkommen nicht weiter 
privilegiert werden. Aber auch Unternehmen 
müssen wieder stärker besteuert werden. Die 
Gewerbesteuer sollte zu einer Gemeinde-
wirtschaftssteuer ausgebaut werden. Darüber 
hinaus müssen Amazon, Facebook, Google & 
Co mit einer Digitalsteuer zur Kasse gebeten 
werden. Gewinnverlagerungen internationaler 
Konzerne können durch nationale Quellen-
steuern gekontert werden. Eine solche umver-
teilende Steuerpolitik ist auch in einer global 
vernetzten Wirtschaft noch möglich. Die ver-
besserte Transparenz internationaler Kapital-
ströme erleichtert uns heute eine stärkere Be-
steuerung von Gewinnen, hohen Einkommen 
und Vermögen.

Fazit

Die SPD hat mit der Ankündigung einer 
großen Sozialstaatsreform einen wichtigen po-
litischen Kurswechsel eingeleitet. Die Verbes-
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der arbeitenden Bevölkerung war und ist die 
DNA des sozialdemokratischen Reformismus. 

Das 21. Jahrhundert kann vor dem Hin-
tergrund der großen gesellschaftlichen Her-
ausforderungen ein sozialdemokratisches 
Jahrhundert werden. Die notwendige sozial-
ökologische Transformation des modernen 
Kapitalismus erfordert einen starken Sozial-
staat. Der Ausbau und die Modernisierung des 
Wohlfahrtsstaats ist aber nur möglich, wenn 
sich die SPD auch finanz- und steuerpolitisch 
neu aufstellt. Ohne eine breitere staatliche Ein-
nahmebasis können die öffentlichen und sozi-
alen Dienstleistungen nicht ausgebaut und der 
Investitionsstau nicht aufgelöst werden.

Eine sozialpolitische Offensive braucht 
großen gesellschaftlichen Rückhalt. Diesen 
gibt es. Drei von vier Menschen wünschen sich 
hierzulande mehr Sozialstaat. Die Mehrheit 
der abhängig Beschäftigten würde von einem 

Ausbau des Sozialstaates profitieren. Höhere 
Löhne, weniger Leistungsdruck, armutsfes-
te Renten, eine gute Gesundheitsversorgung, 
ein effizienter öffentlicher Verkehr, saubere 
Luft oder bezahlbarer Wohnraum sind für die 
Putzfrau ebenso wichtig wie für den Postboten, 
die Kassiererin, den Ingenieur, den Software-
entwickler oder die Krankenschwester. 

Die Gewerkschaften haben ein ureigenes 
Interesse am Ausbau des Sozialstaats. Eine 
neue Ordnung des Arbeitsmarktes, eine gute 
soziale Sicherung und eine auskömmliche Da-
seinsvorsorge stärken die gewerkschaftliche 
Durchsetzungsmacht. Die Wohlfahrtsverbän-
de könnten mit einer besseren Finanzierung 
ihrer sozialen Dienste rechnen. Viele Um-
weltverbände haben die notwendige soziale 
Flankierung des ökologischen Umbaus schon 
lange erkannt. Es gibt folglich hinreichend ge-
meinsame Interessenslagen und Akteure, um 
ein breites gesellschaftliches Bündnis für ei-
nen Ausbau des Sozialstaats zustande zu brin-
gen. Dieses Reformprojekt ist den Schweiß der 
Edlen wert. 	 ó



spw 2 | 2019 59Schwerpunkt

Care-Ökonomie ins Zentrum einer solidarischen  
Sozialpolitik rücken
von Gabriele Winker�

Sorge ist eine elementare Voraussetzung des 
Lebens. Menschen sind grundlegend aufeinan-
der angewiesen. Nicht nur im Kindesalter, son-
dern ein Leben lang bedürfen Menschen der Un-
terstützung anderer. Wichtig für ein gutes Leben 
sind deswegen gelingende Sorgebeziehungen. 
Doch wir leben in einem auf Konkurrenz auf-
gebauten Wirtschaftssystem, in dem beinahe 
ausschließlich beruflicher Einsatz als Leistung 
anerkannt und belohnt wird. Die Arbeit von 
Personen dagegen, die sich in der unentlohnten 
familiären oder nachbarschaftlichen Sorgearbeit 
mit sehr viel Zeit und mit großer Verantwortung 
um andere sorgen, bleibt unsichtbar und erfährt 
viel zu wenig finanzielle Unterstützung. In der 
Konsequenz leben insbesondere familiär Sor-
gearbeitende, meist Frauen, häufig mit deutlich 
zu wenig finanziellen und zeitlichen Ressourcen 
und finden sich oft in prekären Lebenslagen 
wieder. Um dies zu verändern, ist eine Politik 
zu konzipieren, die nicht weiter die allermeisten 
Unterstützungsformen an Erwerbsarbeit kop-
pelt, sondern die von Grund auf unentlohnte 
Sorgearbeit in ihre Konzeption einbezieht. Wei-
ter gilt es durch eine Demokratisierung der so-
zialen Infrastruktur vor Ort, die tatsächlichen 
Bedürfnisse von Menschen zu befriedigen, die 
je nach Lebenslage und -erfahrungen sehr un-
terschiedlich sein können. 

Im Folgenden möchte ich im ersten Ab-
schnitt zeigen, dass im Rahmen der bestehen-
den politischen Regulierungen, die sich primär 
an Kostensenkung orientieren und unentlohnte 
Sorgearbeit nicht berücksichtigen, eine adäquate 
soziale Absicherung von Sorgearbeitenden nicht 
möglich ist. Ins Zentrum von Politik sollten da-
her, das ist die Argumentation des zweiten Ab-
schnitts, bessere Bedingungen für Sorge stehen, 
die finanzielle und zeitliche Ressourcen bereit-
stellen, so dass alle Menschen gut für sich und 
andere sorgen können. Im dritten Abschnitt ver-

�	 Dr. Gabriele Winker ist Professorin für Arbeitwissenschaft und Gender Stu-
dies an der TU Hamburg und im Netzwerk Care Revolution aktiv.

deutliche ich, dass Reformen in der Sozialpolitik 
auch so ausgerichtet werden müssen, dass sie 
nicht nur Sorgebeziehungen im Alltag erleich-
tern, sondern im Sinne einer umfassenden De-
mokratisierung auch alle Betroffenen eine Mit-
sprache ermöglichen. Abschließend skizziere 
ich in einem kurzen Ausblick die Notwendigkeit 
einer starken Care-Bewegung, die in der Lage ist, 
eine solidarische Sozialpolitik durchzusetzen, in 
der die Bedürfnisse tatsächlich aller Menschen 
berücksichtigt werden. 

1	 Verfehlte, an Lohnarbeit fixierte Sozial-
staatspolitik 

Ausgangspunkt meiner Überlegungen ist die 
Tatsache, dass die gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen für Sorgearbeitende, beispiels-
weise Eltern oder pflegende Angehörige, eben-
so wie für Menschen mit hohem Sorgebedarf, 
beispielsweise körperlich oder psychisch be-
einträchtigte Menschen, völlig unangemessen 
sind. Entsprechend sind Personen mit hohen 
Sorgeaufgaben oder hohem Sorgebedarf in der 
BRD überproportional von Armut betroffen 
und leben häufig von Transferleistungen. Dies 
hat damit zu tun, dass ein hohes Maß an unent-
lohnter Sorgearbeit und auch ein hohes Maß an 
notwendiger Selbstsorge in der Regel mit einer 
reduzierten Erwerbsarbeitszeit und in der Folge 
einem geringen Einkommen in der Gegenwart 
und einer geringen Rente in der Zukunft ver-
bunden sind. 

Ein Hauptgrund für diese Misere liegt darin, 
dass Politiker_innen aller Parteien Arbeit und 
Leistung beinahe ausschließlich auf Erwerbs-
arbeit beziehen. Damit wird die unentlohnte 
familiäre oder ehrenamtliche Sorgearbeit, die 
gesellschaftlich notwendig und ohne die kein 
Mensch lebensfähig ist, im politischen Raum 
nicht berücksichtigt. Was zählt, ist Leistung, 
und diese wird mit Leistung im Beruf gleichge-
setzt. Dies zeigte sich Anfang 2019 in aller Deut-
lichkeit, als Arbeitsminister Heil erklärte, dass 
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mit der sogenannten Respekt-Rente explizit die 
Lebensleistung betrachtet werden soll. Die un-
entlohnte Sorgearbeit wird dabei allerdings mit 
nur zwei bzw. drei Jahren pro Kind einbezogen. 
So wird es Müttern und Vätern, die sich für eine 
längere Zeitspanne auf die Unterstützung von 
Kindern konzentrieren, nur schwer gelingen, 
die für die Respekt-Rente erforderlichen 35 Jah-
re Einzahlung in die Rentenkasse zu erfüllen. 
Somit würden nach diesem Vorschlag wieder-
um viele Frauen in der Grundsicherung verhar-
ren. Sie würden gezwungen sein, ihr mühsam 
Erspartes aufzubrauchen, und danach im Alter 
auf dem Niveau von Hartz IV leben; dabei wird 
ihnen noch ihre Lebensleistung abgesprochen. 

Was daran deutlich wird: Auch bei angeblich 
neuen Konzepten der Sozialstaatspolitik spielt 
die unentlohnte Sorgearbeit kaum eine Rolle, 
obwohl sie deutlich umfangreicher ist als die Er-
werbsarbeit. Anhand der alle zehn Jahre durch-
geführten repräsentativen Zeitverwendungs-
studie des Statistischen Bundesamts (2015: 11f.) 
lässt sich zeigen, dass der Stundenumfang der 
unentlohnten Sorgearbeit insgesamt deutlich 
höher ist als der Umfang der Erwerbsarbeit – 
um das 1,3-Fache!� Weiter wird in dieser Studie 
sichtbar, dass Frauen durchschnittlich deutlich 
mehr nicht bezahlte Sorgearbeit als bezahlte 
Arbeit leisten; bei Männern ist dies umgekehrt. 

Und was macht in dieser Situation die Fami-
lienpolitik? Sie entwickelt ihre sozialpolitischen 
Maßnahmen gerade nicht am Ausmaß der Sor-
geaufgaben, wie es notwendig wäre. Stattdessen 
orientiert sie sich an den beiden bereits 2003 
erklärten Zielen, der Steigerung der Frauener-
werbstätigkeit und der Erhöhung der Gebur-
tenrate. Mit beiden werden primär Wachstums-
ziele verfolgt (vgl. Rürup/Gruescu 2003).

Entsprechend wurde 2007 das Elterngeld 
eingeführt, das für die Dauer von zwölf bezie-
hungsweise 14 Monaten gewährt wird, um An-
reize zu schaffen, mehr Kinder in die Welt zu 
setzen. Dabei wird sehr deutlich unterschieden 
zwischen sogenannten Leistungsträger_innen, 

�	 Unter der hier aufgeführten unentlohnten Arbeit wird der Umfang der 
Hausarbeit, der Arbeit für und mit Kindern, der Pflegearbeit und der ehren-
amtlichen Arbeit ausgewiesen.

welche als Fachkräfte auch in der Elternzeit 
vom Staat großzügig finanziert werden, und 
Leistungsempfänger_innen, die nicht zusätz-
lich unterstützt werden sollen. Während gut 
verdienende Eltern also bis zu 1800 Euro pro 
Monat Elterngeld als Lohnersatzleistung bezie-
hen können, werden bei Empfänger_innen von 
Arbeitslosengeld II, dem sogenannten Hartz IV, 
selbst die ihnen zustehenden 300 Euro mit dem 
Arbeitslosengeld verrechnet. Das entspricht fak-
tisch einer Streichung. So werden Steuergelder 
im Namen einer Familienpolitik ganz direkt zu-
gunsten der Gutverdienenden umverteilt. Und 
Kinder sind damit in unserer Gesellschaft schon 
bei der Geburt unterschiedlich viel wert! 

Auch der schrittweise Ausbau der Kinder-
tagesstätten ist primär für die Absicherung der 
Berufstätigkeit von Eltern gedacht. So sieht das 
2005 in Kraft getretene Tagesbetreuungsaus-
baugesetz vor, dass bis zum August 2013 für 35 
Prozent der Kinder bis zu drei Jahren ein Be-
treuungsplatz (in Krippen oder bei Tagesmüt-
tern) zur Verfügung gestellt wird. Diese Quote 
ist bis heute nicht erreicht und der Bedarf an 
Kita-Plätzen für unter Dreijährige ist bereits 
deutlich höher. Nicht im Fokus steht dabei die 
Kompetenzförderung von Kindern. So haben 
37,7 Prozent aller Kinder von Eltern mit Hoch-
schulabschluss und 38 Prozent aller Kinder von 
Eltern ohne Migrationshintergrund einen Kita-
Platz. Im Gegensatz dazu haben nur 16,4 Pro-
zent aller Kinder von Eltern mit Hauptschul-
abschluss und nur 22 Prozent aller Kinder von 
Eltern mit Migrationshintergrund einen Platz 
(BMFSFJ 2016: 11). Deutlich wird daran, dass 
es nicht darum geht, Kinder von Beginn an glei-
chermaßen zu fördern, sondern um eine reine 
Kosten-Nutzen-Kalkulation. Diese zeigt sich 
auch daran, dass qualifiziertes Personal fehlt, 
häufig unzureichend ausgebildetes Betreuungs-
personal eingesetzt wird und die qualifizierten 
Fachkräfte nicht angemessen entlohnt werden.

Bei der Betreuung pflege- und hilfsbedürf-
tiger älterer Menschen ist die staatliche Unter-
stützung noch deutlich geringer, werden diese 
doch im Gegensatz zu Kindern nicht mehr als 
Arbeitskräfte benötigt. Dort konnte eine bezahl-
te Freistellung zur Pflege – vergleichbar mit dem 
Elterngeld – nicht durchgesetzt werden. Seit 
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2015 gibt es für lediglich zehn Arbeitstage Lohn-
ersatzleistungen, um für einen pflegebedürftigen 
nahen Angehörigen in einer akut aufgetretenen 
Pflegesituation eine bedarfsgerechte Pflege zu 
organisieren oder eine pflegerische Versorgung 
in dieser Zeit sicherzustellen. Hier wird auf das 
große unbezahlte Engagement der Angehörigen 
oder auch von Freund_innen gesetzt, die mit 
einem – wenn überhaupt – nur geringen Pflege-
geld die Sorge für An-und Zugehörige überneh-
men. Sie können wegen des hohen Zeitaufwands 
in der Pflege kaum mehr erwerbstätig sein und 
landen häufig im Hartz IV-Bezug bzw. im Alter 
in der Grundsicherung. 

Wenn die Angehörigen oder Freund_in-
nen es nicht mehr schaffen, kommen bei gut 
verdienenden Familien sozial nicht abgesi-
cherte 24-Stunden-Kräfte zum Einsatz, meist 
Migrant_innen, die deutlich unter dem Min-
destlohn beschäftigt werden und für die die 
Beschränkungen des Arbeitszeitgesetzes nicht 
gelten. Und auch in der ambulanten und stati-
onären Versorgung wird auf dem Rücken der 
Altenpflegekräfte gespart, die wegen Perso-
nalmangels häufig nicht in der Lage sind, mit 
den sorgebedürftigen Menschen auch nur ein 
kurzes Gespräch zu führen. Unter diesem Zeit-
druck leiden sowohl die Pflegenden als auch die 
betreuten Menschen.

Wie stark die Arbeitsverdichtung in Care-Be-
rufen zugenommen hat, lässt sich exemplarisch 
bei Pflegekräften in Krankenhäusern anhand 
von aktuellen Daten des Statistischen Bundes-
amts zeigen: Da von 1991 bis 2017 die Betten-
anzahl um mehr als ein Viertel abgenommen 
hat, die Fallzahlen allerdings um ein Drittel ge-
stiegen sind, nimmt die durchschnittliche Ver-
weildauer in Krankenhäusern deutlich ab und 
zwar um knapp 50 Prozent. Und während sich 
die Zahl der Ärzt_innen in diesem Zeitraum 
um knapp 70 Prozent erhöhte, hat das Pflege-
personal bei erhöhter Fallzahl und der propor-
tionalen Zunahme von Patient_innen mit ho-
hem Pflegebedarf um nicht einmal ein Prozent 
zugenommen (Statistisches Bundesamt 2018: 
11f., 27; Statistisches Bundesamt/WZB 2013: 
236). Die Auswirkungen dieser Entwicklung 
werden anhand der vielen in den letzten Jahren 
gestellten Überlastungs- bzw. Gefährdungsan-

zeigen ebenso sichtbar wie an den Streiks des 
Pflegepersonals in vielen Kliniken. Darüber 
hinaus werden Menschen auch nicht schneller 
gesund werden, nur weil sie früher entlassen 
werden. So kommt es zu sogenannten blutigen 
Entlassungen und es sind die Freund_innen, 
Familien oder die Patient_innen selbst, die un-
entlohnt und dafür nicht ausgebildet Spritzen 
setzen oder Wundverbände wechseln.

So ist es auch nicht verwunderlich, dass so-
wohl entlohnte als auch unentlohnte Sorgear-
beit zu hoher Belastung und zu Erschöpfungs-
zuständen führen, die sich u.a. in der deutlichen 
Zunahme psychischer Erkrankungen ausdrü-
cken. Hierunter werden u.a. Suchtkrankheiten 
und Depressionen inkl. Burnout gefasst. Die 
Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund psychischer 
Erkrankungen haben sich von 2006 bis 2016 um 
das 2,5-Fache erhöht (Knieps/Pfaff 2017: 43) 
und sie sind in Care-Berufen besonders häufig. 
Während 2016 im Durchschnitt 11,1 Prozent 
aller Beschäftigten psychisch erkrankten, sind 
Care-Beschäftigte deutlich häufiger betroffen: 
In der Altenpflege sind es 19,8 Prozent, in der 
Familienpflege 19,1 Prozent, bei Erzieher_in-
nen 16,1 Prozent, bei Krankenpflegekräften 
15,8 Prozent (Meyer/Wehner/Cichon 2017: 
322). Das hat damit zu tun, dass in Care-Be-
rufen direkte Kontakte zu Bedürftigen wichtig, 
aber unter Zeitdruck kaum zu realisieren sind, 
und auch damit, dass dort vor allem Frauen 
tätig sind, die neben dem Job viel unentlohnte 
Sorgearbeit leisten. 

Ungenügend sind also nicht nur die Un-
terstützung familiärer und nachbarschaftlich 
tätiger Sorgearbeitender, sondern ebenso die 
Arbeitsbedingungen inkl. des Lohnes von Care-
Beschäftigten. All diese Bereiche, die die Care-
Ökonomie bilden und in denen weit überpro-
portional Frauen tätig sind, gilt es auszubauen 
und neu zu regulieren. Dass dies eine große ge-
sellschaftliche Aufgabe ist, die auch mit hohen 
Kosten verbunden sein wird, zeigt allein schon 
die Anzahl der Arbeitsstunden, die in der BRD 
in der Care-Ökonomie getätigt werden. Im Jahr 
2012 wurden 63 Prozent aller Arbeitsstunden als 
Sorgearbeit in Familien bzw. im Ehrenamt oder 
als Beschäftigte in den Bereichen Bildung und 
Erziehung, Gesundheit und Pflege sowie Haus-
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haltsdienstleistungen erbracht.� Dieser Pro-
zentsatz wird in Zukunft weiter zunehmen, da 
es zwar möglich ist, immer schneller Autos zu 
produzieren, sich aber Menschen nicht schneller 
beraten, heilen oder versorgen lassen, ohne dass 
es zu großen Qualitätsverlusten kommt. 

2	 Zeitliche und finanzielle Ressourcen für 
gelingende Sorgebeziehungen

In solch einer Situation ist es bereits politisch 
bedeutsam, laut und deutlich zu benennen, 
dass alle Menschen arbeiten. Sie sorgen um 
sich selbst, ihre Gesundheit, ihre Bildung und 
allermeist auch für andere Menschen, indem sie 
Kinder erziehen, Freund_innen beraten, Ange-
hörige pflegen oder Menschen in Not unterstüt-
zen. Seit in den letzten Jahren Pflegekräfte und 
Erzieher_innen streiken und lautstark für die 
Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen und 
Löhne eintreten, kommt zumindest die Arbeit 
in Care-Berufen in die öffentliche Diskussion. 
Der größte Teil der Sorgearbeit allerdings, der 
unentlohnt in Familien geleistet wird, wird 
nach wie vor nicht als Arbeit wahrgenommen. 
Hier hat Sprache, die Realitäten wahrnimmt 
und nicht verschweigt, im öffentlichen Diskurs 
eine große politische Bedeutung.

Entscheidend ist weiter, eine existenzielle 
Absicherung für alle durchzusetzen, da dies 
eine Grundvoraussetzung für gelingende Sor-
gebeziehungen darstellt. Eine Möglichkeit, di-
ese grundlegende Absicherung zu realisieren, 
ist das Bedingungslose Grundeinkommen (vgl. 
dazu ausführlich Winker 2016). Gerade bei 
Kindern könnte mit dem BGE begonnen wer-
den. Ähnliche Überlegungen gibt es neuerdings 
auch bei der Bertelsmann Stiftung, die den Ge-
danken einer Teilhabe gewährleistenden Exis-
tenzsicherung für Kinder und Jugendliche in die 
Debatte bringt (Expertenbeirat & Projekt Fami-
lie und Bildung 2017). Darüber hinaus würde 
durch die Abschaffung befristeter sowie von 

�	 Die aktuellsten Daten beziehen sich auf 2012, da die Zeitverwendungsstudie 
für die unbezahlte Haus-und Sorgearbeit leider nur alle zehn Jahre erhoben 
wird. Danach entfallen 56 Prozent aller Arbeitsstunden auf die unentlohnte 
Sorgearbeit und 44 Prozent  auf die Erwerbsarbeit. (Statistisches Bundesamt 
2015: 11f.) Innerhalb der Erwerbsarbeit entfallen wiederum 17 Prozent  der 
Erwerbsarbeitsstunden auf die Care-Bereiche Gesundheit und Pflege, Bil-
dung und Erziehung sowie die Haushaltsdienstleistungen, bezogen auf den 
Gesamtarbeitsumfang sind dies 7 Prozent   (Statistisches Bundesamt 2014: 
350 und eigene Berechnungen).

Mini-Jobs die existenzielle Sicherheit Lohnar-
beitender gestärkt. Ebenso ist die Durchsetzung 
eines armutsresistenten Mindestlohns wich-
tig, der mindestens 60 Prozent des jeweiligen 
Medianeinkommens entsprechen müsste. In 
Deutschland liegt der Mindestlohn derzeit bei 
47,8 Prozent des Medianeinkommens und ent-
spricht damit einem nicht-existenzsichernden 
Armutslohn, der unverzüglich auf mindestens 
12 Euro erhöht werden müsste, damit das Risiko 
der Altersarmut sinkt (Schulte/Lübker 2019).

Unabdingbar ist darüber hinaus eine Ren-
tenreform, nach der alle Menschen mindestens 
eine Basisrente erhalten, die ihnen auch im 
Alter gesellschaftliche Teilhabe und ein Leben 
in finanzieller Sicherheit ermöglicht. Dies ist 
durch eine umfassende Bürger_innenversiche-
rung realisierbar, in die alle Einwohner_innen 
einzahlen. Die Basis einer solchen Bürger_in-
nenversicherung wird verbreitert, wenn alle 
Einkommen einschließlich der Vermögenser-
träge einbezogen werden. Zur Finanzierung 
trägt ferner bei, wenn die Beitragsbemessungs-
grenze aufgehoben und die Rentenhöhe ge-
deckelt werden. Zu einem Kurswechsel in der 
Rentenpolitik gehört darüber hinaus eine adä-
quate Berücksichtigung von Zeiten der Kinder-
erziehung und der Pflege.

Neben finanzieller Sicherheit benötigen 
Menschen mit hohen Sorgeaufgaben auch 
deutlich mehr Zeit, als bisher beispielsweise be-
rufstätigen Eltern und Kindern zur Verfügung 
steht. Dies ist ohne eine deutliche Reduktion 
der Vollzeit-Erwerbsarbeit nicht zu realisieren. 
Ein erstrebenswertes Modell ist eine reduzierte 
Erwerbsarbeitszeit von nicht mehr als 30 Wo-
chenstunden mit Lohn- und Personalausgleich 
und mit aus Sicht der Beschäftigten steuerbaren 
flexiblen Langzeitkonten. Um dieses Konzept 
politisch durchzusetzen, ist es wichtig, einen 
umfassenden Arbeitsbegriff, der auch unent-
lohnte Sorgearbeit einbezieht, für die politische 
Praxis handlungsleitend zu machen.

Gerade Menschen mit umfassenden Sorge-
aufgaben sind auf eine öffentliche Infrastruktur 
angewiesen, die sie in den Bereichen von Bil-
dung und Erziehung, von Gesundheit und Pflege 
umfassend unterstützt, ohne dass dabei für die 
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Nutzer_innen dieser Infrastruktur Kosten ent-
stehen. Deswegen ist es wichtig, die öffentliche 
Daseinsvorsorge auszubauen, deren Qualität zu 
steigern sowie die Arbeitsbedingungen und die 
Verdienstmöglichkeiten der meist weiblichen 
Care-Beschäftigten deutlich zu verbessern. 
Nur so sind die Fachkräfte, u.a. Erzieher_innen 
und Pflegekräfte, zu finden, die für den erfor-
derlichen Ausbau der sozialen Infrastruktur 
vorhanden sein müssen. Ferner gilt es, die Ar-
beitsbedingungen der häufig migrantischen Be-
schäftigten in den Privathaushalten deutlich zu 
verbessern. Es geht dort zunächst darum, dass 
auch für diese Gruppe das Arbeitszeitgesetz gilt, 
sie zumindest den Mindestlohn erhalten und sie 
umfassend sozial abgesichert werden. 

Notwendig für die Finanzierung der hier 
skizzierten Maßnahmen ist eine umfassende 
Umverteilung gesellschaftlicher Ressourcen. 
Dies ist über eine Umverteilung zulasten reicher 
Menschen realisierbar, beispielsweise über die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes und die Be-
steuerung auch der Kapitalerträge mit dem 
persönlichen Einkommensteuersatz sowie der 
Einführung einer Vermögenssteuer (vgl. Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik 2018).

3	 Demokratisierung der Sozialstaatspolitik

Diese ersten Reformmaßnahmen würden 
dazu beitragen, dass Menschen frei von Exis-
tenzangst und wegen der verkürzten Erwerbs-
arbeit und einer angemessenen Unterstützung 
durch soziale Infrastruktur auch ohne Zeitstress 
ihr Leben gestalten können. Wenn zudem eine 
gesellschaftliche Debatte über die Bedeutung 
der unentlohnten Arbeit geführt wird, die die-
se aufwertet, gibt es Chancen, die gegenwärtige 
vergeschlechtliche Arbeitsteilung aufzubre-
chen: Frauen, die in Familien für Kinder und 
unterstützungsbedürftige Angehörige sorgen 
oder Menschen in Not helfen, werden entlastet. 
Sie können sich mehr um sich selbst kümmern, 
sich politisch engagieren sowie Muße neu er-
fahren. Gleichzeitig können sich Männer, die 
bisher unterproportional familiäre Sorgearbeit 
leisten, in für sie neuen Feldern der Sorgearbeit 
erproben. Sie können dabei erfahren, wie sinn-
voll und auch befriedigend es sein kann, sich 
in der Familie verantwortungsvoll um Kinder 

Tel.: (02 21) 44 85 45  |  mail@papyrossa.de  
www.papyrossa.de
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oder pflegende Angehörige zu kümmern (vgl. 
weiterführend Winker 2018).

Darüber hinaus ist es jedoch erforderlich, 
den Care-Bereich umfassend zu demokratisie-
ren. Nur so können alle Menschen selbst bestim-
men, wie sie im Falle von Krankheit oder bei 
einem Pflegebedarf unterstützt werden wollen 
und welche Bildungs- und Beratungsangebote 
sie benötigen. Bei diesen Fragen ist es für die 
meisten Menschen existenziell wichtig, Einfluss 
auf die Entscheidungen über die Organisation 
von Sorge zu erhalten, da ihre gesellschaftliche 
Gestaltung tief in ihr Leben eingreift. Dies kann 
nicht zentralisiert und repräsentativ organisiert 
werden. Stattdessen sind Formen direkter De-
mokratie und dezentrale Entscheidungsstruk-
turen erforderlich. 

Einer solchen Dezentralisierung kommt 
entgegen, dass sich viele Sorgeaufgaben klein-
räumig im Stadtteil oder im Dorf organisie-
ren lassen, ob sie nun von Care-Beschäftigten 
oder als unentlohnte Sorgearbeit ausgeführt 
werden. Wie Kitas, Gesundheitshäuser oder 
soziale Zentren gestaltet werden, lässt sich in 
Formen direkter Demokratie, wie beispielwei-
sen runden Tischen oder Care-Räten, bespre-
chen, an denen sich alle Interessierten beteili-
gen können. Hier können sowohl unentlohnt 
als auch entlohnt Sorgearbeitende unmittelbar 
an den Aushandlungen über die Gestaltung der 
Sorgeeinrichtungen teilhaben. Aber auch die 
Sorgebedürftigen können hier ihre Wünsche 
einbringen. Dies ist entscheidend, da ohne de-
ren Teilhabe gelingende Sorgebeziehungen gar 
nicht denkbar sind: Nur die Umsorgten können 
sagen, ob ihre Bedürfnisse erfüllt sind und was 
gegebenenfalls geändert werden müsste, damit 
dies der Fall ist. In diesem Prozess lässt sich 
auch eine erforderliche Kultur des Zuhörens 
und der Empathie entwickeln, die unter Bedin-
gungen kapitalistischer Konkurrenz kaum ent-
stehen kann.

Im Zusammenwirken aller Beteiligten kön-
nen Menschen vor Ort gemeinsam besprechen, 
was gesellschaftlich notwendig ist und welche 
Projekte priorisiert werden sollten. Ziel ist es, 
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen so 
zu gestalten, dass auch Menschen mit weniger 

finanziellen Möglichkeiten Zugang zu sozialer 
Infrastruktur haben und Zeit für familiäre oder 
ehrenamtliche Sorgearbeit bleibt – in dem Maße, 
wie es sich die einzelnen wünschen. Ferner ist 
auch eine auf kollektiven Projekten beruhende 
dezentrale Neugestaltung von Sorge gut vorstell-
bar. Dabei lässt sich auf die Erfahrungen bereits 
bestehender kollektiver Projekte wie Orte gene-
rationsübergreifenden Wohnens, Gesundheits-
läden oder Nachbarschaftszentren aufbauen. 

Doch mit der Sorge werden nicht nur un-
mittelbar lebensnotwendige Bedürfnisse ange-
sprochen; gleichzeitig wird hier die Absurdität 
besonders offensichtlich, Menschen nach dem 
Prinzip maximaler Rentabilität heilen, lehren, 
beraten oder pflegen zu wollen. Deswegen ist 
Voraussetzung für die Gestaltung gelingender 
Sorgebeziehungen und für die geschilderten 
Demokratisierungsprozesse, dass Pflege, Ge-
sundheit, Bildung oder Erziehung dem kapita-
listischen Verwertungsprozess entzogen werden. 
Dies erfordert, die Privatisierungen zu stoppen 
und Schulen, Kitas, Krankenhäuser oder Alten-
pflegeheime, wo bereits in Privateigentum, in 
den Besitz der Allgemeinheit zurückzuführen. 

4	N otwendigkeit einer starken Care-Bewe-
gung

Zur Realisierung der oben dargestellten ers-
ten konkreten Schritte unter demokratischer 
Beteiligung möglichst vieler Sorgearbeitender 
bedarf es einer gesellschaftlichen Mobilisie-
rung, eines Zusammenschlusses Aktiver über 
Care-Bereiche und über Positionen im Sorge-
verhältnis hinweg. Erste Ansätze einer solchen 
Care-Bewegung gibt es bereits, da immer mehr 
Menschen die Unfähigkeit der derzeitigen Po-
litik wahrnehmen, hinreichende Rahmenbe-
dingungen für die Befriedigung grundlegender 
menschlicher Bedürfnisse bereitzustellen. 

So gibt es eine wachsende Zahl von famili-
är Sorgearbeitenden, aber auch von Care-Be-
schäftigten in Gesundheit und Pflege, Bildung 
und Erziehung, die nicht mehr bereit sind, ihre 
alltäglichen Arbeitsbelastungen stillschweigend 
hinzunehmen. Seit 2014 haben sich mehr als 80 
Initiativen und Einzelpersonen zu einem Netz-
werk Care Revolution zusammengefunden (vgl. 
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www.care-revolution.org). Sie beziehen sich in 
ihren politischen Aktionen aufeinander und 
führen auch gemeinsame Aktivitäten durch. 
In ihrem politischen Handeln verteidigen sie 
häufig ihre Würde als Sorgearbeitende und als 
sorgebedürftige Menschen. Dabei achten sie 
darauf, auch die Bedürfnisse von Menschen in 
anderer Lage nicht aus dem Blick zu verlieren. 
Gleichzeitig fordern sie einen grundlegenden 
Wandel der Organisation von Sorgearbeit und 
damit auch des Sozialstaats. 

Im Zentrum steht dabei das Konzept der 
Care Revolution (Winker 2015), eine poli-
tische Transformationsstrategie, die anknüp-
fend an die Erkenntnisse feministischer Politik 
die grundlegende Bedeutung der Sorgearbeit 
ins Zentrum stellt und darauf abzielt, das ge-
sellschaftliche Zusammenleben ausgehend 
von menschlichen Bedürfnissen zu gestalten. 
Damit wird Sorgearbeit, die in den meisten 
politischen Strategien ebenso wie in den vor-
herrschenden ökonomischen Theorien keine 
Rolle spielt, als Bezugspunkt der Gesellschafts-
veränderung gewählt. Mit der Care Revolution 
ist also ein grundlegender Perspektivenwechsel 
verbunden. Es soll nicht mehr Kostensenkung 
und Profitmaximierung, sondern stattdessen 
die Verwirklichung menschlicher Bedürfnisse 
im Zentrum gesellschaftlichen und damit auch 
ökonomischen Handelns stehen. 

Auch wenn die politischen Auseinanderset-
zungen um Sorge sehr langsam vorangehen, 
lernen alle in dieser sich entwickelnden Care-
Bewegung eine Menge über das, was notwendig 
ist, damit eines Tages viele Menschen in Sor-
gebeziehungen sich an einem Tisch gegenüber 
sitzen, sich tatsächlich zuhören, Vorschläge ent-
wickeln, die niemanden ausgrenzen, und diese 
dann auch gegenüber der Stadt oder Care-Insti-
tutionen vertreten. Gerade in der Frage, wie wir 
umsorgt werden und wie und um wen wir uns 
jeweils kümmern möchten, gibt es sehr unter-
schiedliche Vorstellungen. Wir müssen lernen, 
diese wahrzunehmen und im Sinne einer „ver-
bindenden Care-Politik“ (Fried/Schurian 2016) 
so zusammenzuführen, dass wir gemeinsam für 
eine solidarische Sozialpolitik und damit für 
die Befriedigung der jeweils verschiedenartigen 
Bedürfnisse kämpfen können.	 ó
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Stichwort  

Wirtschafts- 

politik

Die Schuldenbremse in der Diskussion
von Arne Heise�

Im Jahr 2009 beschloss der Deutsche Bundes-
tag die Einführung einer Schuldenbremse mit 
Verfassungsrang: Der Bund darf sich vom Jahr 
2016 an strukturell nur mehr um 0,35 Prozent des 
BIP, die Bundesländer von 2020 an gar nicht mehr 
verschulden. In der jüngeren Vergangenheit, die 
durch eine überdurchschnittlich gute Konjunktur 
gekennzeichnet war, konnte der Bund die Grenze 
der Schuldenbremse nicht nur einhalten, sondern 
alljährlich Haushaltsüberschüsse generieren. In 
der Folge sank die Staatsschuldenquote rapide 
von 81 Prozent des BIP im Jahr 2010 auf 60 Pro-
zent im Jahr 2018 und erreichte damit die Schul-
denstandsgrenze, die der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt der EU vorschreibt. Diese Entwicklung 
(s. Schaubild) schien die Verfechter einer regelge-
bundenen Haushaltsrestriktion zu bestätigen.

Pro und Contra Schuldenbremse

Mit der nun abflauenden Konjunktur könnte 
die Einhaltung der Schuldenbremse schwieriger 
werden – da erscheint es nicht ungewöhnlich, 
dass eine erneute Diskussion um die Sinnhaftig-
keit der Schuldenbremse entbrennt. Allerdings 
sind die Protagonisten der jüngsten Diskussion 

�	 Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Hamburg.

bemerkenswert�: Dass 
der ‚Wirtschaftsweise‘ 
Lars Feld, ordoliberaler 
Chef des Eucken-Insti-
tuts in Freiburg, die Schuldenbremse gegen jeg-
liche Angriffe verteidigt, darf kaum verwundern. 
Für ihn ist die finanzpolitische Bindung, die 
die Schuldenbremse erzwingen soll, unerläss-
lich, um die Verschuldungswut der öffentlichen 
Haushälter einzudämmen und ein langfristiges, 
weiteres Ansteigen der Schuldenstandsquote zu 
unterbinden. Die Gefahr unzureichender Zu-
kunftsvorsorge aufgrund zu geringer öffentlicher 
Investitionen sieht er nicht, wenn sich die Politik 
nur der Aufgabe stellt, die ‚richtigen‘ Prioritä-
ten zu setzen. Ihm widerspricht nun allerdings 
der Chef des Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW), Michael Hüther. Dies ist bemerkenswert, 
weil das IW und sein Chef Hüther zu den stärks-

ten Verfechtern einer Schuldenbremse gehörte 
– mit eben jenen Argumenten, die Lars Feld 
jetzt gegen ihn anführt. Sollte da etwa jemand 
etwas hinzugelernt haben? Wohl kaum. Hüther 
verweist darauf, dass sich die Lage heute – zehn 
Jahre nach Einführung der Verfassungsnorm 
– geändert habe: Nicht die Haushaltskonsolidie-
rung, sondern die Zukunftsvorsorge stehe jetzt 
im Vordergrund und dann müsse eben auch 

�	 Siehe dazu: Soll man die Schuldenbremse abschaffen?; in: RP-Online v. 08.03.209 (htt-
ps://rp-online.de/wirtschaft/soll-man-die-schuldenbremse-abschaffen_aid-37328627). 

Schaubild: Entwicklung von öffentlichem Defizit und Verschuldung

Anmerkungen: Rechte Achse: Defizitquote; linke Achse: Schuldenstandsquote. Quelle: Europäische Wirtschaft, Stat. Anhang Herbst 2018
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die Orientierung der Haushaltspolitik verändert 
werden. Doch wer so argumentiert, hätte einer 
Regelbindung der Finanzpolitik nie zustimmen 
dürfen, denn es ist sozusagen die ‚Mutter aller 
Argumente‘ gegen eine Fiskalregel, dass sich die 
Rahmenbedingungen ändern und deshalb bin-
dende Regeln als zu unflexibel erweisen können.

Nicht die Regel, sondern deren Inhalt sollte 
verändert werden

Im Kern liegen weder Lars Feld noch Michael 
Hüther richtig: Es gibt tatsächlich gute Gründe 
für die dauerhafte und bindende Einführung 
von Fiskalregeln. Die Eindämmung potentiellen 
politischen Fehlverhaltens wie auch die positive 
Wirkung von glaubwürdigen Handlungsregeln 
(Erwartungssicherheit) sprechen für bindende 
Fiskalregeln. Damit derartige Fiskalregeln aber 
nicht eindimensionale, zumeist zeithistorisch be-
gründete Ziele (z.B. Haushaltskonsolidierung), 
sondern situationsabhängige Zielbündel (z.B. 
nachhaltiges, aber auch wachstumsförderliches 
Haushalten bei Preisstabilität) verfolgen, bedarf 
es keiner numerischen Regeln wie der Schulden-
bremse (mit der vollkommen willkürlichen 0,35 
Prozent Defizit-Grenze), sondern Verhaltensre-
geln, die situativ eine Haushaltspolitik von dem 
Erreichen festgelegter Grenzwerte oder Norm-
bereiche abhängig machen.

Dies soll etwas erläutert werden: Die haus-
haltspolitische Ausrichtung, gemessen am Sal-
do des öffentlichen Budgets, könnte strukturell 
an der sogenannten Potential-Output-Lücke 
(Abweichung des tatsächlichen BIP vom BIP 
bei Vollauslastung aller Ressourcen�) ausge-
richtet und an investive Ausgaben gebunden 
werden. Das strukturelle Haushaltsdefizit einer 
Volkswirtschaft mit einer Potential-Output-Lü-
cke von ca. 5 - 6 Prozent des BIP (wie z.B. in der 
Bundesrepublik im Jahre 2009) hätte also bei 
einem investiven Fiskalmultiplikator� von ca. 2 

�	 Vollauslastung aller Ressourcen bezieht sich dabei auf die Produktionsfaktoren 
und meint insbesondere ‚Vollbeschäftigung‘. Die ‚Potential-Output-Lücke‘ ist von 
der ‚Trend-Output-Lücke‘ zu unterscheiden, die die Abweichung des tatsächlichen 
BIP vom langfristigen Trend-BIP misst. Die Trend-Output-Lücke ist für die Be-
rechnung des konjunkturellen Defizits (‚automatische Stabilisatoren‘) brauchbar.

�	 Der Fiskalmultiplikator gibt an, um wieviel Euro sich das BIP einer Volks-
wirtschaft erhöht, wenn die kreditfinanzierten Staatsausgaben um einen Euro 
erhöht werden. Dieser Multiplikator ist für investive Staatsausgaben höher als 
für konsumtive Ausgaben. Ein Fiskalmultiplikator von 2 dürfte für investive 
Staatsausgaben realistisch sein.

bei etwa 2 - 3 Prozent liegen müssen (und nicht 
bei max. 0,35 Prozent, wie von Hüther und den 
Verfechtern der Schuldenbremse behauptet). 
Entsprechend wurden in den Jahren eines aus-
geglichenen Haushaltes Handlungsspielräume 
für mehr Wachstum und insbesondere eine 
Verringerung des öffentlichen Investitionsstaus 
verschenkt.

Wenn wir davon ausgehen wollen, dass sich 
die Potential-Output-Lücke nach der Wachs-
tumsphase der letzten Jahre auf 2 - 3 Prozent 
des BIP halbiert hat, sollte das strukturelle 
Haushaltsdefizit zwar ebenfalls auf 1 - 1,5 Pro-
zent reduziert werden – ein starres Festhalten 
an der Schuldenbremse, wie es Feld empfiehlt, 
ist aber sicher wiederum mit unnötigen Wachs-
tumsverlusten verbunden. Das spricht aller-
dings nicht dafür, die Fiskalregel jetzt wieder 
aufzuheben, sondern sie in ökonomisch sinn-
voller Weise neu zu gestalten. 

Von den Problemen einer Regeländerung

Dies dürfte jedoch schwerfallen, weil nicht 
nur verfassungsändernde Mehrheiten für eine 
solche Reform gefunden werden müssten, son-
dern der Europäische Fiskalpakt dennoch die 
Hände des deutschen Finanzministers binden 
würde: Nach dessen Regeln ist auch nur ein mi-
nimal höheres strukturelles Defizit von 0,5 Pro-
zent des BIP erlaubt.

Um also die wohlfahrtsmindernden Effekte 
der Schuldenbremse zu reduzieren, müsste nicht 
nur die deutsche Verfassung, sondern ebenso 
die EU-Regulierung geändert werden. Wenn 
insbesondere die konservativ-liberalen Eliten in 
Deutschland dies tatsächlich wollten – Michael 
Hüther sich also gegen Lars Feld in der Beratung 
ihrer politischen Klientel durchsetzen würde –, .
wären solche Änderungen sicher denkbar. So-
lange aber die alten Regeln gelten, bleibt nur die 
kreative Gestaltung der Finanzpolitik: Um Inves-
titionen tätigen zu können und dafür konsumtive 
(sprich: soziale) Ausgaben nicht kürzen zu müs-
sen, können öffentliche Unternehmen und deren 
Kreditfähigkeit gezielt genutzt werden – dies ge-
schieht übrigens bereits längst. Derartige Ausglie-
derungen von Verschuldung stehen allerdings im 
Widerspruch zu allen Haushaltsregeln. 	 ó
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Die aktuelle Zahl  70
von Michael Reschke�

70 Jahre alt wurde das Tarifvertragsge-
setz am 9. April 1949. Ein stattliches 

Jubiläum. Es ist älter als die Bundesrepublik 
Deutschland selbst. Und es ist Ausdruck eines 
– vergangenen – Klassenkompromisses zwi-
schen Kapital und Arbeit im deutschen System 
der Arbeitsbeziehungen entlang dem Gebot der 
Tarifautonomie. Ein System mit dem die Sozial-
demokratie und die Gewerkschaften so eng ver-
bunden sind. In guten, aber auch in schlechten 
Zeiten angesichts der Erosion der Tarifbindung, 
eklatanter Lohnspreizung und Niedriglöhnen 
in den letzten Jahrzehnten.

Und so ist es kein Zufall, dass die Lohnfrage, 
die Frage nach der Primärverteilung, aktueller 
denn je ist. Wie vital ist das deutsche Tarifver-
tragssystem also nach nunmehr 70 Jahren? 

Auf der einen Seite: Sinkende Tarifbindung, 
nicht organisierte „weiße Flecken“ insbesonde-
re in Ostdeutschland, gesetzlicher Mindestlohn 
für Millionen für Beschäftigte, die Tarifverträ-
ge nur aus Erzählungen kennen und Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände, die mal 
mehr, mal weniger erfolgreich um neue Mit-
glieder und Betriebe kämpfen. Insgesamt sind 
diese aber auch nicht (mehr) die starken Play-
er, die nötig wären, um allein eine Trendwende 
zum Besseren zu erreichen. Der Schlingerkurs 
der Arbeitgeber mit Mitgliedschaften ohne Ta-
rifbindung und neoliberaler Deregulierungs-
politik legte zudem noch selbst die Axt an das 
System an. 

Andererseits: 77.000 Tarifverträge gelten 
aktuell in Deutschland. Jedes Jahr werden in 
Deutschland mehr als 5.000 Tarifabkommen 
neu abgeschlossen. Die Reallohnentwicklung 
hat endlich wieder deutlich angezogen. Über 
Löhne hinaus werden innovative Arbeitszeit-
regime, Weiterbildungsregelungen oder Ver-
besserungen der Arbeitsbedingungen verhan-
delt. Und das Tarifvertragssystem und seine 

�	 Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redaktion und 
lebt in Berlin.

Akteure zeigen sich responsiv für individuelle 
Bedürfnisse und mehr Selbstbestimmung der 
Beschäftigten und eröffnen Wahlmöglichkeiten 
zwischen mehr Geld und mehr freier Zeit. 

Jenes Thema ist voll im Trend.  Selbstbe-
stimmtere Arbeitszeit ist das populäre Streik- 
und Tarifrundenthema. Zudem nahm die Strei-
kaktivität selbst zuletzt stark zu. 2018 hatte sich 
das Arbeitskampfvolumen zum Vorjahr mehr 
als vervierfacht. 1.000.000 Arbeitstage fielen 
aus. Getrieben war dieser Anstieg insbesondere 
durch die Tarifrunde in der Metall- und Elek-
troindustrie, aber auch in den Dienstleistungs-
branchen sind (endlich) vermehrt Aktivitäten 
zu beobachten. Mehr als bloße Lebenszeichen 
eines unter Druck befindlichen Systems.  

Diese Entwicklung muss politisch flankiert 
und gestützt werden. Die Rolle des Staates im 
korporatistischen Dreieck mit Gewerkschaften 
und Arbeitgebern ist ohnehin eine aktivere 
geworden (Stichworte Mindestlohn und Tarif-
vertragsstärkungsgesetz). Gegenwärtig lassen 
sich weitere Verschiebungen in Richtung Staat 
beobachten. Und die SPD richtet sich wieder 
stärker an einer Konfliktorientierung mit der 
Kapitalseite aus und übt den Schulterschluss 
mit den Gewerkschaften. So wird das hohe 
Lied der erfolgreichen Sozialpartnerschaft bei 
den jüngsten Reformvorschlägen der SPD im 
„Sozialstaatspapier“ des Parteivorstandes aus 
dem Februar 2019 ergänzt um einen anderen 
Ton. Genauer um eine weitreichende Forde-
rung, die von Seiten der Arbeitgeberverbän-
de nur als Kampfansage verstanden werden 
kann: die Abschaffung ihres Veto-Rechts bei 
der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE) von 
Tarifverträgen. Dies wäre tatsächlich eine sehr 
weitgehende Erleichterung und sollte zu einem 
deutlichen Anstieg an AVE führen. Eine Forde-
rung die unmissverständlich ist und für die es 
sich zu streiten lohnt. Und die zu Ende gedacht 
die SPD wieder eindeutig an die Seite der Be-
schäftigten stellt.	 ó
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Zwangsrekrutierungen während des Zweiten Weltkriegs in 
Europa – ein in Deutschland vergessenes Kriegsverbrechen?
von Marvin Gamisch�

Während führende Vertreter der AfD eine 
„erinnerungspolitische Wende um 180 Grad“� 
fordern oder die nationalsozialistische Gewalt-
herrschaft mit ihrer systematischen Vernich-
tungspolitik als „Vogelschiss“� verharmlosen, 
eitern die Wunden auch über 70 Jahre nach 
dem Zweiten Weltkrieg weiter. Jüngst gab es er-
neut einen Vorstoß des belgischen Parlaments, 
der sich gegen die Auszahlung von Versor-
gungsleistungen von Seiten der Bundesrepub-
lik Deutschland für ehemalige freiwillige Mit-
glieder der Waffen-SS und Kollaborateure in 
Belgien wendet.� 

Doch wie verhält es sich mit ehemaligen aus-
ländischen Angehörigen von Waffen-SS und 
Wehrmacht, die nicht etwa freiwillig, sondern 
gezwungenermaßen für Hitler kämpften? Es 
handelt sich dabei um sogenannte Zwangsre-
krutierte. Nazi-Deutschland hatte während 
des Zweiten Weltkriegs nicht nur völkerrechts-
widrige de-facto-Annexionen im heutigen 
Frankreich, Belgien, Luxemburg, Polen und 
Slowenien vorgenommen, sondern auch die 
dort ansässige Bevölkerung zum Wehrdienst 
herangezogen. Dies widersprach ausdrücklich 
den damals anerkannten Regeln des Kriegs-
völkerrechts.� Anhand des Beispiels des Elsass‘ 
soll im Folgenden eruiert werden, warum die 
Aufarbeitung der Zwangsrekrutierung so kom-
pliziert, ein europäischer Rahmen dafür in Zu-
kunft unabdingbar ist und die Bundesregierung 
ihrer Verantwortung bisher nicht gerecht wird.

�	 Marvin Gamisch ist Dipl.-Politologe, promoviert in Soziologie und lebt in 
Strasbourg sowie Frankfurt a.M.

�	 Rede von Björn Höcke am 17. Januar 2017 in Dresden: https://www.zeit.
de/news/2017-01/18/parteien-die-hoecke-rede-von-dresden-in-wortlaut-
auszuegen-18171207 (zuletzt geprüft: 20.03.2019).

�	 Rede von Alexander Gauland vom 02. Juni 2018 in Seebach: https://www.
faz.net/aktuell/politik/inland/gauland-hitler-nur-vogelschiss-in-deutscher-
geschichte-15619502.html (zuletzt geprüft: 20.03.2019).

�	 Ob es sich bei den jetzt noch lebenden Leistungsbeziehern tatsächlich um 
freiwillige Mitglieder handelt, ist unklar. Das Bundesarbeitsministerium 
verneint, dass ehemalige Angehörige der Waffen-SS unter den Leistungsbe-
ziehern sind. Vgl. dazu: https://www.dw.com/de/deutsche-renten-an-bel-
gische-ss-freiwillige/a-47604523 (zuletzt geprüft: 20.03.2019).

�	 Vgl. besonders Art. 45 der Haager Landkriegsordnung zum Verbot, die Be-
völkerung eines besetzten Gebiets zum Treueeid zu zwingen. 

Die Maßnahmen zur Zwangsrekrutierung 
im besetzten Elsass

Nach der Niederlage Frankreichs 1940 sah 
der Waffenstillstandsvertrag keine Regelung 
bezüglich des Elsass als auch Lothringens vor. 
Anders als im übrigen von der Wehrmacht be-
setzten Teil Frankreichs wurde sowohl im Els-
ass als auch in Lothringen aber eine deutsche 
Zivilverwaltung eingesetzt. Die Proteste der 
Vichy-Regierung bei der deutsch-französischen 
Kommission zur Überwachung des Waffen-
stillstands blieben ungehört.� De facto wurde 
damit das Elsass dem Deutschen Reich ange-
gliedert. Auf Initiative des ernannten Chefs der 
Zivilverwaltung, Robert Wagner, wurde in den 
folgenden Jahren eine gewalttätige Germanisie-
rungspolitik betrieben. Sie war weitreichend, 
vom Verbot der französischen Sprache über das 
Verbot der Baskenmütze bis zur Germanisie-
rung der Namen.� 

Die Anwerbung von Freiwilligen für Waf-
fen-SS und Wehrmacht fand in der elsässischen 
Bevölkerung nur wenig Resonanz.� Auf Drän-
gen Wagners wurden am 25. August 1942 die 
Wehrpflicht und gleichzeitig für einen großen 
Teil der Bevölkerung die deutsche Staatsange-
hörigkeit eingeführt. Insgesamt traten bis zum 
Herbst 1944 im Elsass ca. 100.000 Männer ih-
ren Dienst an. Die erlittenen Verluste lagen 
deutlich über dem Wehrmachtsdurchschnitt.� 
Hinzu kam die zwangsweise Verpflichtung für 
den Reichsarbeitsdienst für Frauen und Män-
ner sowie für Kriegshilfsdienste für Frauen. Die 
Aussichten der zwangsrekrutierten Elsässer 

�	 Vgl. Vogler (1994): Historie culturelle de l’Alsace, S. 422.

�	 Vgl. ebd., S. 421-431.

�	 Vgl. Quadflieg (2016): Die „Zwangsrekrutierung“ im Westen: Eupen-
Malmedy, Luxemburg, Elsass und Lothringen. In: Stroh/ Quadflieg (Hg.): 
L’incorporation de force dans les territoires annexés par le IIIe Reich, S. 31.

�	 Von insgesamt 18,2 Millionen Wehrmachtssoldaten starben 4,3 Millionen 
bzw. waren vermisst, das entspricht einer Quote von rund 24 %. Für das El-
sass und Lothringen zusammengenommen entfielen auf 130.000 Soldaten 
rund 42.500 Tote oder Vermisste, was einem Anteil von 32,7% entspricht. 
Vgl. dazu: Quadflieg (2016), S. 34-36.
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waren oft elendig. Viele wurden in einen mili-
tärisch kaum noch zu gewinnenden Krieg für 
eine verbrecherische politische Führung und 
für ein Land gezwungen, das sie oft nicht als 
das ihrige empfanden. Sofern sie nicht während 
des Krieges umkamen, drohte Kriegsgefangen-
schaft, teilweise unter sehr schweren Bedin-
gungen, wie im sowjetischen Lager Tambow. 

Entsprechend versuchten sich wehrpflich-
tige Elsässer immer wieder durch Flucht zu 
entziehen oder verweigerten die Unterschrift 
unter den Wehrpass. Insgesamt lag der Anteil 
von Verweigerern und Deserteuren deutlich 
über dem Wehrmachtsdurchschnitt. Für Els-
ass-Lothringen wird eine Quote von 20 Prozent 
angegeben.10 Die deutsche Besatzungsmacht 
reagierte mit drakonischen Repressionsmaß-
nahmen. Nach Fluchtversuchen mehrerer 
hundert Männer wurde gegenüber dem besetz-
ten französischen und dem schweizerischen 
Gebiet ein Sperrbezirk errichtet, der am „ille-
galen Grenzübertritt“ hindern sollte. Bei einer 
Schießerei zwischen 18 bewaffneten flüchten-
den jungen Elsässern aus Ballersdorf und dem 
deutschen Grenzschutz im Februar 1943 wurde 
ein Grenzpolizist getötet. Die deutsche Besat-
zungsmacht statuierte ein Exempel, um den 
Widerstand gegen die Zwangsrekrutierung zu 
brechen: Drei der Elsässer kamen noch in der 
Schießerei um, 13 wurden von einem Sonder-
gericht in Strasbourg zum Tode verurteilt, ohne 
die Möglichkeit, Rechtsmittel dagegen einlegen 
zu können. Ein weiterer Beteiligter wurde spä-
ter gefasst und ohne Gerichtsurteil exekutiert. 
Nur einer überlebte und konnte sich in die 
Schweiz absetzen. Auch bei Ausschreitungen 
während der Musterungen kam es zu Erschie-
ßungen. Gegenüber Angehörigen von Geflüch-
teten wurde die sog. „Sippenhaft“ angewandt, 
unter Einziehung ihrer Besitztümer wurden sie 
ins „Altreich“ verschleppt.11

Die Wehrverweigerung nach der Musterung 
führte mitunter zur Verschleppung in das „Si-
cherungslager“ Schirmeck-Vorbruck. Dorthin 
wurden alle Elsässer verbracht, die durch ihre 

10	Vgl. ebd., S. 35.

11	Vgl. Riedweg (2008): Les «Malgré Nous» Histoire de l’incorporation de force 
des Alsaciens-Mosellans dans l’armée allemande, S. 77-91.

Handlungen in den Augen der Nazis Wider-
stand leisteten, dazu gehörte etwa auch das Auf-
zeigen von Fluchtwegen für „Wehrpflichtige“. 
Die Insassen unterlagen einem strikten Drill 
und litten an schlechter Versorgung.

Vor allem gerieten die wehrpflichtigen Elsäs-
ser voll und ganz in die Mühlen der deutschen 
Militärstrafgerichtsbarkeit. Die Strafen reich-
ten bis hin zur Exekution. Zur Untersuchung 
der „Vergehen“ wurden die Beschuldigten in 
Wehrmachtsgefängnissen in Haft gehalten. Das 
größte dieser Art war Fort Zinna in Torgau. In 
diesen Gefängnissen waren die Insassen Miss-
handlungen und Folter ausgesetzt. Daneben 
gab es explizite Straflager der Wehrmacht. Hier 
wurden die Gefangenen zu schwerer Zwangs-
arbeit bei geringer Versorgung gezwungen, bei 
Arbeitsverweigerung war den Wachen der Ge-
brauch der Schusswaffe erlaubt. In sogenannten 
Bewährungsbataillonen konnten sich Häftlinge 
an der Front „bewähren“, die besonders ris-
kante militärische Einsätze mit hoher Verlust-
wahrscheinlichkeit durchführen mussten. Für 
die genaue Anzahl von betroffenen Elsässern 
fehlen genaue Angaben. Es existiert eine nicht-
erschöpfende Liste von 131 Elsässern und 
Lothringern, die allein in Torgau eingesperrt 
waren.12 Hinter den Zahlen verbergen sich be-
drückende Leidenswege. So durchlief bspw. Paul 
Wilsdorf aus Colmar aufgrund eines Fluchtver-
suchs die verschiedenen Stufen des Strafsys-
tems: Erst im Straflager Torgau zu Zwangsarbeit 
in einer Munitionsfabrik gezwungen, durfte er 
sich nach seiner Arbeit beim Bau einer Piste aus 
Baumstümpfen südlich von Minsk schließlich 
an der Front „bewähren“.13

Der gewaltbewehrte Zwangscharakter der 
kriegsvölkerrechtswidrigen Rekrutierung der 
Elsässer soll hier ausdrücklich hervorgehoben 
werden. Mit Recht kann anhand der aufge-
führten Fakten angenommen werden, dass die 
deutliche Mehrheit der Elsässer die Wehrpflicht 
als schweres Joch empfunden hatte. Dennoch 
darf das nicht zu einer völligen Vereinseitigung 
der Perspektive führen. Denn diese Annahme 

12	Vgl. Stroh, Frédéric (2006): Les Malgré Nous de Torgau. Des insoumis alsaci-
ens et mosellans face à la justice militaire nazie, S. 157-187.

13	Vgl. Stroh, Frédéric (2006), 194f.
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schließt nicht aus, dass es nicht auch vereinzelte 
Sympathien für die deutschen Besatzer gab, die 
sowohl eine Integration des Elsass in das Deut-
sche Reich als auch die Wehrpflicht begrüßten.14 
Dies steht auch in Kontinuität zu den Loyali-
tätskonflikten, mit denen die Elsässer zwischen 
1870 und 1945 zu kämpfen hatten, denn in 
diesem Zeitraum wechselte die Region viermal 
ihre Zugehörigkeit zwischen Frankreich und 
Deutschland. Ohne diese Einschränkung läuft 
man Gefahr, ein Narrativ des Widerstands zu 
mythologisieren, das notwendige Differenzie-
rungen vermissen lässt.

Wie kompliziert die Aufarbeitung im Ein-
zelnen ist, zeigt das Massaker von Oradour-
sur-Glane. Hier wurden am 10. Juni 1944 642 
Menschen durch Einheiten der 2. SS-Panzerdi-
vision „Das Reich“ als „Racheaktion“ ermordet, 
unter den Opfern lothringische und jüdische 
Flüchtlinge. Nach Erschießung der Männer 
wurde das Dorf in Brand gesetzt, teilweise ver-
brannten Frauen und Kinder bei lebendigem 
Leib. Daran beteiligt waren 14 Elsässer, 13 von 
ihnen Zwangsrekrutierte. Ein Umstand, der das 
Nachkriegsfrankreich und das Elsass im Beson-
deren noch stark umtreiben sollte.

Wenn das „regionale Gedächtnis dazu ver-
dammt ist, in Uneinigkeit mit dem natio-
nalen Gedächtnis zu leben“15

Die bedingungslose Kapitulation Nazi-
Deutschlands und der Triumph des Freien 
Frankreichs unter de Gaulle sollten alle Fran-
zosen in der Erfahrung des Widerstandes ge-
gen die deutschen Besatzer vereinen. Dieser 
Nachkriegskonsens überdeckte zunächst das 
Ausmaß der Vichy-Kollaboration. Für das El-
sass bedeutete die Zwangsrekrutierung eine 
Hypothek. Im „inneren“ Frankreich löste der 
Dienst von Elsässern in Wehrmacht und Waf-
fen-SS Befremden aus. In der patriotisch auf-
geladenen Stimmung nach dem Krieg kam das 
Elsass so schnell in eine Rechtfertigungspositi-
on gegenüber der Mehrheitsgesellschaft.16 Dies 

14	Vgl. Stroh, Frédéric (2016): Introduction. In: Stroh/ Quadflieg (Hg.): …ebd., S. 17.

15	Vgl. Riedwieg (1988), Les Contentieux de l‘Agrès-Guerre. In: Avant l‘Oubli, S. 47.

16	Vgl. dazu etwa: Koenig, Pierre (2007): Les Malgré-Nous. In: Revue 
d’Allemagne et des pays de langue allemande.

führte zu ebenso hitzigen Reaktionen im Elsass. 
Dennoch verordnete de Gaulle bereits im März 
1945, dass Witwen und Kriegsversehrtenren-
ten auch für ehemalige Zwangsrekrutierte zu 
gewähren seien.17

Das konnte allerdings nicht verhindern, 
dass sich der politische Streit um die Loyalität 
der Elsässer gegenüber Frankreich im Zweiten 
Weltkrieg immer weiter zuspitzte. Der Kulmi-
nationspunkt war der Prozess von Bordeaux 
1953, in dem am Massaker von Oradour-sur-
Glane beteiligte Soldaten angeklagt waren. Wie 
in einer Nussschale lassen sich hier die Wunden 
beobachten, die die Zwangsrekrutierung quer 
durch Frankreich gerissen hatte. Die 13 betei-
ligten Zwangsrekrutierten beriefen sich darauf, 
gezwungen worden zu sein. Außerdem war ein 
Großteil der Elsässer bei Begehung des Verbre-
chens sehr jung, 17 bzw. 18 Jahre alt. Im Elsass 
wurde der Prozess von öffentlichen Protesten 
begleitet. Die Protestierenden hatten das Ge-
fühl, dass das ganze Elsass auf der Anklagebank 
saß und man sich im „inneren“ Frankreich von 
den besonderen Schwierigkeiten durch die 
Zwangsrekrutierung keinen Begriff gemacht 
hatte. Die angeklagten Zwangsrekrutierten 
wurden schließlich zu mehrjähriger Zwangsar-
beit verurteilt. Für die französische Regierung 
waren diese Urteile nicht unproblematisch. Sie 
wollte im Elsass als Befreier erscheinen und der 
Separatistenbewegung der Zwischenkriegs-
zeit keinen neuen Nährboden bieten. Um eine 
weitere Eskalation zu vermeiden, beschloss die 
Nationalversammlung unmittelbar nach dem 
Urteilsspruch eine Amnestie für die verurteil-
ten Zwangsrekrutierten.18

In einem Erlass vom Mai 1954 wurde der 
Status von Zwangsrekrutierten in Frankreich 
formell anerkannt. Ihre Zeit in der Wehrmacht 
wurde wie eine Dienstzeit in der französischen 
Armee behandelt. Auch Verweigerer beka-
men eine Anerkennung ihres Status‘ und ent-
sprechende Entschädigungen.19 Im Jahr 2010 
erkannte mit Nicolas Sarkozy auch ein fran-

17	Grandhomme (2016): La mémoire de l’incorportation de force en France. In: 
Stroh/ Quadflieg (Hg.): …ebd., S. 115.

18	Für die Details zum Prozess von Bordeaux 1953: Vgl. Vonau, Jean-Laurent 
(2003): Le Procès de Bordeaux. Les Malgré-Nous et le drame d’Oradour.

19	Vgl. Grandhomme (2016), S. 115.
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zösischer Präsident ausdrücklich die Zwangs-
rekrutierung als gegen die Elsässer gerichtetes 
Kriegsverbrechen an. Besonders der Satz: „Die 
Zwangsrekrutierten waren keine Verräter!“20, 
war Balsam auf die von der Zwangsrekrutie-
rung hinterlassenen Narben. 

Die Tat von Oradour war und ist teilweise 
noch Stein des Anstoßes auch für innerfranzö-
sische Konflikte. In Lothringen und in der Re-
gion um Oradour stieß die Amnestie auf Un-
verständnis. Natürlich muss die Frage gestellt 
werden, ob eine völkerrechtswidrige, zwangs-
bewehrte Rekrutierung jeglichen Handlungs-
spielraum des Einzelnen ausschließt und dar-
aus eine völlige Schuldlosigkeit von Beteiligten 
an Kriegsverbrechen gerechtfertigt werden 
kann. Das ist fraglich und diskussionswürdig. 
Sowohl das Verbrechen von Oradour als auch 
das der Zwangsrekrutierung müssen eine ent-
sprechend differenzierte Erinnerungskultur 
erfahren. Dabei darf allerdings nie aus den Au-
gen verloren werden, was Ausgangspunkt all 
dessen war: die verbrecherische Gewaltpolitik 
Nazi-Deutschlands.

Die Verantwortung Deutschlands

Die Bundesrepublik Deutschland als Rechts-
nachfolger des Deutschen Reiches hat mit 
Frankreich 1981 ein Abkommen geschlossen, 
wonach Deutschland 250 Millionen DM für 
eine Stiftung einbringt, deren Zweck die Lö-
sung der sozialen Probleme der ehemaligen 
Zwangsrekrutierten sowie die Förderung der 
deutsch-französischen Verständigung ist. In 
der vorangegangenen rein administrativen Ei-
nigung zwischen den Unterhändlern von 1979 
wurde dabei festgehalten, „[…] dass mit der 
Zahlung des Betrags von DM 250 Millionen 
Frankreich auf jede weitere Forderung bezüg-
lich der Zwangsrekrutierten verzichtet, […].“21 
An dieser Stelle soll es nicht um die Diskussion 
von rechtlichen Entschädigungsansprüchen ge-
hen, sondern um die moralische Verantwortung 
Deutschlands. Auf einer Tagung des OPNAM, 

20	Aus Sarkozys Rede vom 8. Mai 2010 in Colmar: http://discours.vie-publique.
fr/notices/107001034.html (zuletzt geprüft: 22.03.2019).

21	Moeller/Hoeffel-Bericht vom 06.02.1979, S. 3. Verfügbar unter: http://www.
fefa.fr/sites/fefa/files/files/documents/rapport_moeller_hoeffel_09_02_
1979.pdf (zuletzt geprüft: 25.03.2019)

einem Verband von Waisen und Angehörigen 
ehemaliger Zwangsrekrutierter, im Febru-
ar 2019 sagte der emeritierte Rechtsprofessor 
Vonau aus Strasbourg: „Eine Anerkennung ist 
wichtiger als jede materielle Entschädigung.“22

Angehörige von ehemaligen Zwangsre-
krutierten versuchen von offizieller Seite eine 
Stellungnahme zu erhalten und schreiben deut-
schen Politikern. Auf Anfrage der Nichte eines 
Zwangsrekrutierten antwortete das Auswärtige 
Amt (AA) laut Stuttgarter Nachrichten, dass die 
Genfer Konvention nicht rückwirkend gelte 
und von einem Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit keine Rede sein könne.23 

Die Grünen haben die Bundesregierung mit 
einer Kleinen Anfrage um eine Stellungnahme 
gebeten. In der Antwort vom 15.08.2017 (Drs. 
18/13343) teilte das Auswärtige Amt (AA) zur 
rechtlichen Bewertung mit: „Die Bundesre-
gierung hält die Zwangsrekrutierungen für 
rechtswidrig.“24 Sie bezieht sich dabei auf eine 
Verbalnote vom 10. Februar 1971, indem die 
Rechtswidrigkeit gegenüber Frankreich bestä-
tigt wurde. In dieser Verbalnote heißt es au-
ßerdem: „Die völkerrechtswidrige Einziehung 
zur Truppe […] können jedoch nicht mit der 
Verfolgung der Juden und anderer rassisch, 
religiös oder politisch Verfolgter gleichgestellt 
werden.“25 Die Bundesrepublik Deutschland 
erkannte die Zwangsrekrutierten nicht als 
Nazi-Opfer an und verwies darauf, dass eine 
Entschädigung demnach erst nach Abschluss 
eines Friedensvertrags möglich sei.26 

Die grundlegende rechtliche Einschätzung 
hat sich also unabhängig vom Abkommen von 
1981 und vom 2+4-Vertrag offensichtlich nicht 
geändert. Die Bundesregierung vermeidet die 
Diktion „Kriegsverbrechen“. Auf der erwähnten 

22	Alle zitierten Aussagen von der OPNAM-Tagung am 02.02.2019 beruhen 
auf Notizen des Autors.

23	Vgl.: https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.zwangsrekrutierte-fran-
zosen-im-zweiten-weltkrieg-von-der-geschichte-vergessen.3496b613-789a-
458d-9ae7-b6c11761ad13.html (zuletzt geprüft: 15.03.2019)

24	Antwort der Bundesregierung Drs. 18/13343, S. 2. 

25	AA: Verbalnote vom 10. Februar 1971 ggü. Frankreich, S. 2. Die Verbalnote 
wurde dem Autor vom Politischen Archiv des AA zur Verfügung gestellt.

26	Vgl. ebenda. Das AA bezog sich hier auf „typisch nationalsozialistischen Ver-
folgungen, die in keinem Zusammenhang mit dem Kriegsgeschehen standen“ 
für die bereits Entschädigungen geleistet wurden, wohingegen alle anderen An-
sprüche erst durch einen Friedensvertrag geregelt werden sollten.
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Tagung von OPNAM argumentierte Vonau, 
es handele sich um ein „Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“. Dabei ist die rechtliche Ein-
schätzung nur schwer von der gesellschaftlichen 
Debatte, die sich dahinter verbirgt, zu trennen. 
Was die Angehörigen unabhängig von der Ent-
schädigungsdebatte zu erwarten scheinen, ist 
mindestens eine symbolische Anerkennung 
erlittenen Leids, das sich durch die Familienge-
schichten zieht.

Auf die Frage der Grünen, inwieweit öffent-
lich Bedauern und Entschuldigung ausgedrückt 
wurden, kann die Bundesregierung nur auf Ge-
denkveranstaltungen auf Soldatenfriedhöfen 
verweisen, ohne diese im Einzelnen benennen 
zu können. Einzig mit dem ehemaligen Bun-
despräsidenten Gauck kann sie einen hochran-
gigen Vertreter der Bundesrepublik benennen 
und bezieht sich dabei auf eine Rede während 
seines Oradour-Besuchs 2013. Dort sagte 
Gauck: „Ich bin mir auch der intensiven De-
batte in Frankreich bewusst, die um die Frage 
der Zwangsrekrutierung von Elsässern kreist, 
die an dem Massaker teilgenommen haben. So 
müssen wir feststellen: Gerechtigkeit bei der 

Aufarbeitung von Kriegsverbrechen kann auch 
der Rechtsstaat nicht garantieren. […] Dies 
passt zu der Tatsache, dass in unserer deutschen 
Gesellschaft nach dem Krieg zunächst Schuld 
vielfach verdrängt und verharmlost worden 
ist.“27 Hier geht es, 1. ausschließlich um den Zu-
sammenhang von Zwangsrekrutierten mit dem 
Verbrechen von Oradour, nicht aber um den 
Völkerrechtsverstoß der Zwangsrekrutierung 
selbst und 2. wird bloß in ganz allgemeiner Art 
auf die Verdrängung und Verharmlosung von 
Schuld in Deutschland nach dem Krieg hinge-
wiesen. Außerdem erweckte Gauck den Ein-
druck, es handele sich bei der Beteiligung von 
Zwangsrekrutierten an Oradour um eine rein 
innerfranzösische Debatte, mit der Deutsch-
land nichts zu tun habe.

Die Bundesregierung scheint die symbo-
lische Bedeutung des Themas zu unterschät-
zen. Mit der Transferierung eines Geldbetrags 
kann man die Erinnerungsarbeit nicht einfach 
nach Frankreich auslagern. Die Vermeidung, 
sich ernsthaft auf dieses Thema einzulassen, 
steht in krassem Gegensatz zur Rhetorik von 
der vorbildhaften Vergangenheitsbewältigung 

27	Antwort der Bundesregierung Drs. 18/13343, S. 2.
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Deutschlands und der deutsch-französischen 
Aussöhnung. Man müsste sich mit letzter Kon-
sequenz jedem schwierigen Thema stellen, ge-
rade da die letzten Zwangsrekrutierten gerade 
sterben. Ein positiver Lichtblick ist etwa die 
öffentlich geförderte Gedenkstätte in Torgau, 
in der über das Schicksal der dort gefangenen 
Zwangsrekrutierten aufgeklärt wird.

Zwangsrekrutierungen auch in Polen, Slo-
wenien, Luxemburg und Belgien – eine Eu-
ropäische Erinnerungspolitik als Antwort

Das Elsass sollte hier als Beispiel für die 
Aufarbeitungsarbeit der Zwangsrekrutierung 
dienen. Betroffen sind neben Frankreich (und 
dort Lothringen mit inbegriffen) aber auch Po-
len, Slowenien, Luxemburg und Belgien. Der 
mengenmäßig größte Anteil von Zwangsrekru-
tierten stammte aus dem Gebiet des heutigen 
Polen. Während die ansässige deutsche Min-
derheit der Wehrpflicht gegenüber mehrheit-
lich positiv eingestellt war, wurden auch in den 
Augen der Nazis polonisierte Deutschstäm-
mige rekrutiert.28 In der Volksrepublik Polen 
wurde die Erinnerung an diese Schicksale ins 
Private verdrängt. Erst nach dem Fall des Ei-
sernen Vorhangs bekam das Thema ein wenig 
mehr öffentliche Aufmerksamkeit, besonders 
aufgrund des Großvaters des ehemaligen pol-
nischen Ministerpräsidenten und jetzigen Prä-
sidenten des Europäischen Rates Donald Tusk, 
der 1944 zur Wehrmacht eingezogen wurde.29 
In Slowenien bezeichnete die jugoslawische Re-
gierung die Zwangsrekrutierung unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg zwar als „Kriegs-
verbrechen“, dennoch wurden die ehemaligen 
Zwangsrekrutierten oft als Kollaborateure ange-
sehen. Unmittelbar nach dem Krieg kam es zu 
einigen Erschießungen von wiederkehrenden 
slowenischen Wehrmachtsangehörigen, ohne 
Gerichtsurteil. Eine Rehabilitierung blieb aus, 
Kriegsversehrte, die für die Wehrmacht ge-

28	In Merkblättern versuchten die deutschen Behörden über die Zugehörigkeit 
zu dieser Kategorie aufzuklären, indem sie etwa auf die „Deutschstämmig-
keit“ oder eine nicht vorliegende „polnische Volkszugehörigkeit“ verwiesen. 
Vgl. etwa: Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg, RH 53-8, Sign. 20, Merk-
blatt über die Angehörigen der DVL/ Abtl. 3 (DVL 3) Wehrkreiskommando 
VIII, Breslau 1. Juli 1943 (ohne Seitenbezifferung).

29	Vgl. dazu: Kaczmarek, Ryszard (2016): Polen in Wehrmachtsuniformen 
während des Zweiten Weltkriegs. In: Stroh/ Quadflieg (Hg.): …ebd.

kämpft hatten, wurden nicht als Kriegsinvaliden 
mit entsprechender Versorgung anerkannt.30 

Das kollektive Schicksal der Zwangsrekru-
tierten, das oftmals völlig konträr zu den na-
tionalen Erinnerungspolitiken steht, offenbart 
das spezifische Schicksal von Menschen, die 
zwischen die Fronten geraten sind. Ihre teils 
sehr komplizierten Geschichten fänden daher 
auf einer europäischen Ebene, die sich wie eine 
Metaebene über die nationalen Loyalitätskon-
flikte erheben könnte und die Sehnsucht nach 
einer Einheit in Frieden betonte, eine würdige 
Aufarbeitung. Formen einer europäischen Auf-
arbeitung müssten dazu gefunden werden, etwa 
in einem neuen Anlauf für das europäische 
Stiftungsrecht oder internationalen Instituten 
wie dem Centre Marc Bloch. Deutschland soll-
te für eine europäische Lösung seinen Beitrag 
leisten.	 ó

30	Vgl. dazu: Gustin, Damijan: Das Verhältnis zwischen der slowenischen Wi-
derstandsbewegung und der Zwangsrekrutierung (1942-1945). In: Stroh/ 
Quadflieg (Hg.): …ebd.
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Alte Zöpfe neu flechten
Eine neue „Solidarität unter Fremden“ vermag der Sozialdemokratie eine politische Uto-
pie zu sein, um zeitgemäße Antworten auf Digitalisierung, Migration oder Rechtspopu-
lismus zu geben

von Daniel Cord�

Vor über 110 Jahren träumten Arbeite-
rinnen und Arbeiter in Deutschland vom 
„sozialdemokratischen Zukunftsstaat“. Die 
in großen Teilen geknechteten, ausgebeute-
ten Werktätigen fassten ihre Zukunftserwar-
tungen und Hoffnungen 1904 – Jahre vor dem 
gesetzlich festgeschriebenen Achtstundentag 
oder dem bezahlten Urlaub – in einer Maizei-
tung zusammen: „Sind es Arbeiter nicht, wel-
che Lokomotiven und Schiffe bauen? Ihnen 
gehorcht der Dampf, die elektrische Kraft und 
gebändigt das Feuer und Wasser! Einst wer-
den sie auf eignen Wagen fahren, mit eignen 
Schiffen touristisch die Meere durchkreuzen! 
[…]“ (Unbekannter Verfasser 1904, zitiert 
nach Achten 1980). Den Lohnabhängigen 
wies eine solche Utopie die Richtung hin zu 
einem fairen, demokratischen und gerechten 
Miteinander. Als politischer Motor trieb die 
SPD diese „Freiheitsbewegung“ lange Zeit an. 
Wofür aber setzt sich die Partei der Sozialen 
Demokratie� im 21. Jahrhundert ein? Wie 
lässt sich für die kommenden Generationen 
eine solidarische Gesellschaft angesichts von 
digitalem Fortschritt, globalem Wirtschafts-
kapitalismus, wachsender sozialer Ungleich-
heit und Klimawandel oder interkontinen-
taler Migration neu denken und sukzessive 
verwirklichen? Eine „neue Solidarität“ liefert 
die Überschrift für eine sozialdemokratische 

�	 Daniel Cord studierte in Osnabrück Politikwissenschaften, Germanistik und 
Neuere und Neueste Geschichte. Er ist Mitglied der SPD. In Hannover arbei-
tet Cord als Referent für politische Bildung und wirkt als systemischer Coach 
und Berater.

�	 Soziale Demokratie meint hier in Anlehnung an Thomas Meyer in erster Li-
nie „das Primat der demokratischen Politik über die Macht und die Logik der 
Märkte, die transnationale Koordination der Wirtschafts- und Finanzpolitik, 
die soziale Bindung und Kontrolle des großen Produktionsmitteleigentums 
und der Abbau jener unmäßigen sozialen Ungleichheit bei Einkommen und 
Bildungschancen“. Hinzu tritt die ökologische Herausforderung durch den 
von Menschen verursachten Klimawandel (Meyer 2013, S. 251). Schmidt 
weist ferner auf die Output-Orientierung der Sozialen Demokratie hin. So 
weisen entsprechende Theorien über demokratische Teilhabechancen hin-
aus auf materielle Ergebnisse politischen Handelns hin, insbesondere für 
Schwächere in der Gesellschaft. Die politische Demokratie soll nach dieser 
Lesart zu einer sozialen und wirtschaftlichen Demokratie erweitert werden. 
Einen kompakten Überblick liefert Schmidt in seinem Buch zu Demokratie-
theorien (vgl. Schmidt 2000, S. 240-251).

Utopie, an der sich progressive Politik links 
der Mitte unmittelbar orientieren kann. 

Spätestens nach dem gescheiterten Ver-
such, nach der Bundestagswahl 2017 eine 
Koalition aus Unionsparteien, FDP und Grü-
nen auf Bundesebene zu schmieden, darf die 
Reformbewegung der sogenannten Achtund-
sechziger unwiderruflich als beendet gelten. 
Hieraus erwächst eine gewaltige Herausfor-
derung für die Sozialdemokratie: Schließ-
lich lieferte die in den Studierendenprotesten 
Ende der 1960er Jahre entstandene Bewegung 
– so bunt und vielfältig sie gewesen sein mag 
– über Jahrzehnte hinweg in der Bundesre-
publik eine Klammer (sozial-)demokratischen 
Reformstrebens.

Ein Widererstarken der Sozialdemokra-
tischen Partei Deutschlands hängt langfristig 
von der Neubegründung eines solchen poli-
tischen Projektes ab. Dabei lohnt sich ein ge-
nauer Blick auf den Begriff der Solidarität. Die 
Herausforderung zukunftsgewandter sozial-
demokratischer Politik wird es sein, so meine 
These, „alte“ eingeübte Solidaritätsformen der 
Arbeiterinnen- und Arbeiterbewegung aufzu-
greifen und zu einer „neuen“, Grenzen über-
windenden Solidarität weiter zu entwickeln. 
Diese „neue Solidarität“ vermag das Schlüs-
selkonzept für eine menschenzugewandte 
Politik links der Mitte zu bilden. Hierzu ist 
erstens ein Bruch mit den vergangenen Jahr-
zehnten sozialdemokratischer Politik vonnö-
ten. Zweitens braucht es eine Rückbesinnung 
zu den Wurzeln sozialdemokratischer Pro-
grammatik, „die jedoch nicht nostalgisch, 
sondern utopisch ausfallen muss“ (Andersson 
2013, S. 236). Es scheint, als ob tradierte Wert-
vorstellungen innerhalb der Sozialdemokratie 
überwunden werden müssten (vgl. Zoll 2000, 
S. 9; Brunkhorst 1997, S. 8). Im Kern, so wird 
zu zeigen sein, müssen die gesellschaftlichen 
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Solidaritätsvorstellungen transformiert wer-
den zu einer „Solidarität unter Fremden“. 
Dieser Prozess lebt von einer politischen Be-
teiligung möglichst Vieler.

Eine Partei ohne politische Utopie gibt ih-
ren gesellschaftlichen Gestaltungswillen 
auf 

Utopisches Denken gilt weithin als über-
holt und weltfremd. Umgangssprachlich lässt 
sich „utopisch“ heute synonym verwenden 
mit „übersteigert“ oder „träumerisch“. Das 
ist jedoch nur eine mögliche Bedeutung. Eine 
andere findet sich bei Norbert Elias. Er schuf 
Mitte der 1980er Jahre ein realitätsnahes Ver-
ständnis von Utopie. Elias versteht Utopie 
demnach als gesellschaftliches Wunschbild, 
das sich zu einer möglichen zukünftigen Re-
alität verdichtet. Durch die „präzise Kritik 
bestehender Institutionen und sozio-poli-
tischer Verhältnisse“ entsteht ein alternativer 
Gesellschaftsentwurf – die Utopie (vgl. Saage, 
S. 769f.).

Der schwedische Politiktheoretiker Ernst 
Wigforss übertrug mit seinem Gedanken 
einer „provisorischen Utopie“ diese Lesart 
auf die Programmarbeit politischer Par-
teien: Danach erfordere politisches Handeln 
eine Grundlegung.� Dieser Grund werde erst 
durch die Beschreibung einer erstrebens-
werten zukünftigen Gesellschaft gelegt, die 
„womöglich niemals vollständig verwirkli-
cht [wird], ohne die es aber keine politische 
Richtung geben kann“ (Andersson 2013, S. 
244). Weil sozialdemokratische Politik gesell-
schaftliche Verhältnisse stets zum Besseren 
wenden will, im Sinne einer emanzipierten, 
beteiligungsorientierten Sozialen Demokratie 
für Viele, müssen zugleich Richtung und Ziel 
gesellschaftlicher Reformen benannt werden. 
Genau das kann eine Utopie nach Elias‘ Ver-
ständnis leisten. Eine derartige Grundlegung 
meint ein politisches Zukunftsprojekt, keine 
Fiktion. Eine Utopie gewinnt dann Kontur, 

�	 Ohnehin zählt der Politikwissenschaftler Klaus von Beyme die Entwicklung 
und die Kommunikation einer derartigen Utopie bewusst in den engeren 
Kreis klassischer Funktionen politischer Parteien. Saage spricht auf Pro-
grammebene von der Aufgabe moderner Parteien, gesellschaftsverändernde 
Programminnovationen zu formulieren (vgl. Saage 2005, S. 657).

wenn sie sich kritisch mit den wahrgenom-
menen politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Realitäten auseinandersetzt und alter-
native Entwicklungspfade� aufzeigt.

Nach dem Ende des rot-grünen Projektes 
fehlt der Linken eine glaubhafte Erzählung

Wenn mit den Worten des ehemaligen 
SPD-Bundesgeschäftsführers Peter Glotz 
zu urteilen „für gesellschaftliche Reformen 
[…] 51 Prozent der Wählerstimmen nicht 
aus[reichen]“ (Krell 2017, S. 332), bedarf es 
einer stimmigen Erzählung, um Menschen 
für alternative Politikentwürfe zu mobili-
sieren. Das oben beschriebene Projekt der 
Achtundsechziger-Bewegung als Ausdruck 
einer gesellschaftlichen Utopie lieferte über 
Jahrzehnte hinweg eine linkspolitische Zu-
kunftsgeschichte, fand sich aber spätestens 
seit der unter Helmut Kohl 1982 propagierten 
„geistig-moralischen Wende“ in Deutsch-
land auf dem Rückzug. Neoliberale Ansätze, 
angestoßen von Ronald Reagan oder Magret 
Thatcher, spielten seither den Wert der Eigen-
verantwortung gegen ein solidarisches Mit-
einander aus. 

Seitdem adaptierte die Sozialdemokratie in 
zahlreichen europäischen Ländern diese im 
Kern marktradikalen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsvorstellungen. Solidaritätszusam-
menhänge und gesellschaftliche Kohäsion 
fragmentierten milieuübergreifend (vgl. Mey-
er 2018, S. 81, Reinhardt, Stache 2014, S. 70ff.). 
Seit dieser Zeit mangelt es der deutschen So-
zialdemokratie an einer Zukunftsvorstellung 
von einer modernen Gesellschaft abseits von 
Marktlogik und purem materialistischem 
Erfolgsstreben. Über tagespolitische Gesetze-
sinitiativen und politisches Kleinklein hinaus 
scheinen immer weniger Menschen erken-
nen zu können, für welche gesellschaftliche 
Zukunft sich die SPD einsetzt. Nikolaus Ko-
wall steigert diese Wahrnehmung durch die 

�	 Der US-amerikanische Philosoph Richard McKay Rorty begründete ein fort-
währendes Nachdenken über die Weiterentwicklung des republikanischen Sys-
tems zu einer auch sozialen Demokratie mit dem Umstand, „dass ausgerechnet 
die Institutionen, die uns in der Vergangenheit groß gemacht haben, wie z.B. 
das vererbbare Privateigentum, uns in der Zukunft die noch verbliebene Luft 
zum Atmen abschnüren könnten“ (Brunkhorst 1997, S. 115).
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Behauptung, ausschließlich der europäische 
Rechtspopulismus verstehe die Globalisierung 
nicht als unabänderliches Schicksal. Markt- 
und globalisierungskritische Diskussionen 
fristen innerhalb der politischen Linken nur 
mehr ein Nischendasein. Einen emanzipato-
rischen Gestaltungsanspruch formuliert die 
Sozialdemokratie derzeit kaum. Damit gibt 
die SPD, so meine Behauptung, den Anspruch 
einer linken Volkspartei letztlich auf (Rein-
hardt, Stache 2014, S. 56ff.; Kowall 2018).

Eine demokratische Gesellschaft lebt vom 
Widerstreit politischer Alternativen

Einen Ausweg aus dieser „ideologischen 
Sackgasse“ zeigen – unabhängig voneinander 
– Chantal Mouffe und Didier Eribon auf. Zwar 
unterscheiden sich die Autoren ganz wesent-
lich hinsichtlich ihres Forschungsgegenstan-
des und ihrer theoretisch-wissenschaftlichen 
Vorgehensweisen. Ihre Rückschlüsse lassen 
sich aber verallgemeinern in der Behauptung, 
wonach die politische Linke in den zurück-
liegenden Jahren ihre Bedeutung zunehmend 
einbüßte, weil sie keine wirkliche program-
matische Alternative mehr anbot gegenüber 
konservativen, liberalen sowie nationalis-
tisch-populistischen Gesellschaftsentwürfen. 
Bleibt aber der Kanon aus Freiheit, Gerech-
tigkeit und Solidarität der Ausgangspunkt 
sozialdemokratischen Politikstrebens, stellt 
sich unweigerlich die Frage nach einer geeig-
neten Utopie, von der sich konkrete Politik 
ableiten lässt. Erst ein agonistischer Wider-
streit zwischen gesellschaftlichen Alterna-
tiven, so die These von Mouffe, erzeuge eine 
nachhaltige Repolitisierung breiter Bevöl-
kerungsschichten (vgl. Merkel 2017, S. 210). 
In einem demokratischen Streit wetteifern 
Politikerinnen und Politiker dann mit diver-
gierenden Gesellschaftsvorstellungen um die 
Unterstützung der Wählerinnen und Wähler 
(vgl. Mouffe 2007, Eribon 2016).

Ein großes Potential, um diesen demokra-
tischen Streit aufzunehmen, besitzt der Be-
griff der Solidarität. Dabei begründet dieser 
Zugang weniger ein in sich geschlossenes, 
kohärentes Theoriegebäude. Eine Solidari-
tätstheorie existiert bisher nicht oder nur in 

Ansätzen (vgl. Hartmann 2013, S. 40). Statt-
dessen kann der Begriff den Nährboden be-
reiten für einen Politikentwurf, der sich von 
konservativen, liberalen oder extremistisch-
populistischen Vorstellungen abhebt sowie 
eine Debatte über Wege zu einer Sozialen De-
mokratie anstoßen.

Seinen Ursprung hat die „solidarité“ als ein 
Phänomen der Moderne in der französischen 
Rechtslehre und bezeichnete bis ins 18. Jahr-
hundert hinein vornehmlich das Prinzip der 
„Solidarhaftung“ (vgl. Zoll 2000, S. 17). In 
Deutschland findet der Begriff erst spät Ein-
gang in den Sprachgebrauch. Ihre historisch 
wirkungsvollste Verwendung erlebt die So-
lidarität hierzulande ab den 1860er Jahren 
während der aufkommenden Arbeiterinnen- 
und Arbeiterbewegung. Innerhalb der – vie-
lerorts noch untersagten – Gewerkschaften, 
in den zahlreichen Arbeiterselbsthilfeverei-
nen oder in Form von Streiks und Arbeitsnie-
derlegungen lernten, lebten und erfuhren die 
Werktätigen praktische Solidarität. Wilhelm 
Liebknecht erhöhte 1871 die Solidarität zum 
„höchsten Kultur- und Moralbegriff“ der So-
zialdemokratie (Zoll 2000, S. 62). Fortschritt 
und Solidarität waren für Sozialistinnen und 
Sozialdemokraten untrennbar miteinander 
verwoben (vgl. Wildt 1998, S. 210; Brunkhorst 
1997, S. 7). In diesem Sinne lässt sich Solida-
rität definieren als ein „Gemeinschafts- und 
gegenseitiges Verantwortungsgefühl, das sich 
in einem für die Gemeinschaft dienlichen 
Verhalten niederschlägt, gegebenenfalls auch 
gegen den eigenen kurzfristigen Nutzen, und 
über den formalen Anspruch auf gegenseitige 
Gerechtigkeit hinaus“ (Gombert 2014, S. 54).

Die Arbeiterinnen- und Arbeitersolidarität 
steckt in der Krise

Der Soziologe Emile Durkheim betitelte 
diese Phase der Solidarität als „mechanisch“. 
Er beschreibt diese gesellschaftliche Selbst-
bindung als vergleichsweise „automatischen“ 
Vorgang, der eine ähnliche soziale Lage der 
agierenden Individuen bedürfe. Arbeiterso-
lidarität ist damit „eine mehr oder weniger 
organisierte Gesamtheit von Glaubensüber-
zeugungen und Gefühlen“ (Zoll 2000, S. 27) 
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innerhalb einer Gemeinschaft. Rainer Zoll 
spricht in Abgrenzung neuerer Formen des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts von „alter 
Solidarität“ (vgl. Zoll 2000, S. 29), Brunkhorst 
schreibt von der „Solidarität unter Freunden“ 
(vgl. Brunkhorst 1997, S. 8).

Die Voraussetzung eines hohen Maßes an 
Gleichheit, Identität und geteilten Überzeu-
gungen schließt allerdings Andersdenkende, 
Außenstehende und Mitglieder anderer so-
zialer Milieus bzw. Erwerbstätige außerhalb 
genormter Erwerbsbiografien aus (vgl. Gom-
bert 2014, S. 66). „Ähnlich wie Moral hat auch 
Solidarität einen auf Abgrenzung bedachten 
[…] Zug“, urteilt dementsprechend der Sozio-
loge Niklas Luhmann (Luhmann 1984, zitiert 
nach Zoll 2000, S. 127). Damit ist das Risiko 
benannt, wonach Arbeitersolidarität in vielen 
Fällen einhergeht mit Partikularinteressen 
sowie notwendigerweise ein Gegenüber ver-
langt, gegen das sich solidarisches Handeln 
richtet.

Kann aber ein Solidaritätsbegriff eine in-
tegrative, auf Beteiligung möglichst Vieler 
ausgerichtete Gesellschaftsutopie begründen, 
wenn derartige „Mängel“ zu beobachten sind? 
Obschon Rainer Zoll die „alte“ Form der Soli-
darität unter Gleichen als eine „relativ leichte 
Sache“ (Zoll 2000, S. 9) beschreibt, befindet 
sich der Begriff in einer tiefen Krise. Zumal 
schon die „alte“ Arbeitersolidarität immer 
wieder eingeübt, eingefordert und praktisch 
eingelöst werden musste.

Warum es heute eine „neue Solidarität un-
ter Fremden“ braucht

Die Abbrüche vertrauter Solidaritäts-
formen, von erodierender Tarifbindung bis 
hin zum Misstrauen in den Sozialstaat, eröff-
nen zugleich eine Chance: Eingeübte, tradierte 
Muster des gesellschaftlichen Zusammen-
halts werden zusehends flankiert, unterstützt 
oder ersetzt durch neue Formen des Für- und 
Miteinanders: Im Schatten althergebrachter 
Solidarität erwächst etwas Neues. Beispiele 
hierfür bilden im Kleinen Selbsthilfegruppen, 
beispielsweise für die Geschädigten der Fi-
nanzkrise von 2008 (Stichwort: AWD-Opfer), 

das Angebot des Bundesfreiwilligendienstes 
und „Weltwärts“, oftmals lokale Initiativen 
und Genossenschaftsmodelle zugunsten des 
Globalen Südens oder der „Faire Handel“ so-
wie das breite zivilgesellschaftliche Engage-
ment für Flüchtlinge seit 2015. Aber auch die 
milieuübergreifende politische Protestbewe-
gung „Podemos“ in Spanien oder die soziale 
Bewegung „Occupy Wallstreet” drücken eine 
gesellschaftliche Selbstbindung über Milieu-
zuschreibungen hinweg aus (vgl. Reinhardt, 
Stache 2014, S. 66). In der Entwicklungszu-
sammenarbeit hat sich das Synonym des „so-
lidarischen Lernens“ etabliert (vgl. Hemker 
2007).

In Abgrenzung zu „mechanischer“ Soli-
darität nutzt Durkheim für dieses Phäno-
men das Etikett „organisch“. Mit der zu-
nehmenden Arbeitsteilung innerhalb einer 
modernen Gesellschaft wachse die „Zerreiß-
festigkeit des sozialen Bandes der Solidarität“ 
(Brunkhorst 1997, S. 8). Die voranschreitende 
Individualisierung bewirke demnach eine 
steigende Abhängigkeit des Einzelnen von der 
Gesellschaft (vgl. Brunkhorst 1997, S. 8). Zoll 
spricht analog von „neuer Solidarität unter 
Fremden“. Dabei mache die neue Solidarität 
die alte nicht überflüssig (vgl. Zoll 2000, S. 9). 
Vielmehr wird Solidarität, verstanden als eine 
Frage der Identität und der Konformität, er-
gänzt durch eine neue Haltung. Thomas Mey-
er nennt dieses Phänomen eine „Solidarität 
durch Autonomie“ (Meyer 1994, S. 63).

Menschlichkeit und Würde aller als Nähr-
boden einer neuen Solidarität

Das Neue meint damit „das wechselseitige 
Erkennen der Menschlichkeit, die uns al-
len gemeinsam ist“ (Rorty 1991, zitiert nach 
Zoll 2000, S. 183). Dieses Phänomen fußt auf 
der Ahnung immer mehr Menschen, dass 
die Herausforderungen in einer entgrenzten 
Welt nur miteinander gelöst werden können. 
Diese „neue Solidarität“ interpretiert die 
oben beschriebene „Gesamtheit von Glau-
bensüberzeugungen und Gefühlen“ sehr viel 
allgemeiner und abstrakter. Ein solches Soli-
daritätskonzept überwindet auf diese Weise 
gruppenbezogene Identitäten und national-
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staatliche Grenzen, weil sie die Gleichheit 
aller Menschen voraussetzt. Angesichts der 
aktuellen Debatte um Flüchtlinge oder um 
Heimat – nicht nur in Ostdeutschland, kein 
banaler Schritt. Solidarität wird so zur „po-
litischen Schlüsselressource moderner Ge-
sellschaften“ (Meyer 1994, S. 67). Die Heraus-
forderung besteht darin, diese Formen des 
Zusammenhalts über soziale Grenzen und 
Gruppengefüge hinweg weiter bzw. erneut 
zu institutionalisieren – in allen gesellschaft-
lichen Funktionssystemen nicht zuletzt eine 
Aufgabe für den demokratischen und sozi-
alen Rechtsstaat. 

Ob eine „Solidarität unter Fremden“ eine 
sozialdemokratische Utopie für das 21. Jahr-
hundert begründen kann, hängt damit ganz 
wesentlich davon ab, ob die nostalgischen 
Vorstellungen des sozialen Für- und Mitein-
anders innerhalb der SPD flankiert, ergänzt 
und erweitert werden können. Die Idee einer 
solidarischen Arbeiterinnen- und Arbeiterbe-
wegung erweist sich schließlich als zu eng, um 
Antworten auf globale Herausforderungen 
zu formulieren. Es braucht, um an ein Wort 
von Jenny Andersson anzuknüpfen, eine uto-
pische Rückkehr zu den Wurzeln der Sozi-
aldemokratie (vgl. Andersson 2013, S. 236). 
Neben der Schlüsselressource der Solidarität 
braucht es dazu so gegensätzliche Begriffe wie 
Gleichheit und Leistung: Neben der unver-
äußerlichen Gleichheit aller Menschen, die 
in ihrer Würde gründet, bemisst eine solida-
rische Gesellschaft das Zutun des Einzelnen 
an seiner Leistungsfähigkeit. Mithilfe dieses 
Begriffspaares ließe sich Solidarität von kom-
munalen Zusammenhängen bis zum globalen 
Maßstab deklinieren. Erhard Eppler hat hier-
für den Begriff der „solidarischen Leistungs-
gesellschaft“ (vgl. Eppler 2011) geprägt.

Was meint eine neue „Solidarität unter 
Fremden“?

Eine neue „Solidarität unter Fremden“ 
liefert darüber hinaus einen Widerpart zur 
reinen Marktlogik. Die soziale Selbstbindung 
schließt die reine Marktlösung denkgesetz-
lich gar aus. Schließlich entfalten sich markt-
förmige Entscheidungen stets zu Lasten von 

Mitbewerbern. Solidarisches Handeln pro-
duziert dementgegen keine „Verlierer“, son-
dern setzt den Marktkräften klare Grenzen, 
die dem Wohl Aller verpf lichtet sind. Sie 
weitet den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
auf zukünftige Generationen sowie die uns 
umgebende Umwelt aus. Deshalb meint eine 
solidarische Gesellschaft immer auch einen 
sozial-ökologischen Pfadwechsel. In diesem 
Sinne könnten soziale Ungleichheit, das Pro-
jekt Europa oder Nord-Süd-Beziehungen neu 
gedacht und sozialdemokratisch neu ausfor-
muliert werden (vgl. Eppler 2011, S. 89; Rein-
hardt, Stache 2014, S. 63).

Wie hält aber eine neue „Solidarität un-
ter Fremden“ Einzug in konkrete politische 
Programme? Zoll verweist in Anlehnung an 
Jürgen Habermas und sein Konzept einer 
deliberativen Demokratie auf die Chancen 
einer diskursiven Willensbildung. Solidari-
tät mit Anderen erschließe sich demnach im 
Rahmen und in Form von gesellschaftlichen 
Debatten. Sie will diskutiert, erprobt und im-
mer wieder eingeübt werden. Reinhardt und 
Stache betonen zu Recht den Lernprozess, in 
dem Solidarität erfahren werden müsse. Zoll 
spricht von Kommunikationsgemeinschaften, 
innerhalb derer über Ausgestaltung und Aus-
maß solidarischer Umgangsformen beraten 
und verhandelt werden müsse. Dieser Ansatz 
basiert in Anlehnung an die Theorie der So-
zialen Demokratie auf einem dynamischen 
Politikverständnis: Danach ist das politische 
System stetig weiterzuentwickeln zu einer 
partizipativen Sozial- und Wirtschaftsdemo-
kratie (vgl. Schmidt 2000, S. 240f.). Schließen 
wir uns dieser These an, lassen sich einige 
erste Schlussfolgerungen ableiten für eine 
Sozialdemokratie, die sich der Utopie einer 
solidarischen Gesellschaft verschreibt (vgl. 
Zoll 2000, S. 173ff.; Reinhardt, Stache 2014, S. 
74ff.). 

Eine neue „Solidarität unter Fremden“ lebt 
vom breiten gesellschaftlichen Diskurs

Um dieser neuen „Solidarität unter Frem-
den“ den Weg zu ebnen, bedarf es einer so-
zialdemokratischen Partei, die Räume öffnet 
für eine breite gesellschaftliche Debatte. Ein 
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Nach- und Neudenken über einen sozial-
demokratischen Zukunftsentwurf bezieht 
Parteimitglieder wie Nichtmitglieder ein, 
eröffnet Arenen für einen diskursiven Aus-
tausch aller Bürgerinnen und Bürger. Rein-
hardt und Stache unterstreichen einen sol-
chen „integrativen Diskurs der sozialen und 
demokratischen Bürgerrechte, mit Gleich-
heit und Demokratisierung als normativem 
Kern“ (Reinhardt, Stache 2014, S. 62), der 
nicht einseitig durch eine Partei mobilisiert 
werden könne (vgl. Reinhardt, Stache 2014, 
S. 62f.). Diese Perspektive trägt nicht zuletzt 
der Komplexität von Vertrauensbeziehungen 
Rechnung. Folglich bedarf es einer offenen 
Einladung der SPD an zivilgesellschaftliche 
Akteure, politische Gruppierungen und In-
teressierte, einen mittel- bis langfristigen 
– analogen wie digitalen – Diskurs über eine 
Gesellschaft des Übermorgen anzustellen. 
Eine mutige Diskussion löst sich dann auch 
von Wahlterminen und der Frage nach Spit-
zenkandidatinnen und -kandidaten. Das De-
batten Camp im Herbst 2018 könnte hierzu 
ein erster kleiner Schritt gewesen sein. Ein 
derartiger Diskurs mündet in einem neuen 
Grundsatzprogramm, das nicht von Funk-
tionären und Parteielite in Hinterzimmern 
fabriziert wird. Stattdessen lebt das Konzept 
einer neuen „Solidarität unter Fremden“ da-
von, dass die Menschen selbst – inklusiv und 
beteiligungsorientiert – eine neue Grundle-
gung der Sozialdemokratie mitgestalten (vgl. 
Reinhardt, Stache 2014, S. 75).

Eine im positiven Sinne „streitlustige“, 
selbstbewusste Diskurspartei übersetzt die 
Suche nach einer sozialdemokratischen Ge-
sellschaftsutopie zugleich auf die Organi-
sation des eigenen Apparates: Amts- und 
Mandatsträger, Funktionäre und Hauptamt-
liche machten dann wieder Lust auf „große“ 
Debatten. Unterbezirks- und Ortsvereinsbü-
ros entwickelten sich unter diesem Eindruck 
weiter zu Quartierbüros. Ortsvereine wären 
wieder eine Echokammer für gesellschaft-
liche Wunschbilder und Zukunftsentwürfe. 
Kommunikationsformate müssten wieder 
dialogischer ausfallen, die oftmals empfun-
dene „Einbahn-Kommunikation“ politischer 
Parteien – auch außerhalb von Wahlkämpfen 

– umgekehrt werden zum ehrlichen Nachfra-
gen und Zuhören. Genossinnen und Genos-
sen organisieren dann – insbesondere auf lo-
kaler Ebene – handlungsorientierte Diskurse, 
die „Solidarität unter Fremden“ in konkretes 
politisches Handeln übersetzen. Politischen 
Parteien schreibt der Politikwissenschaftler 
Thomas Meyer als einzigem Typus moderner 
Organisationen das Potential zu, hierzu öf-
fentliche Räume zu eröffnen und Einzel- und 
Gruppeninteressen zu sammeln, zu verdich-
ten und letztlich gemeinwohlorientiert in 
politische Entscheidungen zu transformieren 
(vgl. Meyer 1994, S. 229, S. 233ff.). Erfolgsver-
sprechend scheint dieses Konzept vor allem, 
wenn sich möglichst viele Menschen in diesem 
Diskussionsprozess einbringen und Solidari-
tät als soziale Praxis neu erlebt und erfahren 
werden kann. Dabei wird entscheidend sein, 
dass die SPD den Menschen wieder aufmerk-
sam zuhört und vor allem die eher solidarisch 
eingestellten Gruppen zu Wort kommen lässt. 
Dann kann dieses Projekt jederzeit einen An-
fang finden und weiter ausformuliert und auf 
konkrete Politikfelder übertragen werden.	 ó
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Genossin mit Courage – Alwine Wellmann
Über außergewöhnliche Lebensstationen der ersten Parlamentsabgeordneten aus der 
Region Osnabrück

von Heiko Schulze�

Das Wahlrecht für beide Geschlechter zählt 
zu den überschaubaren Fortschritten der deut-
schen Novemberrevolution: Am 30. November 
1918 lässt der aus MSPD und USPD zusam-
mengesetzte Rat der Volksbeauftragten jenen 
Meilenstein deutscher Demokratiegeschichte 
offiziell verkünden. Zudem wird das Wahlalter 
von 25 auf 20 Jahre gesenkt. Frauen, aber auch 
junge Menschen in ihrer Gesamtheit sind es in 
den folgenden Jahren, die sich insbesondere in 
der organisierten Arbeiterbewegung neue Be-
tätigungsfelder erschließen. Die trotz geschei-
terter Revolutionsbemühungen und heftiger 
Wirtschaftskrisen aufblühende Arbeiterkul-
turbewegung, die sich jenseits der Partei- und 
Gewerkschaftsarbeit in Konsum-, Wohn- und 
Produktionsgenossenschaften, in der Arbei-
terjugend, in der frisch gegründeten AWO bis 
hin zum Arbeitersport zeigt, wäre ohne Frauen 
und junge Mitglieder kaum denkbar gewesen. 
Die Aufbruchsstimmung erfasst fortan auch 
die Genossinnen und Genossen in der Provinz. 
Beispielhaft soll dabei ein Blick auf die nieder-
sächsische Stadt Osnabrück sein, die damals 
rund 85.000 Einwohner zählte.

Genossin mit vielen Talenten

Anlässlich der Wahl zur Nationalversamm-
lung am 19. Januar 1919 darf auch die Osnab-
rücker Schlossertochter Alwine Wellmann zum 
ersten Mal ein Wahllokal betreten. Sie ist 28 
Jahre alt und beruflich als Buchhalterin tätig, 
was für Frauen eine eher ungewöhnliche Be-
rufsbezeichnung ist. 

Schon seit ihrem 16. Lebensjahr ist die jun-
ge Buchhalterin politisch aktiv. 1907, als ihr das 
noch offiziell aufgrund ihres jungen Alters ver-

�	 Heiko Schulze ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des Fachbereichs Kultur bei 
der Stadt Osnabrück. Der gelernte Gymnasiallehrer arbeitete 1986-1989 bei 
der SPD-Ratsfraktion Gelsenkirchen, danach im dortigen Oberbürgermeis-
ter-Büro. Von 1992 bis 2013 war er Geschäftsführer der Osnabrücker SPD-
Ratsfraktion. Seit 2007 ist er Lehrbeauftragter für Öffentliches Management 
an der Hochschule Osnabrück und nebenher Autor von politischen wie his-
torischen Sachbüchern, historischen Romanen und Kurzgeschichten.

boten ist, schließt sie sich den sozialdemokra-
tischen Freien Gewerkschaften an und streitet 
für Arbeitnehmerrechte am Arbeitsplatz. 1916, 
mitten im 1. Weltkrieg, wird sie aktives Mitglied 
der SPD. Nebenher schreibt sie so manchen Ar-
tikel in der örtlichen SPD-Tageszeitung „Os-
nabrücker Abendpost“. Im Gegensatz zu den 
Claqueuren der Schlachtenberichte stellt die 
entschiedene Kriegsgegnerin Alwine Wellmann 
ganz andere Nachrichten in den Vordergrund. 
Gleich nach Kriegsende zählt Wellmann zu den 
Gründungsmitgliedern einer bei Nationalisten 
verfemten Ortsgruppe Osnabrück der Deut-
schen Friedensgesellschaft.

Zusätzlich wird sie eine begeisterte Wahl-
kämpferin. Die junge Frau nutzt dabei nicht 
nur ihre rednerische und literarische Begabung, 
sondern auch ihre musische. Sie ist passionierte 
Klavierspielerin und gibt sich auch als brillante 
Sängerin, die bei ihren Parteiauftritten zuweilen 
gar vom Heldentenor des Osnabrücker Theaters 
begleitet wird. 

Wahlkämpfe, Kandidaturen – und ein Auf-
enthalt in Berlin

1921 stehen Urnengänge zum Preußischen 
Landtag an. Alwine Wellmann wird auf dem 
2. Listenplatz des Wahlbereichs Weser-Ems 
Parlamentskandidatin. Doch das Wahlergebnis 
reicht noch nicht zum direkten Einzug in den 
Berliner Landtag. 

Trotzdem findet sie auch ohne Mandat den 
Weg, um in die deutsche Hauptstadt zu gelan-
gen: Der persönlichen Fürsprache des früheren 
Reichskanzlers Philipp Scheidemann ist es im 
September 1920 zu verdanken, dass sie sich in 
Berlin einquartieren kann, um dort zu arbeiten 
und zugleich ein Gesangsstudium aufzuneh-
men. Von 1920 bis 1922 arbeitet die Osnabrü-
ckerin als Buchhalterin im Verlag der sozialde-
mokratischen Tageszeitung Vorwärts. Daneben 
ist sie auch in der Verwaltung der Deutschen 
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Hochschule. für. Politik. tätig.. Die. wiederum.
ist.seit.1918.im.Betrieb.und.zunächst.als.soge-
nannte.„Staatsbürgerschule“.gegründet.worden..
Heutzutage.trägt.das.Haus.den.berühmten.Na-
men.„Otto-Suhr-Institut“..Prominente.Lehrende.
kommen.aus.dem.linksliberalen.oder.sozialisti-
schen.Lager..Alwine.packt.die.Gelegenheit.beim.
Schopfe.und.belegt,.wie.sie.später.berichtet,.im-
mer.wieder.Vorlesungen.ihres.Interesses..Auch.
im.Privatbereich.Alwine.Wellmanns.ereignet.
sich.etwas,.was.Auswirkungen.auf.ihr.späteres.
Leben.haben.wird:.In.Berlin.freundet.sie.sich.
mit.der.Literaturstudentin.Eudoxia.aus.Bulga-
rien.an..Neugierig.machen.Alwine.die.Erzäh-
lungen.über.Eudoxias.Heimatland.und.deren.
Hauptstadt.Sofi.a..Gegenseitige.Besuche.folgen.

Mandat für den Berliner landtag: ausgangs-
punkt für überregionale auftritte

Als.Nachrückerin.wird.Wellmann.schließ-
lich.1924.zur.ersten.weiblichen.Parlamentsab-
geordneten..Am.7..Dezember.1924.fi.nden.er-
neut.Landtagswahlen.statt..Alwine.triumphiert:.
Sie.wird.direkt.in.den.Landtag.entsandt.und.ihr.
Mandat.dort.bis.ins.Jahr.1932.hinein.verteidi-
gen..Selbst.in.der.Sozialdemokratie.machen.die.
Frauen.allenfalls.15.Prozent.der.Abgeordneten.
aus..Die.Parlamentarierin.Wellmann.hinterlässt.
in.der.Partei.und.auch.beim.politischen.Gegner.
Eindruck,.sobald.sie.sich.zu.Wort.meldet..Auch.
auf. nationalen. SPD-Frauenkonferenzen. wie.
der.von.1925.streitet.sie.führend.für.die.Einfüh-
rung.eines.Antikriegstages.sowie.eines.Interna-
tionalen.Frauentages..Im.letztgenannten.Punkt.
erzielt.sie.einen.großen.Erfolg:.Der.Frauentag.
wird.fest.in.den.Jahreskalender.sozialistischer.
Festtage.aufgenommen,.wenngleich.dafür.noch.
kein.festes.Datum.vorgesehen.wird.

Schnell.hat.Wellmann.als.vielgefragte.Red-
nerin.ein.großes.Gebiet.zu.bereisen..Die.Rei-
seziele.reichen.von.Stettin.bis.nach.Trier,.von.
Oldenburg.bis.Hannover.oder.Magdeburg..Sta-
tionen.von.Auslandsaufenthalten,.immer.wie-
der.begleitet.von.Redeauft.ritten,..sind.Staaten.
wie.die.Niederlande,.auch.Bulgarien.oder.die.
Türkei..Daheim.muss.Alwine.nach.dem.Tode.
des.Vaters.Wilhelm.im.Jahre.1923.privat.allein.
für.ihre.hilfsbedürft.ige.Schwester.Käthe.und.für.
die.Mutter.sorgen.

„osnabrücker Jeanne d‘arc“: alwine als 
Feindbild der nazis

In. ihren.Reden.reizt.die.konsequente.So-
zialistin.und.Friedenskämpferin.die.aufk. om-
menden.Nationalisten.mit.ihrem.selbstbewuss-
ten.Auft.reten.regelmäßig.bis.zur.Weißglut..Sie.
scheut.es.bis.1933.nicht.einmal,.in.Nazi-Ver-
sammlungen.zu.marschieren.und.sich.dort.ver-
nehmlich.zu.Wort.zu.melden..Am.14..Februar.
1939,.als.die.Osnabrücker.Gestapo.die.Ausbür-
gerung.ihrer.Todfeindin.betreibt,.wird.der.NS-
Karrierebeamte.Dr..Emil.Freise.die.Maßnahme.
damit.begründen,.dass.die.Nazi-Gegnerin.in.
„politischen Versammlungen als Diskussionsred-
nerin“ aufgetreten.sei..

nS-Willkür im Friedenssaal

Für.Dienstag,.den.11..April.1933,.keine.zwei-
einhalb.Monate.nach.der.Kanzlerschaft..Adolf.
Hitlers,.ist.in.Osnabrück.die.Sitzung.einer.noch.
bedingt.demokratisch.gewählten.Stadtverord-
netenversammlung. angesetzt.2. Für. den. NS-
Sitzungsleiter.steht.fest,.dass.an.diesem.Tage.
ein.maßgeblicher.Schritt.zu.einem.von.Demo-
kraten.gesäuberten.Stadtrat.getan.werden.soll..
Ultimativ. fordert. er. zu. Sitzungsbeginn. alle.

2. Vgl..im.Folgenden.Osnabrücker.Tageblatt.vom.13..April.1933.

Heiko Schulze: 
Unsere Erste. Alwine Wellmann

Osnabrücker.Abgeordnete.und.Vorkämpferin.für.
Frauenrechte.(1891-1966)..

Stationen.eines.bewegten.Lebens

Geest-Verlag,.Vechta.2018,.
294.Seiten,.14.80.€,..ISBN.978-3-86685-695-0,
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Stadtverordneten dazu auf, ein „Sieg Heil“ auf 
die Stadt aufzubringen. Christliche Demokraten 
der Zentrumspartei, Liberale der Deutschen 
Volkspartei und Konservative folgen der Auf-
forderung artig, um keinen Unwillen auf sich zu 
ziehen. Einzig Ratsfrau Alwine Wellmann und 
die infolge von Repressalien von zehn auf vier 
Mitglieder geschrumpfte SPD-Fraktion schwei-
gen eisern. Gegen Ende der Sitzung meldet sich 
Alwine Wellmann zu Wort:

„Die SPD-Fraktion kann sich nicht an einem ‘ 
Siegheil‘ auf die Stadt Osnabrück, sehr wohl aber 
an einem ‚Hoch‘ auf Osnabrück beteiligen. Nie-
mand kann von der Sozialdemokratie verlangen, 
ihre Ehre aufzugeben. Das sollte auch die NSDAP 
verstehen, die Ehre und Sauberkeit angeblich so 
hoch schätzt.“

Die Ratssitzung 13. Mai 1933 findet bereits 
ohne die SPD-Ratsmitglieder statt. Elf Tage 
zuvor, am 2. Mai 1933, hat es eine breite Ver-
haftungswelle gegeben, die auch Wellmann ins 
Gefängnis bringt. Die geliebte Heimatstadt wird 
auch nach der Entlassung zum überwachten 
Raum und damit zum großflächigen Gefängnis.

Flucht nach Bulgarien

In ihrer ausweglosen Situation will Wellmann 
das Deutsche Reich in Richtung Bulgarien verlas-
sen. Ende September erreicht Wellmann ein Brief 
des Osnabrücker Regierungspräsidenten Dr. 
Bernhard Eggers. Die Gewährung ihres Ausrei-
segesuchs mündet in eine deutliche Drohung:

„Auf die Eingabe vom 23. September ds. Js. teile 
ich Ihnen mit, dass ich bereit bin, die Erteilung 
des von Ihnen beantragten Sichtvermerks zu 
veranlassen, wenn Sie die anliegende Erklärung 
des Inhaltes abgeben, dass Sie bereit sind, sich im 
Ausland jeglicher politischen Tätigkeit, insbe-
sondere jeglicher Opposition gegen die deutsche 
Regierung, in Wort und Schrift zu enthalten. Ich 
weise Sie ausdrücklich darauf hin, dass Sie bei 
der Rückkehr nach Deutschland in Schutzhaft 
genommen und einem Konzentrationslager zuge-
führt werden, falls Sie sich trotz dieser Erklärung 
in der angedeuteten Weise betätigen sollten.“� 

�	 Faksimile des Originals im Besitz des Verfassers.

In der bulgarischen Hauptstadt lebt die Ge-
flüchtete besonders lange bei sozialdemokra-
tisch ausgerichteten Familien. Wellmanns Auf-
enthalt in Bulgarien, dessen Regierungen und 
Behörden immer enger mit Nazi-Deutschland 
zusammenwirken, findet naturgemäß voller all-
täglicher Angst und sehr konspirativ statt. Als 
makabre Art der Krönung ihrer erzwungenen 
Emigration erfolgt die offizielle Ausbürgerung 
am 7. Juni 1940. Um ihren Aufenthaltsstatus 
angesichts permanenter Beobachtung von Ge-
stapo und bulgarischem Geheimdienst zu si-
chern, heiratet die Osnabrückerin schließlich 
einen sozialdemokratischen Genossen namens 
Todor Mirischliew und nimmt somit den Nach-
namen Mirischliewa an. Alwine geht mit ihm 
also eine „Scheinehe“ ein, die nach 1945 wieder 
ohne Komplikationen geschieden wird.  

Heimkehr ins zerstörte Osnabrück

Wenige Jahre nach Kriegsende, im Septem-
ber 1948, kehrt Alwine Wellmann, ihren Pass 
ziert wieder ihr alter Namen, endgültig in ihre 
Heimatstadt zurück. Sie engagiert sich von Be-
ginn an besonders stark für Menschen, die, wie 
sie selbst, den Terror des NS-Staates am eigenen 
Leibe erfahren mussten. Im Sommer 1946, ein 
gutes Jahr nach Kriegsende, sind durch ört-
liche Ausschüsse insgesamt 250.000 bis 300.000 
NS-Verfolgte erfasst. Opfer der Schreckens-
herrschaft, die traumatisiert in Deutschland 
überlebt haben oder aus dem Asyl heimkehren, 
stehen vor zahlreichen bürokratischen Hürden. 
Um ein geordnetes Verfahren zu ermöglichen, 
entschließen sich die politischen Entschei-
dungsträger auf Landesebene dazu, feste An-
laufstellen in den eigenen Verwaltungsräumen 
zu schaffen, die auf die Bedürfnisse ehemals 
Verfolgter zugeschnitten sind. Wellmanns neue 
Funktion lässt nicht lange auf sich warten: Seit 
Februar 1950 fungiert sie bei der neu gebildeten 
Bezirksregierung als „Vertrauensmann für poli-
tisch, rassisch oder religiös Verfolgte“. Zahllose 
Briefwechsel und Gespräche gehen über ihren 
Schreibtisch. Immer wieder handelt es sich um 
Nachweise der eigenen Verfolgung, um Justiz-
Unterlagen, um eingeholte Zeugenaussagen bis 
hin zur Bearbeitung von Rentenansprüchen 
und Anträgen auf Haftentschädigung. 
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Alte Kräfte schlagen zurück

Immer häufiger passiert es, dass Alwines 
menschliche, direkte und couragierte Vorge-
hensweise in der eigenen Behörde aneckt.� Für 
Alwine und alle, denen an einer bestmöglichen 
Hilfe für NS-Verfolgte gelegen ist, enden die 
Dispute ernüchternd: Im Rahmen eines Dienst-
gesprächs wird der Kollegin am 30. September 
1953 offiziell „… eröffnet, dass (…) der Posten 
des Vertrauensmanns ab 1.10.1953 in Fortfall 
käme.“ Mit Wirkung vom 9. November 1953 
wird die Kollegin fortan der Bücherei zugeteilt.

Zu diesem Zeitpunkt ist der vormaligen 
Vertrauensfrau längst klar geworden, dass im 
Adenauer-Deutschland längst ein anderer Geist 
weht. Überall machen sich in Ämtern und Be-
hörden wieder Menschen breit, die bereits in 
Nazi-Deutschland eine vortreffliche Karriere 
hinter sich gebracht haben. Für Osnabrücks 
Nachbarstadt Münster wird ermittelt, dass dort 
drei von sieben Mitarbeitern Mitglied der Nazi-
Partei gewesen sind.� Und in der Tat: Für ehe-
malige Nationalsozialisten sieht ihre berufliche 
Zukunft beinahe flächendeckend immer ro-
siger aus: Dank des im Mai 1951 in Kraft getre-
tenen sogenannten 131-Gesetzes können etwa 
150.000 mit NS-Vergangenheit belastete Be-
amte und Angestellte wieder in den deutschen 
Staatsdienst treten oder sie erhalten ihre vollen 
Versorgungsbezüge.�

Völlig ernüchternd wirken dann auch die 
Bilanzen jener Entschädigungsbehörden, zu 
deren Gunsten Alwine Wellmanns Vertrauens-
arbeit abgeschafft worden ist: Der Protokollant 
einer Unterredung der Osnabrücker Bezirks-
regierung muss zähneknirschend einräumen, 
dass es „ein krasses Missverhältnis zwischen den 
zuerkennenden und den ablehnenden Beschei-
den“ gibt. Zahlen werden dabei keineswegs ver-

�	 Vgl. im Folgenden Akte „Stellenplan und Personalangelegenheiten der Ent-
schädigungsbehörden der Regierung Osnabrück (1952-1961)“, NLA OS, 
Dep 430, Dez. 902, Akz. 8/65, Nr. 12.

�	 Vgl. VOLMER-NAUMANN, Julia: Betrifft: Wiedergutmachung. Entschädi-
gung als Verwaltungsakt am Beispiel  Nordrhein-Westfalen, in: FRITSCHE, 
Chistiane und PAULMANN, Johannes (Hrsg.): „Arisierung“ und „Wieder-
gutmachung“ in deutschen Städten, Köln, Weimar 2014, S. 354.

�	 Vgl. WINKLER, Heinrich August: Der lange Weg nach Westen, Bd. 1, Deut-
sche Geschichte vom Ende des Alten Reiches bis zum Untergang der Weima-
rer Republik, 5. Auflage, München 2002, S. 167.

heimlicht. Bis zum 30. September 1955 seien in 
Niedersachsen …

„… bei insgesamt 86.918 angemeldeten Ansprü-
chen nur 2.939 voll und 3.538 teilweise zuerken-
nende Bescheide sowie 7.211 voll und 1.261 teil-
weise ablehnende Bescheide erlassen worden.“� 

Alwine Wellmann ist darüber verbittert und 
drückt die Situation in einem Brief an den vor-
maligen Reichstagspräsidenten Paul Löbe ohne 
Schnörkel aus. Denn der Erlass, die von ihr aus-
geübte Funktion als Vertrauensperson der NS-
Verfolgten ersatzlos abzuschaffen, erfolgte ihrer 
Einschätzung nach …

„…  sehr zum Leidwesen der Verfolgten, denn 
aufgrund des Wiedergutmachungsgesetzes wäre 
es dringend notwendig gewesen, diese Stellen zu 
halten (…). Aber die Ministerialbürokratie ist 
schon wieder von dem alten, gefährlichen Geist 
beseelt.“ �

1956 geht die Sozialdemokratin in den Ru-
hestand. Was wohl aus Alwine Wellmann ge-
worden wäre, wenn es den Nazis nicht gelun-
gen wäre, Diktatur, Völkermord und Krieg über 
die Welt zu bringen? Paul Löbe, oben genann-
ter ehemaliger Reichstagspräsident, bringt es 
im bereits genannten Briefwechsel mit Alwine 
Wellmann im Jahre 1954 auf den Punkt:

„Ich kann nach bestem Wissen und Gewissen 
versichern, dass eine Frau mit ihren Fähigkeiten 
in der Arbeiterbewegung sicher ein Aufstieg be-
schieden gewesen wäre, wenn nicht der totalitäre 
Staat unter Hitler das Menschen mit ihrer Gesin-
nung unmöglich gemacht hätte.“

Niemand wird heute belegen können, ob 
Löbes Erwartung unter anderen Umständen 
eingetroffen wäre. Aber gerade jene schwie-
rigen Umstände belegen in der Rückschau, wie 
gefahrvoll, aber auch außergewöhnlich das Le-
ben einer couragierten Genossin inmitten his-
torischer Umbrüche verlaufen kann.	 ó

�	 Vgl. NLA OS, Personalakte a.a.O.

�	 Vgl. Briefwechsel Wellmanns – Löbe von 1954, Archiv der sozialen Demo-
kratie; Privatarchiv Heiko Schulze.
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rezension: Burlington – Bernie Sanders und die ameri-
kanische „revolution“ für eine gerechte gesellschaft
von Ernst Dieter Rossmann1

Es.war.schon.ein.besonderer.Rat,.den.Peer.
Steinbrück,.mit.25,7.Prozent.für.die.SPD.noch.
der.relativ.erfolgreichste.Kanzlerkandidat.der.
letzten.zehn.Jahre,. seiner.Partei. im.Oktober.
2018.gab,.nämlich.dass.„die.SPD.eine.Person.
wie.Bernie.Sanders.braucht,.nur.30.Jahre.jün-
ger“,.mit.der.die.Sozialdemokratie.mutig.sein,.
provozieren.und.zuspitzen.könnte..Wir.wissen.
nicht,.ob.Peer.Steinbrück.zu.dieser.Einschät-
zung.auch.durch.die.Lektüre.des.Buches.von.
Bernie.Sanders.„Unsere.Revolution.–.wir.brau-
chen.eine.gerechte.Gesellschaft.“.gekommen.ist..
Das.Buch.dürft.e.ihn.jedenfalls.in.dieser.Ein-
schätzung.bestätigen..

Bernie.Sanders.hat.ein.ausgesprochen.gut.
lesbares.Buch.geschrieben,.gezielt.aufgeteilt.in.
eine.biographische.Refl.ektion.über.seinen.Weg.
bis.zur.Präsidentschaft.skampagne.2016.und.in.
einen.sehr.viel.längeren.Teil.mit.seiner.Agenda.
für.ein.neues.Amerika.in.zehn.Kapiteln..Das.fällt.
sogleich.positiv.auf:.Sanders.hadert.nicht.ob.sei-
ner.Vorwahl-Niederlage.gegen.Hillary.Clinton,.
obwohl.er.viele.Gründe.dafür.anführen.könnte..
Er.verbreitet.Zuversicht,.Gemeinsamkeit.und.
Solidarität.im.Kampf.für.eine.progressive.Alter-
native..Sanders.bleibt.sich.auch.in.diesem.Buch.
treu:.Inhalt.kommt.vor.Ich-Betrachtung...

Dabei.hat.sein.„politisches.Leben.einen.an-
deren.Verlauf.genommen.[…].als.das.aller.an-
derer.Mitglieder.des.Kongresses“,.wie.er.selbst-
bewusst.feststellen.darf,.auch.wenn.er.diesem.
länger.als. jeder.andere.angehört.hat..Bernie.
Sanders.ist.ein.Homo.Politicus.seit.Studenten-
zeiten,.ein.Graswurzelpolitiker.mit.einer.tiefen.
Verankerung.in.seiner.Heimat.und.immer.dicht.
dran.an.allen.sozialen.Protestbewegungen.in.
den.USA.und.gleichzeitig.ein.zunehmend.wir-
kungsmächtig.gewordener.Kongressabgeord-
neter.und.Senator.auf.dem.Capitol.in.Washing-
ton..Bernie.Sanders.ist.eine.Persönlichkeit,.ein.

1. Dr..Ernst.Dieter.Rossmann,.SPD-MdB,.ist.Vorsitzender.des.Ausschusses.für.Bil-
dung,.Forschung.und.Technikfolgenabschätzung.des.Deutschen.Bundestages.

„Typ“,.wie.sie.viel.zu.selten.sind.in.einer.Welt.
von.glatt.gebügelten.Karrierepolitikern..Und.er.
war.Bürgermeister.von.Burlington.

Burlington.ist.eine.Stadt.von.40.000.Einwoh-
nern.in.dem.kleinen.Bundesstaat.Vermont,.in.
dem.Sanders.seine.Idee.vom.Sozialismus.in.ei-
ner.Stadt.tiefgreifend.umsetzen.konnte,.sozial.
gerecht,. technologisch. innovativ,.ökologisch.
nachhaltig,.hoch.anerkannt,.mit.besten.Ver-
bindungen. in. die. Arbeiterschaft. hinein. und.
mit.stetig.wachsender.Wählerzustimmung.zu.
seiner.Arbeit..Auch.deshalb.sind.die.80.Seiten.
so.spannend.zu.lesen,.auf.denen.Sanders.seinen.
Weg.vom.unabhängigen.linken.Freigeist.aus.der.
Provinz.hin.zu.13.Millionen.Stimmen.für.ihn.in.
den.Vorwahlen.zur.Präsidentschaft.skandidatur.
beschreibt..

Bernie.Sanders.hat.sich.sein.„Burlington“.in.
den.höheren.politischen.Ämtern.bewahrt,.ba-
sisverbunden,.fern.jedem.Establishment,.durch.
das.große.Geld.nicht.zu.blenden.und.einzu-
spannen,.unerschrocken.gegenüber.den.Me-
dien,.konfl.iktbereit.gegenüber.den.wirtschaft.-
lich.Mächtigen,.solidarisch.in.den.konkreten.
sozialen.Kämpfen,.klar.in.der.Sprache,.immer.
erkennbar. darin,. für. wen. er. Politik. macht,.

Bernie Sanders
Unsere Revolution
Wir.brauchen.eine.gerechte.Gesellschaft.

Büchergilde.Gutenberg,.
Frankfurt.a..M..2017
Hardcover,.464.Seiten,.21.95.€,.
ISBN.978-3-7632-69822
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nämlich für „die Menschen, die hart arbeiten 
und für die Mitte“. Mag dieses Mantra in Spra-
che und Orientierung manche Anhänger aus 
dem progressiven Spektrum in Deutschland 
und in Europa im ersten Moment befremden, 
erschließt sich der sozialdemokratische Gehalt 
dieser Aussage sehr schnell bei der Lektüre des 
umfangreichen zweiten Teil zur Analyse von 
Kapitalismus, Gesellschaft und Machtstruktu-
ren in den USA. 

Sanders beginnt seine Agenda in zehn Teilen 
mit einem Kapitel zur Überwindung der Olig-
archie des Geldes in seinem Land und er greift 
in seinem letzten Kapitel die Medienkonzerne 
als Bedrohung der Demokratie frontal an. Mit 
Fakten, mit Zahlen, mit Namen. Diplomatie, 
Schönrederei und taktische Rücksichtnahme 
sind seine Sache nicht. Für Bernie Sanders ist 
sein Zukunftsbild von einem besseren Ameri-
ka auch immer mit Umverteilung vom großen 
Geld der ganz wenigen zu mehr Gerechtigkeit, 
Teilhabe und Sicherheit für die ganz vielen ver-
bunden. „Er will der manipulierten Wirtschaft 
ein Ende machen“, wie er sein längstes Einzelka-
pitel von über 170 Seiten überschreibt, in dem 
die klassischen Werte der Arbeit und der Fami-
lie und einer Wirtschaft, die den eigenen Men-
schen nützlich ist, daraufhin durchbuchstabiert, 
was zu ihrem Erhalt politisch und ökonomisch 
grundsätzlich geändert werden muss. Da ist viel 
klassische europäische Sozialdemokratie drin 
und jedenfalls kein Hauch von Schröder-Blair-
Modernismus. In seiner neuen Handelspolitik 
kritisiert er scharf den Unterbietungswettbe-
werb der Großkonzerne und den Sirenenge-
sang der Globalisierungspropagandisten und 
wirbt für anständig bezahlte Arbeitsplätze in 
den USA. Auch das mag Sanders, neben der 
Glaubwürdigkeit in seiner Lebensbiographie, 
den besonderen Respekt der Industriearbeiter 
im „Rust Belt“, der traditionsreichen Industrie-
region in den USA, eingetragen haben. 

Bernie Sanders „Revolution“ ist eine ameri-
kanische Revolution. Sie nimmt besondere Pro-
bleme der Gesellschaftspolitik auf, die die USA 
mehr prägen als wir es in „old europe“ kennen. 
Deshalb sind den hohen Verschuldungsnöten 
bei einem Studium genauso eigene Kapitel ge-
widmet wie der Gesundheitsversicherung für 

alle, dem zivilen Umgang mit den 2,2 Millionen 
Menschen im Strafvollzug oder der Verantwor-
tung für die vielen hunderttausend Kriegsvete-
ranen. Es spricht für den Sozialisten in Bernie 
Sanders, dass er sich in seinem Patriotismus 
dem Schicksal dieser vom Krieg geschlagenen 
Menschen erfolgreich angenommen hat. 

Bernie Sanders gelingt es mit seinem Buch, 
uns die USA in ihrer Gefährdung, aber auch in 
dem großen demokratischen Optimismus ih-
rer progressiven Aktivisten näher zu bringen. 
Ihn beseelt, was ein mächtiger kapitalistisch-
medialer Komplex den Menschen nicht nur 
in den USA immer unverfrorener austreiben 
möchte – nämlich die Gewissheit, dass es eine 
Alternative gibt und dass die Zukunft in den 
Händen der Menschen selbst liegt. Mit seiner 
Präsidentschaftskampagne hat Sanders hierfür 
eine breite Bresche geschlagen. Und er hat die 
Demokratische Partei so nachhaltig verändert, 
dass Bernie Sandes jetzt nur noch ein Linker 
unter vielen Linken ist. Um die Lebenskraft und 
die politische Leistung dieses jetzt 77jährigen 
amerikanischen Sozialisten und Patrioten bes-
ser zu verstehen, ist das Buch uneingeschränkt 
zu empfehlen. Es ist zugleich auch eine Ermu-
tigung für alle linken Demokraten, in ihrem 
Engagement für eine neue progressive Allianz 
zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
nicht nachzulassen. 	 ó



spw 2 | 201988 Analyse & Strategie

Sammelrezension:  
Paul Levi – Schriften, Reden und Briefe – erster Band

ggf. abgedruckt oder vorgetragen worden sein 
könnte. Insoweit wirken die ansonsten hilf-
reichen Erläuterungen des Herausgebers in 
den Fußnoten etwas unvollständig. Neben poli-
tischen Texten finden sich darüber hinaus auch 
meist kurze Nachrichten an Familienmitglieder 
Levis, insbesondere an seine Schwester Jenny 
Herz. Interessant ist die vom Herausgeber in 
seiner lesenswerten Einleitung vorgenommene 
Einordnung Levis im Anschluss an ein Diktum 
Richard Löwenthals als einer der ersten „Euro-
kommunisten“ – also als eines auch die Wege 
des demokratischen Verfassungsstaates mit in 
die eigene politische Strategie einbeziehenden 
politischen Akteurs zwischen Sozialdemokratie 
und Parteikommunismus.

Inhaltlich decken die beiden Bände auf knapp 
2000 Seiten einen sehr interessanten Zeitraum 
ab: vom Abschluss des Jura-Studiums über die 
ersten Jahre Levis als Anwalt in Frankfurt und 
die frühen politischen Gehversuche, die Zeit des 
Ersten Weltkriegs und die Spaltung der Sozial-
demokratie bis zur Gründung und Konsolidie-
rung der KPD. Eröffnet wird die Sammlung mit 
dem Abdruck von Levis Dissertation zum The-
ma „Das Verhältnis von Verwaltungsbeschwer-
de und Verwaltungsklage“ aus dem Jahr 1905 
(85ff.), in der Levi der durchaus modernen Frage 
nach der Begründung von subjektiven Rechten 
im Verwaltungsverfahren nachgeht.

Aus der Zeit als Anwalt in Frankfurt am 
Main enthalten sind u.a. Schriftstücke rund 
um Levis Einsatz gegen den „Inseratenschwin-
del“, das Aufdrängen teurer, aber wirtschaftlich 
unsinniger Zeitungsannoncen bei kleinen Ge-
werbetreibenden samt einer anschließenden 
ehrengerichtlichen Auseinandersetzung mit 
der Anwaltskammer sowie eine eindrückliche 
Schilderung des „Fall Schwabenthan“, einer bit-
teren Auseinandersetzung über ein seit vielen 
Jahren von einer Kleinbauernfamilie genutzten 
Hofgrundstücks. Aus dieser Zeit finden sich 
erste politische Texte, so z.B. zur innerparteilich 
kontroversen Auswertung des Jenaer Parteitags 
der SPD von 1913, an dem Levi als Delegierter 

von Thilo Scholle�

Die Bedeutung Paul Levis (1883 – 1930) für 
die Arbeiterbewegung der Weimarer Repu-
blik steht in keinem Verhältnis zur bislang nur 
bruchstückhaften Aufbereitung und Dokumen-
tation seiner Reden und Texte. Mit seiner po-
litischen Arbeit an der Seite Rosa Luxemburgs 
in der Vorkriegs-SPD, mit der Gründung der 
KPD, als zeitweiliger Vorsitzender dieser Partei 
und später wieder als intellektueller Wortführer 
des linken Flügels der Sozialdemokratie war er 
mehrfach an den inhaltlichen und politisch-stra-
tegischen Schnitt- und Bruchstellen der komple-
xen Entwicklung der Arbeiterbewegung tätig. 
Sein viel zu früher Tod im Jahr 1930 nahm dem 
linken Flügel der Arbeiterbewegung einen ihrer 
wichtigsten Köpfe. Umso verdienstvoller ist da-
her die seit dem Jahr 2016 von Jörn Schütrumpf 
begonnene Herausgabe von „Schriften, Reden 
und Briefen“. In der Bandfolge nicht ganz chro-
nologisch erschienen zum Auftakt zunächst die 
Bände II/1 und II/2, die sämtliche Texte Levis 
in der vom ihm gegründeten Zeitschrift „Sozi-
alistische Politik und Wirtschaft“ und später im 
„Klassenkampf “ enthielten.

Die beiden nun vorliegenden Bände I/1 und 
I/2 widmen sich der Jugend Levis bis etwa zur 
Vereinigung der KPD mit dem linken Flügel 
der USPD im Jahr 1920. Bei der Auswahl des 
Materials scheint der Herausgeber weitgehend 
den Beständen aus Levis Nachlass im Archiv 
der sozialen Demokratie in Bonn gefolgt zu 
sein. So sind nicht nur Texte Levis enthalten, 
sondern u.a. auch Zeitungsausschnitte aus 
„bürgerlichen“ Zeitungen sowie der Presse der 
USPD. Enthalten sind zudem Textfragmente, 
deren inhaltlicher Sinn sich nicht ohne weiteres 
erschließt. Nähere Angaben, warum Levi eine 
Vielzahl namentlich nicht gekennzeichneter 
Texte, etwa in der „Roten Fahne“, zugeordnet 
werden, fehlen leider unverständlicherweise. 
Einige Texte sind als „Typoskript“ klassifiziert, 
ohne dass erläutert wird, ob und wo der Text 

�	 Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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teilgenommen.hatte..Einige.Wochen.nach.Aus-
bruch.des.Ersten.Weltkriegs.schreibt.Levi.an.
den.volksbildnerischen.„Ausschuss.für.Volks-
vorlesungen“. in. Frankfurt,. an. dessen. Schu-
lungsprogramm.er.mitgewirkt.hatte.und.dessen.
Leitung.sich.auf.Seiten.der.Kriegsbefürworter.
gestellt.hatte:.„Ich.kann.es.als.die.Aufgabe.wirk-
licher.Volksbildung.nicht.ansehen,.die.Begeis-
terung. wachzuhalten. für. den. furchtbarsten.
Menschenmord,.den.die.Weltgeschichte.je.ge-
sehen.hat,.die.Begeisterung.dafür,.dass.hundert-
tausende.von.menschlichen.Wohnstätten.dem.
Erdboden.gleichgemacht.sind,.dass.in.Feindes-
land.vielleicht.Millionen.von.Menschen,.Frau-
en,.Kinder,.Greise.der.Kälte.und.dem.Hunger.
preisgegeben.sind.(…)“.(339f.).

Mit.der.politischen.Haltung.und.Strategie.
der.sozialdemokratischen.Parteimehrheit.war.
Levi.fertig..So.wendet.er.sich.im.Spartakusbrief.
Nr..3.gegen.den.„parlamentarischen.Kretinis-
mus“.sowohl.der.Mehrheitssozialdemokratie.
wie. auch. der. abgespaltenen. Sozialdemokra-
tischen.Arbeitsgemeinschaft..unter.Hugo.Haase.
(382)..Im.August.1918.schreibt.er:.„Soll.es.mit.
Massenaktionen.ernst.werden,.dann.keinerlei.
‚Verhandlungen‘,. keinerlei. Gemeinschaft. mit.
Regierungssozialisten,.keine.‚guten.Dienste‘.von.
Judassen.der.Arbeitersache,.wenn.sie.sich.noch.
so.freundlichen.anbieten..Reinliche.Scheidung..
Sonst.genügen.drei.getriebene.Schurken,.um.
eine.Millionen.Proletarier.an.die.herrschenden.
Klassen.zu.verkaufen“.(471)..Und.in.einem.Text.
in.der.„Roten.Fahne“.vom.26..November.1918.
heißt.es.mit.Blick.auf.die.kriegskreditbefürwor-
tende.Mehrheit.der.Sozialdemokratie.des.Jahres.
1914,.die.Hohenzollern.seien.„zum.Lügen.ge-
boren“.gewesen..„Aber.andere.waren,.die.waren.
zur.Wahrheit.geboren,.zur.Wahrheit.bestellt..Sie.
waren.vom.deutschen.Volke,.vom.deutschen.
Proletariat.erwählt.um.der.Wahrheit.willen,.sie.
waren.gewählt,.damit.sie.redeten,.wo.die.Ver-
brecher.schwiegen,.damit.sie.widerlegten,.wo.
die.Verbrecher.redeten“.(567).

Levis. politische. Ablehnung. traf. darüber.
hinaus.auch.den.zunächst.in.der.Sozialdemo-
kratischen.Arbeitsgemeinschaft..im.Reichstag.
und.dann.später.in.der.Unabhängigen.Sozial-
demokratie.organisierten.kriegskritischen.Flü-
gel..Dieser.führe.letztlich.legalistische.Kämpfe.

auf. dem. Boden. des. alten. Parteistatuts.. Dies.
reiche.aber.nicht:.„Kein.Kampf.ums. ‚Recht‘,.
sondern.ein.Kampf.um.politische.Gedanken,.
kein.Kampf.um.die.‚ordnungsmäßige.Verwer-
tung‘.gezahlter.Beiträge,.sondern.ein.Kampf.um.
politisches.Handeln“.(393)..Die.„Sumpf-Leute“.
um. Haase-Ledebour-Kautsky. (421). würden.
sich.von.bürgerlichen.Pazifi.smus-Idealen.leiten.
lassen..Marx.habe.aber.klar.erkannt,.es.„gibt.
keinen.Weltfrieden.als.auf.den.Trümmern.der.
bürgerlichen.Gesellschaft.“.(424)..Und.in.einem.
weiteren.Beitrag.hält.er.mit.Blick.auf.die.Zu-
rückhaltung.der.USPD.bei.öff.entlichen.Auf-
ständen.fest,.es.sei.zwar.töricht,.„mit.dem.Kopf.

Paul Levi
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Schrift en, Reden, Briefe
Herausgegeben von Jörn Schütrumpf

Band.I/1:.Spartakus..
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dung.des.Leo.Jogiches

Karl.Dietz.Verlag,.Berlin.2018
959.Seiten,.49.90.€

Band.I/2:.Spartakus..
An.der.Spitze.der.
deutschen.Kommunisten.
1919/20

Karl.Dietz.Verlag,.Berlin.2018
960.Seiten,.49.90.€
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Luxemburg..Politische.
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Beziehung
E-Book.der.Printausgabe.von.1986
Kiwi-Bibliothek,.Köln.2017
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gegen die Wand zu rennen“, aber es sei nicht 
minder töricht, „den Kampf zu verschieben, bis 
man ihn nur mit völliger Sicherheit des Sieges 
führen kann. Man verschiebt ihn damit nur auf 
den Sankt-Nimmerleins-Tag, denn der Augen-
blick kommt nie, wo man kämpfen kann ohne 
die Gefahr, eine Niederlage zu erleiden“ (435). 
Zudem würden sich Haase und Dittmann an 
die Legalität klammern, obwohl diese „unter 
der Säbeldiktatur“ des Weltkriegs nicht mehr 
bestehe (438). Haase und Co. würden just zu 
einer Zeit (September 1918) im Reichstag im-
mer mehr Radikalität entwickeln, als dieser kei-
ne bedeutende Rolle mehr spiele, sondern nur 
noch „außerparlamentarische Massenaktionen“ 
von Bedeutung seien (483). Die unabhängige 
Sozialdemokratie würde schlicht in die Fuß-
stapfen der Strategie der alten Sozialdemokratie 
treten (483f.).

Interessant ist auch Levis Einordnung der 
Politik des amerikanischen Präsidenten Woo-
drow Wilson, auf dessen Friedensvorschläge 
viele Zeitgenossen, insbesondere auch in der 
Sozialdemokratie, große Hoffnungen setzten. 
Für Levi repräsentiert Wilson demgegenüber 
eine aufstrebende Wirtschaftsmacht mit eige-
nen klaren ökonomischen Interessen, keinen 
neutralen Makler internationalen Friedens: 
„Während Europa den letzten Pfennig dem 
Moloch Krieg in den Rachen wirft, sind die 
Vereinigten Staaten das Land geworden, in dem 
das Kapitalbedürfnis der Welt befriedigt wird. 
Es beginnt weltökonomisch die Herrschaft des 
amerikanischen Kapitals“ (387). Die aktuellen 
Regierungen der kriegsführenden Staaten seien 
nicht in der Lage, Frieden zu schaffen. „Nur ein 
radikaler Umschwung in dem sozialen Kräfte-
verhältnis im Innern der kriegsführenden Staa-
ten vermag den imperialistischen St. Veitstanz 
zum Stehen zu bringen. Diese Tatsache spricht 
seit der russischen Revolution so laut, der aus 
Rußland wehende scharfe Wind läßt den ersti-
ckenden Gestank der deutschen Reaktion so 
unerträglich aufsteigen, dass selbst das deutsche 
Bürgertum instinktiv herausgefühlt hat, wo das 
Schwergewicht der Situation liegt“ (410). „Aber 
Revolutionen werden nicht in Parlamenten ge-
macht, auch wenn man eine ‚Mehrheit‘ für ein 
‚umstürzlerisches‘ Programm zusammenge-
koppelt hat“ (412).

Auf eine unmittelbare Machtübernahme 
durch die KPD arbeitete Levi allerdings nicht 
hin. In einem Brief an seine Schwester Jenny 
Herz und ihren Mann schreibt er am 6. Januar 
1919. „Ich hoffe nur, dass wir noch nicht in die 
Regierung müssen. Die Zeit ist noch nicht so 
weit“ (773f.). In eine ähnliche Richtung geht ein 
am 3. Februar in der „Roten Fahne“ veröffentli-
chter Text der „Zentrale der Kommunistischen 
Partei“: „Die mit mächtigen Schritten heran-
nahende proletarische Revolution hat nicht 
zum Ziele den Sturz der Ebert-Scheidemann-
Noske und deren Ersetzung durch irgendeine 
andere Personenclique, sondern hat zum Ziele 
die Durchführung des Sozialismus schlechthin. 
(…) Die Machtergreifung durch das Proletariat 
und die Durchführung des Sozialismus hat zur 
Voraussetzung, dass die überwiegende Mehr-
heit des Proletariats sich zum Willen hindurch-
ringt, die Diktatur zu ergreifen. Wir glauben 
nicht, dass dieser Augenblick schon gekommen 
ist.“ Nötig sei vielmehr Massenagitation und 
das Herausdrängen der Mehrheitssozialdemo-
kratie aus den Arbeiterräten (842).

Den Weimarer Verfassungsberatungen konnte 
Levi wenig abgewinnen: „Die weißgardistischen 
Landsknechte sind nicht Staffage der Nationalver-
sammlung. Umgekehrt: Die Nationalversamm-
lung ist eine Staffage der Landsknechte“ (853). 
Letztlich sei die Nationalversammlung die 
„fleischgewordene revolutionäre Rückständig-
keit“ der Arbeiter- und Soldatenräte (853). Und 
unter der Überschrift „Theater in Weimar“ heißt 
es in einem Beitrag vom 12. Juli 1919: „Was ist 
eine Verfassung? Nichts anderes als das Macht-
verhältnis der einzelnen Klassen der Gesellschaft 
zueinander. (…) wenn jetzt in Weimar die Bour-
geoisie wiederum versucht, nicht eine Verfassung 
zu geben, sondern eine Verfassung durch eine 
‚Verfassung‘ zu verkleiden. Wollte die Bourgeoisie 
die Verfassung geben, die dem Augenblicke ent-
spricht, die würde aus einem Paragraphen beste-
hen und lauten: Noske soll Herr sein, der General 
Lüttwitz sein Prophet und die Garde-Kavallerie-
Schützen-Division sind seine Heerscharen. Das 
wäre das ganze Gesetz, alles übrige nur die Er-
klärung“ (1151ff). In einer durchaus polemisch 
geführten Auseinandersetzung in der Zeitschrift 
„Internationale“ ging Levi auch mit der (zweiten) 
Münchener Räterepublik und der Beteiligung 
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der örtlichen Kommunisten hart ins Gericht. Di-
ese sei eine „Mißgeburt“ aus „dem Schoße eines 
mehrheitlich-unabhängig-anarchistischen Kaf-
feehauszirkels“ (1165). Man dürfe aber nicht den 
(vermeintlichen) Massen hinterherlaufen: „Kom-
munistische Politik treiben, heißt vom Standpunkt 
der Revolution aus vernünftig handeln“ (1166).

Abgedruckt ist auch die seinerzeit unter dem 
Pseudonym „Cains“ erschienene Broschüre „Ge-
neralstreik und Noske-Blutbad in Berlin“. Hier 
notiert Levi, „die Revolution mitsamt Spartakus 
ist nicht tot, solange die Ursachen der Revolution 
noch bestehen“ (962). Interessant ist die dort vor-
genommene Abgrenzung von revolutionärem 
Handeln zu schnöden „Putschen“. Um solche 
würde es sich dann handeln, wenn man Kämp-
fen, die ihrem Charakter nach nur Vorberei-
tungskämpfe seien, Endziele – beispielsweise die 
Machtergreifung des Proletariats – gebe (964). 

Lesenswert ist auch die Rede Levis auf dem 
2. Parteitag der KPD am 20. Oktober 1919, 
in der er differenziert und faktengesättigt die 
weltpolitische und weltökonomische Lage 
einordnet – und zugleich hart gegen die „syn-
dikalistische Krankheit“ innerhalb der Partei 
polemisiert (1227). Insbesondere würde die-
se Strömung verdrängen, dass die Revolution 
nicht nur ein ökonomischer, sondern auch ein 
politischer Vorgang sei. Dazu passend ist auch 
Levis Text „Können wir auf den Parlamentaris-
mus verzichten“ aus der „Roten Fahne“ vom 4. 
Januar 1920. „In Augenblicken akutester revo-
lutionärer Aktion ist die Möglichkeit gegeben, 
dass die Fortführung der Revolution der An-
wendung parlamentarischer Mittel entraten 
kann, ja sie ausschließt. Aber die proletarische 
Revolution kennt auch andere Augenblicke 
und Zeitläufe als die akuteste Aktion“ (1365). 
Der proletarische Befreiungskampf könne sich 
seine Bühne nicht aussuchen (1366). „Eine pro-
letarische Partei, die sich von den Massen löst, 
stirbt. Und darum kann die prinzipielle Frage 
des Parlamentarismus nur eindeutig entschie-
den werden“ (1367). Wichtig ist auch Levis Aus-
einandersetzung mit dem abwartenden Verhal-
ten der KPD während des Kapp-Putsches. Levi, 
der zum Zeitpunkt des Putsches inhaftiert war, 
schreibt, der KPD drohe ein „moralischer und 
politischer Bankrott“ (1530). Diese Fragestel-

lung greift er auch noch einmal in seiner auch 
sonst wieder ausgesprochen kundigen welt-
politischen Rede auf dem vierten Parteitag 
der KPD am 14. April 1920 in Berlin auf: Der 
Kapp-Putsch sei Ergebnis des „System Noske“ 
gewesen, des fehlenden Bruchs mit dem Milita-
rismus als einer der Stützen des kapitalistischen 
Systems in Deutschland (1584). 

In seinen Texten zeigt sich Levi als durchaus 
differenzierter Betrachter der politischen Er-
eignisse. Das harte Urteil gegen den „zentristi-
schen“ Flügel der USPD um Haase überrascht 
zunächst. Zur großen Tragik der Entwicklung 
der Arbeiterbewegung in den Revolutionsmo-
naten gehört, dass es nicht mehr gelang, die 
Fragmentierung zu überwinden. Der zentris-
tische Kurs der USPD war den Mehrheitssozi-
aldemokraten trotzdem zu revolutionsorien-
tiert. Die neuen linken Gruppen assoziierten 
mit den Positionierungen Haases und Co. den 
vermeintlichen Kurs der Vorkriegssozialdemo-
kratie: zwar rhetorisch revolutionär, tatsächlich 
aber weitgehend passiv. Dabei hatte die USPD 
etwas anzubieten, was keine der anderen lin-
ken Gruppen hatte –  eine große und mobili-
sierungsfähige Massenbasis. Levi wich hier 
mit seinem Blick nicht vom Mainstream der 
Linksradikalen ab. Die von Levi als KP-Vorsit-
zendem mit betriebene Spaltung der USPD ge-
hört zu den großen tragischen Fehlern der Zeit. 
Allerdings zeigen seine Texte insbesondere mit 
Bezug auf den Parlamentarismus sowie seine 
klare Ablehnung putschistischer Aktionen ei-
nen deutlich größeren politischen Realismus als 
viele seiner damaligen Parteigenossen.

Die vorliegenden Texte bieten somit einen 
vielseitigen und spannenden Einblick in das 
sich weiterentwickelnde Denken eines klugen 
und immer wieder auch weitsichtigen Akteurs 
der Arbeiterbewegung. Es ist zu wünschen, dass 
möglichst rasch die nächsten Bände der Reihe 
erscheinen.

Zumindest als E-Book lieferbar ist zudem 
die lange vergriffene und sehr lesenswerte Levi-
Biographie von Sybille Quack aus dem Jahr 
1986, in der Quack u.a. ein intensives Portrait 
der Zusammenarbeit von Rosa Luxemburg und 
Paul Levi zeichnet.	 ó
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Sammelrenzension: Marx und das Recht

Differenziert setzt sich Fisahn mit dem Thema 
„Staat“ auseinander. Hier klängen bei Marx 
und Engels immer wieder Formulierungen an, 
die Staat als ein sehr simples „Instrument“ in 
den Händen der Herrschenden beschrieben. 
Hier versucht Fisahn zum einen zu erläutern, 
dass der Marx und Engels vor Augen stehende 
zeitgenössische Staat tatsächlich überwiegend 
repressiv auftrat und nur wenige andere Funk-
tionen wahrnahm, dass Marx und Engels zu-
gleich aber auch sehr klar in ihrer Vorstellung 
waren, dass unterschiedliche Kapitalfraktionen 
unterschiedliche Ziele verfolgten – und sich 
dies auch in Bezug auf Aufgaben und konkretes 
Handeln des Staates niederschlagen müsse. Das 
Recht und seine Ausgestaltung lässt sich da-
mit auch bei Marx und Engels als umkämpftes 
Feld bestimmen, der Kampf ums Recht müsse 
geführt werden, der bürgerliche Staat könne 
nicht nur Mittel oder Instrument sein, sondern 
sei gleichzeitig „der Kampfplatz der sozialen 
Auseinandersetzungen, die Marx und Engels 
als Klassenauseinandersetzungen bezeichnet 
haben“.

Bei Marx und Engels fände sich zudem ein 
klares Bekenntnis zur Demokratie und – in 
Bezug auf die meisten zeitgenössischen Staa-
ten – auch zu einem parlamentarischen Weg 
zu Macht. Beide hätten einen Kampf ohne jede 
Vorbehalte für republikanische Freiheiten be-
trieben – das Diktum von der „Diktatur des 
Proletariats“ sei letztlich ein unglücklicher Be-
griff. Wenig fände sich bei Marx und Engels, 
wie die konkrete Ausgestaltung einer demokra-
tischen Wirtschaftsordnung aussehen könnte. 
Vorstellungen vom „Absterben des Staates“ 
ließen sich eigentlich nur im Sinne eines Ab-
sterbens repressiver Apparate, aber kaum von 
organisierten gesellschaftlichen Strukturen ins-
gesamt begreifen.

So ist dem Autor ein gut geschriebenes und 
in der Gedankenführung klares Buch gelungen, 
das einen guten Einblick in die Entwicklung des 
Marx-Engelschen Denken von Staat und Recht 
gibt, und damit zugleich die Anwendung mate-

von Thilo Scholle�

Marx und Engels betrachteten gesellschaft-
liche Institutionen als geprägt von Entwick-
lungen an der jeweiligen ökonomischen Ba-
sis einer Gesellschaft. Zugleich verstellte eine 
simplifizierende Rezeption der Marxschen 
Gedanken im Sinne eines einfachen Schemas 
von (ökonomischer) „Basis“ (kulturellem, po-
litischem und rechtlichem) „Überbau“ oft den 
Blick auf die tatsächliche Differenziertheit der 
Marxschen Überlegungen – prägender Einfluss 
der ökonomischen Basis bedeutet eben nicht 
schlichte Bestimmung durch diesen Faktor. 
Das Thema „Marx und das Recht“ ist zudem in 
der entsprechenden Fachliteratur ein meist ver-
nachlässigtes Thema, auch, weil sich nur wenige 
ausdrücklich rechtstheoretische Überlegungen 
bei Marx und Engels finden. 

Eine kompakte Einführung zum Rechts- und 
Staatsdenken bei Marx und Engels hat nun der 
Bielefelder Rechtswissenschaftler Andreas Fi-
sahn vorgelegt. Eingangs hält er selbst fest, Marx 
sei sicherlich als hervorragender Ökonom oder 
Soziologe, nicht aber als Rechtsdenker bekannt. 
Marx und Engels hätten sich aber immer wie-
der mit Staat und Recht beschäftigt, und dabei 
ein Rechtsverständnis entwickelt, das weit über 
die schlichte Ableitung von Staat und Recht aus 
den ökonomischen Verhältnissen hinausgegan-
gen sei. Nach einer kurzen Rekapitulation der 
polit-ökonomischen Grundlagen Marxschen 
Denkens rund um den Begriff „Mehrwert“ 
skizziert der Autor einige Grundaspekte ma-
terialistischer Geschichtsauffassung. Letztlich 
sei es um eine Dialektik aus Veränderung und 
Selbstveränderung gegangen: Geschichte wird 
von Menschen gemacht, die mit ihrem Denken 
und Handeln über das sich unmittelbar aus der 
gesellschaftlichen Notwendigkeit ergebende 
hinausgehen können. Letztlich gehe es um eine 
Geschichte von sozialen Auseinandersetzungen. 
Der „Überbau“ entwickele eine eigenständige 
und aktive Seite, und sei nicht nur einfache Ab-
leitung aus der Ökonomie – vielmehr komme 
es zu einer Absonderung politischer Macht. 

�	 Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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rialistischen.Denkens.auf.Staat.und.Recht.bei-
spielhaft..vorführt.

Ein.lesenswertes.Essay.zu.Marx‘.Staatstheo-
rie.steuert.auch.der.emeritierte.Kieler.Politik-
wissenschaft.ler.Wilfried.Röhrich.bei..Anders.
als.Fisahn.lässt.Röhrich.dabei.die.politik-öko-
nomischen.Grundlagen.des.Marxschen.Den-
kens.weitgehend.aus..Ziel.des.Bandes.sei,.„die.
einzelnen.Ansätze.der.Staatstheorie.von.Marx.
nachzuzeichnen. und. ihnen. jeweils. die. klas-
sischen.Konzeptionen.sowie.die.neueren.Posi-
tionen.der.materialistischen.Staatsdiskussion.
zuzuordnen.“.Einbezogen.werden.auf.diesem.
Weg.beispielsweise.Protagonisten.der.Debatte.
der.1970er.Jahre.wie.Ralph.Miliband.und.Ni-
cos.Poulantzas..Interessant.ist.der.ausführliche.
Bezug.auf.Th. eorieansätze.des.Staatsmonopo-
listischen.Kapitalismus,.die.der.Autor.vor.dem.
Hintergrund. seiner. Darstellung. der. Basis-
Überbau-Beziehung.bei.Marx.problematisiert..
Der.Autor.sieht.bei.Marx.Wirtschaft..und.Staat.
bzw..Politik.in.einer.„Wechselbeziehung“.–.eine.
vollständige.Determinierung.des.Staates.durch.
die.Wirtschaft..gebe.es.nicht..Die.tatsächliche.
Macht.ökonomischer.Strukturen.spricht.der.
Autor.dennoch.an,.etwa.wenn.er.festhält,.für.
Marx.bestünde.der.„demokratische.Schein.ka-
pitalistischer.Klassenherrschaft.“..

Etwas.unklar.ist.der.Sinn.von.ebenfalls.ab-
gedruckten.neun.Briefen,.von.denen.neben.de-
nen.von.Marx.einer.von.Engels.(an.Marx).und.
einer.von.Arnold.Ruge.(an.Steinthal).ist.–.und.
die.jeder.für.sich.interessant.sind,.deren.unmit-
telbarer.Bezug.zu.den.Marxschen.staatstheo-
retischen.Überlegungen.aber.nicht.auf.Anhieb.
einleuchtet..Insgesamt.ist.so.dennoch.ein.poin-
tiertes.und.lesenswertes.Essay.zu.Marxschen.
staatstheoretischen.Ansätzen.entstanden.

Dem.Verhältnis.der.rechtsphilosophischen.
und. wissenschaftstheoretischen. Ausgangs-
punkte.der.„Kritik.des.modernen.Staates.bei.
Marx.und.Hegel“.widmet.sich.die.Dissertation.
von.Emmanuel.Nakamura..In.seinem.einlei-
tenden.Problemaufriss.hält.der.Autor.fest,.„so-
ziale.Freiheit“.müsse.als.„eigentümliches.Recht“.
begriff.en.werden..Im.Anschluss.an.Hegel.sei.das.
soziale.Recht.das.„Dasein.der.sozialen.Freiheit“..
Kritische. Rechtsphilosophie. solle. sich. nicht.

Andreas Fisahn
Staat, Recht 
und Demokratie
Eine.Einführung.in.das.
politische.Denken.und.
Marx.und.Engels

PapyRossa.Verlag,.Köln.2018
195.Seiten,.14,90.€

Karl Marx/ 
Friedrich Engels
Deutsche Ideologie. Zur 
Kritik der Philosophie
Manuskripte.in.chrono-
logischer.Anordnung
Herausgegeben.von.Gerald.
Hubmann.und.Ulrich.Pagel
Walter.de.Gruyter.Verlag,.
Berlin.2018,.149.Seiten,.29,.95.€

Emmanuel Nakamura
Der Maßstab der Kritik 
des modernen Staates 
bei Hegel und Marx
Hegel-Jahrbuch.Sonderband

Walter.de.Gruyter.Verlag,.
Berlin.2018,.340.Seiten,.109,95.€

Wilfried Röhrich
Karl Marx und seine 
Staatstheorie
Zum.200..Geburtstag.
des.Philosophen

Springer.VS.Verlag,.
Wiesbaden.2018
108.Seiten,.18,99.€
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gegen die logischen, sondern nur gegen die 
historischen Voraussetzungen der hegelschen 
Rechtsphilosophie wenden. „Die marxsche Idee 
der sozialen Freiheit lässt sich innerhalb der phi-
losophischen Betrachtung der Weltgeschichte 
als eine Weiterbestimmung der hegelschen Idee 
der subjektiven Freiheit darstellen.“ Fielen Bil-
dung des Selbstbewusstseins eines Volkes und 
die Verfassung des Staates auseinander, existiere 
kein wahrer Staat. Bei Hegel setze die „vernünf-
tige Idee der konstitutionellen Monarchie“ ein 
historisch gebildetes Freiheitsbewusstsein vor-
aus, „nämlich das protestantische Prinzip der 
subjektiven Freiheiten“. Wichtig sei bei Hegel 
die Trennung zwischen sozialer und politischer 
Sphäre gewesen: „Die politische Willensbildung 
ist vernünftig, wenn eine unabhängig von dem 
Wirtschaftsgewinn, der Staatshilfe oder Regie-
rungspolitik gebildete politische Ansicht über 
das sittliche Gemeinsame politisch repräsen-
tiert wird. Die politische Debatte ist vernünftig, 
wenn sie auf der politischen Repräsentation der 
sozialen Gruppeninteressen beruht“. Sowohl 

Hegel wie auch Marx hätten auf bestimmte 
Gruppen gesetzt, deren Interessen die Ausdeh-
nung des Wirtschaftsinteresses auf die gesamte 
Gesellschaft verhindern würden: Bei Hegel die 
materielle Lebensform des Grundbesitzerstan-
des, bei Marx die sozialen Institutionen der 
untersten Klasse. Das Buch bietet einen inter-
essanten Einblick in rechtsphilosophische Ent-
wicklung und Methodik insbesondere bei Hegel 
– Marx selbst wird in erster Linie in Bezug auf 
Hegel in den Blick genommen. Insgesamt han-
delt es sich um einen sehr voraussetzungsvollen 
aber lesenswerten Band.

Der Text „Die deutsche Ideologie. Zur Kri-
tik der Philosophie“ gehört zu den wichtigsten 
Grundlagentexten marxistischen Denkens. 
Marx und Engels verständigen sich hier in Ab-
grenzung insbesondere zu Ludwig Feuerbach 
und Max Stirner über die Grundlagen ihres 
politischen Denkens, und arbeiten ihre Metho-
dik heraus, die herrschenden politischen Ideen 
aus der historischen Entwicklung und nicht die 

www.stichwort-bayer.de . info@stichwort-bayer.de
Postfach 150418 . 40081 Düsseldorf

     facebook/Coordination     facebook/Coordination

KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT.

CO2
Klima-Killer BAYER
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historische Entwicklung aus den herrschenden 
Ideen abzuleiten. Als geschlossener Text erst-
mals 1932 in Moskau als vollständiges Manusk-
ript herausgebracht, wurde die Rezeption stets 
dadurch beeinträchtigt, dass Marx und Engels 
zwar unmittelbar während und nach der Tex-
terstellung eine Veröffentlichung beabsichtigt 
hatten, diese aber aus verschiedenen Gründen 
scheiterte. Fortan überließen beide das Text-
konvolut aus mehreren Fassungen und Über-
arbeitungen der „nagenden Kritik der Mäuse“. 
Eine von Marx und Engels selbst vorgenom-
mene Fassung zur Publikation existiert somit 
nicht – dies gilt auch für die meist genutzte 
Fassung in Band 3 der Marx-Engels-Werke 
(MEW). Nach mehreren Anläufen auch in den 
verschiedenen Vorläufer-Versuchen zur Marx-
Engels-Gesamtausgabe (MEGA) erschien nun 
im Jahr 2017 der MEGA-Band, der erstmals 
einen vollständigen Überblick über sämtliche 
Manuskripte bietet.

Dennoch gehört der Text für die Rezepti-
onsgeschichte zu den wichtigsten, wie die bei-
den Herausgeber des vorliegenden Bandes (die 
auch für die Herausgabe des MEGA-Bandes 
verantwortlich zeichnen) in ihrem sowohl auf 
Deutsch wie auch englisch abgedruckten Vor-
worts festhalten. Obwohl von Marx und Engels 
selbst in diesem Text nicht verwendet, zählte die 
„Deutsche Ideologie“ zu den zentralen Texten 
für die Entwicklung des Theorems des „histo-
rischen Materialismus“ als eine der Grundlagen 
Marxschen Denkens. Die Herausgeber halten 
demgegenüber fest, für Marx und Engels habe 
die Arbeit an dem Text eher den Charakter ei-
ner Selbstverständigung gehabt, und weniger 
den Anspruch einer systematischen Ausarbei-
tung der Grundlagen des eigenen Denkens. 
Das Thema Staatlichkeit und Recht taucht an 
verschiedenen Stellen auf. So beschreiben Marx 
und Engels den Staat als die Form, in der „die 
Individuen einer herrschenden Klasse ihre ge-
meinsamen Interessen geltend machen und die 
ganze bürgerliche Gesellschaft einer Epoche 
sich zusammenfasst“.

In dem vorliegenden Band wird eine Rei-
he der in der MEGA enthaltenen Texte aus-
gewählt und in chronologischer Reihenfolge 
abgedruckt. Ergänzt wird der Band durch die 

Faksimiles einiger Manuskript-Seiten. Damit 
entsteht kein geschlossener Textkorpus, statt-
dessen lassen sich Marx und Engels beim Den-
ken gewissermaßen über die Schulter schauen. 
Deutlich wird, wie zentral und nüchtern die 
Autoren die Betrachtung der tatsächlichen Ver-
hältnisse zum Ausgangspunkt ihres Denkens 
machen – und wie klar sie auch sahen, wie sehr 
philosophisches Denken an die bestehenden 
ökonomischen Verhältnisse eines Landes   – 
oder zumindest an die Fähigkeit der jeweiligen 
Denker, diese Verhältnisse in ihr Denken mit 
einzubeziehen – gebunden ist.

Insgesamt zeigen die vier Bände, dass die 
Anwendung Marxschen Denkens auf das Recht 
nach wie vor ein lohnenswertes – zugleich aber 
auch sehr vorrausetzungsvolles – Unterfangen 
ist. Dies gilt insbesondere, wenn eine ökono-
mistische Reduzierung auf simple Basis-Über-
bau-Ableitungen vermieden werden soll. Nötig 
wäre dann vor allem eine intensive empirische 
Arbeit, um den tatsächlichen Verbindungen 
zwischen Entwicklungen an der ökonomischen 
Basis und im Recht nachzuspüren.	 ó
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

DEUTSCHLAND IN BEWEGUNG 
von Hilde Mattheis�

Jeden Freitag, seit vielen Wochen, zeigen uns 
junge Leute, was sie von Vertreterinnen und 
Vertretern der Parteien erwarten. Woche für 
Woche wird deutlich, dass Schülerinnen und 
Schüler denen, die in der Politik Verantwortung 
tragen, die Sicherung ihrer Zukunft ohne den 
Druck der Straße nicht zutrauen. Sie erwarten, 
dass endlich konsequent die Pariser Klimaziele 
angegangen und umgesetzt werden. 

Egal ob Fridays for Future, Demonstrationen 
gegen CETA und TTIP oder unter dem Mot-
to „Unteilbar“, ob „Hambi bleibt“ oder die In-
itiative „Deutsche Wohnen und Co enteignen“, 
Deutschland scheint in Bewegung zu sein. In 
Deutschland gehen plötzlich wieder Hundert-
tausende auf die Straße, meist zu einem klar be-
nannten Thema und Ziel. 

Allen Bewegungen gemeinsam scheint der 
massive Vertrauensverlust in die Lösungsstärke 
der demokratisch Gewählten und der Parteien 
zu sein. Den Initiativen und Zusammenschlüs-
sen reicht es offensichtlich nicht, wenn Parteien 
beteuern zum einen die richtige Lösung von 
Problemen zu kennen und zum anderen die 
Lösung der Probleme anzugehen. Offensicht-
lich ist es einem größer werdenden Teil der 
Bevölkerung zu wenig, immer neue politische 
Versprechungen und immer neue politische 
Vereinbarungen und Kompromisse präsentiert 
zu bekommen. Nach Jahrzehnten, in denen ein 
oben und unten manifestiert wurde, Privatisie-
rung und Entsolidarisierung zelebriert wurden 
und die Zunahme von Ungleichheit für das Ziel 
von Wirtschaftswachstum akzeptiert wurde, 
wollen immer mehr Menschen wieder positive 
Zukunftsaussichten für sich und ihre Kinder 
haben. 

�	 Hilde Mattheis, MdB, ist Bundesvorsitzende des Forums DL21

Eine Entwicklung, auf die bislang keine Par-
tei eine Antwort hat. Der bislang einzige Ver-
such verschiedener Parteivertreter*innen, in 
Deutschland selbst zur Bewegung zu werden, 
ist mit „Aufstehen“ erst einmal gescheitert.

Wenn linke Parteien und insbesondere die 
SPD die Möglichkeit bieten möchten, für die 
Ziele dieser Bewegungen zum demokratisch le-
gitimierten Sprachrohr zu werden, darf es keine 
Versuche der Vereinnahmung geben und keine 
Bestrebungen erfolgen, diese Bewegungen für 
den eigenen politischen Machterhalt zu be-
nutzen. Es muss ein offener Dialog angeboten 
werden und es muss die Bereitschaft geben, sich 
selbstkritisch mit den politischen Fehlern der 
Vergangenheit auseinander zu setzen.

Ob die linken Parteien in Deutschland über-
haupt dazu in der Lage sind, wird sich zeigen. 
Wir als DL 21 wollen unseren politischen Bei-
trag dazu leisten, dass die SPD den Weg zum de-
mokratischen Umgang mit Bewegungen ebenso 
findet wie den, zu einem durchgehenden inner-
parteilichen Demokratieverständnis, das not-
wendig ist, um sich mit anderen linken Parteien 
zusammenzufinden, um eine Alternative zum 
jetzigen Regierungskurs anzubieten.

Wir laden zu unserer Sommerveranstaltung 
ein, bei der wir all das diskutieren wollen.	 ó

Personen & Positionen
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DL21-Sommertagung und Mitgliederversammlung: 
„MACHT …. Möglich“ 

Programm
Freitag, 28. Juni 2019
Ort: 	 Aufsturz, Oranienburgerstraße 67, 10117 Berlin 

19.00 Uhr 	 MACHT MÖGLICH,  DL Kampagne 
•	 Jochen O. Keinath, MITMACHT
•	 Dr. Rudolf Speth, FU Berlin und WZB Berlin
•	 Jana Hermann/Alma Kleen, Bundesvorsitzende der Falken (angefragt)
•	 Kevin Kühnert, Juso-Bundesvorsitzender (angefragt)

Samstag, 29. Juni 2019
IG-Metall-Haus Berlin-Kreuzberg, Alte Jakobstr. 149, 10969 Berlin

10.00 – 10.30 Uhr	 Begrüßung und Einführung  
	 Hilde Mattheis, MdB, Vorsitzende der DL 21

10.30 – 13.00 Uhr 	Deutschland in Bewegung? Was Initiativen bewirken und  
von der Politik erwarten.

	 Vertreter*innen der Initiativen stellen vor
	 •	 Fridays for Future, N.N.
	 •	 Seebrücke, Liza Pflaum
	 •	 Aufstehen gegen Rassismus, N.N.
	 •	 Wir haben es satt (angefragt)
	 •	 CETA und TTIP, Alessa Hartmann
	 •	 Unteilbar, Konrad Klingenburg
	 •	 Reichtum umverteilen (angefragt)
	 •	 Hambi bleibt (angefragt)
	 •	 Deutsche Wohnen und Co enteignen, Michael Prütz

13.00– 13.30 Uhr 	 Mittagspause

13.30– 15.30 Uhr 	 Welche Chancen gibt es für ein linkes Reformbündnis?
	 Podium und Diskussion 
	 Kurzstatements von
	 •	 Bernd Riexinger, Ko-Vorsitzender DIE LINKE
	 •	 Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen (angefragt)
	 •	 Manuela Schwesig, stv. Vorsitzende SPD (angefragt)
	 Moderation: Hilde Mattheis

15.30 – 17.00 Uhr 	Mitgliederversammlung der DL 21 mit Neuwahlen



spw 2 | 201998 Personen & Positionen

Jusos Linkswendekongress 2019
Anmeldung
Die Anmeldung ist unter https://eveeno.com/
linkswendekongress bis zum 1. Juni geöffnet. 
Die Anmeldung ist verbindlich. 

Fragen
Die wichtigsten Fragen werden unter https://
www.jusos.de/faq-linkswendekongress/ be-
antwortet. 

Für weitere Fragen ist Robert Stübner im Juso-
Bundesbüro unter robert.stuebner@spd.de 
und 030/25991-365 erreichbar. 

spw veröffentlicht  im Juni einen Heftschwer-
punkt zur Juso-Linkswende des Jahres 1969. 
Anlässlich des 50-jährigen Jubiläums veranstal-
tet der Juso-Verband im Sommer einen Links-
wendekongress.

Der Linkswendekongress findet vom 5. bis 7. 
Juli in München statt.

Tagungsort
Alte Kongresshalle München, Am Bavariapark 
14, 80339 München.

Programm
FREITAG	 5. Juli
ab 16.00 Uhr 	Anreise / Akkreditierung

17.30 Uhr	 Eröffnung und Begrüßung  
durch den Juso-Bundesvorsitzenden, Kevin Kühnert

18.00 Uhr	 „Der Weg zur Linkswende“,  
Rede des ehem. Juso-Bundesvorsitzenden, Karsten D. Voigt

18.20 Uhr	 „Ein neues Selbstverständnis: Die Jahre nach der Linkswende“,  
Rede der ehem. Juso-Bundesvorsitzenden, Heidemarie Wieczorek-Zeul

18.45 Uhr	 „Jusos aus fünf Jahrzehnten“
	 •	 Karsten D. Voigt
	 •	 Heidemarie Wieczorek-Zeul
	 •	 Susi Möbbeck (angefragt)
	 •	 Andrea Nahles (angefragt)
	 •	 Franziska Drohsel
	 •	 Johanna Uekermann (angefragt)
Moderation: 	 Katharina Andres und Seppi Parzinger

20.15 Uhr	 Abendessen mit Buffet
21.00 Uhr	 verschiedene Angebote (Panel, Lesung, Kino, …)
22.00 Uhr	 Ausklang

SAMSTAG	 6. Juli
10.00 Uhr	 Workshop-Phase I
12.00 Uhr	 Mittagspause
13.30 Uhr	 Keynote / Panel
15.30 Uhr	 Workshop-Phase II
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18.00 Uhr	 Abendessen
19.30 Uhr	 Panel / Dragons Den

SONNTAG	 7. Juli
10.00 Uhr	 Keynote / Dragons Den
12.00 Uhr	 Schlusswort  

durch den Juso-Bundesvorsitzenden, Kevin Kühnert.

Korrektur Autorenangabe Ernst Dieter Ross-
mann 

In der Februarausgabe wird Ernst Dieter 
Rossmann in der Autorenangabe zu seinem 
Artikel „Hochschule neu denken – gute Leh-
re voranbringen“ als Sprecher für Bildung und 
Forschung der SPD-Bundestagsfraktion be-
zeichnet. Er ist jedoch Vorsitzender des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung des Deutschen Bundestages. 
Sprecher für Bildung und Forschung der SPD-
Bundestagsfraktion ist Oliver Kaczmarek. Wir 
bitten den Fehler zu entschuldigen.

WSI Verteilungsmonitor: Verfügbare Haus-
haltseinkommen im regionalen Vergleich

In einer Untersuchung hat das Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung Einkommensdaten zu al-
len 401 Kreisen und kreisfreien Städten analysiert. 
Das Ergebnis: In einigen Kreisen sind die die ver-
fügbaren Einkommen höher als in Luxemburg, in 
anderen liegen sie auf dem Niveau von Korsika. 

Das durchschnittliche verfügbare Einkom-
men liegt in Starnberg, dem wohlhabendsten 
Ort in Deutschland, bei 34.987 Euro pro Per-
son im Jahr. Das ist mehr als doppelt so viel wie 
in Gelsenkirchen. Die Stadt bildet mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen von 16.203 Euro das 
Schlusslicht. „Neben Teilen des Ruhrgebiets, des 
Saarlands und von Niedersachsen liegt vor allem 
Ostdeutschland knapp 30 Jahre nach der ‚Wende‘ 
weiterhin deutlich zurück: In nur sechs von 77 
Ost-Kreisen und kreisfreien Städten überschreitet 
das Einkommen pro Kopf die Marke von 20.000 
Euro, während im Westen 284 von 324 Kreisen 

und Städten darüber liegen“, heißt es in einer ent-
sprechenden Pressemitteilung des WSI. Die Ver-
fasser der Studie haben für ihre Untersuchung die 
neuesten verfügbaren Einkommens-Daten der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
ausgewertet. 

▶	 Weitere Informationen unter:  
https://www.boeckler.de/wsi_118959.htm 
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E-Mail (freiwillige Angabe)

Datum, Unterschrift

Meinungsstark!

Links!

In der Sozialdemokratie!

spw erscheint mit sechs Heften im Jahr bei einem Umfang von bis zu 88 Seiten
pro Ausgabe. Die Kündigung des Abonnements ist unter Einhaltung einer drei-
monatigen Frist nur zum Jahresende möglich.		

Abo per Fax: 0231 / 202 00 24 oder unter: www.spw.de

ò	 Ich wünsche Bankeinzug:

Geldinstitut

IBAN	 BIC

Datum, Unterschrift

ò	 Ich zahle per Rechnung. Die Rechnung geht an:

Name,Vorname

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

ò	 Ich möchte regelmäßig mit dem spw E-Mail-Newsletter
informiert werden.

Neue Abonnenten/innen erhalten eine Buchprämie als Geschenk

Leser/in werden – Prämie wählen!

Prämienpaket 1 Prämienpaket 2 Prämienpaket 3
Frank Deppe
Politisches Denken im 20. Jahrhundert
Band 1:Die Anfänge:Friedrich Nietzsche | Henri
Bergson | Sigmund Freud | MaxWeber Vilfredo
Pareto | Georges Sorel |W. I.Lenin | Sun Yatsen
416 Seiten | 2016 | € 32.80
ISBN 978-3-89965-727-2 | VSA-Verlag

Michael Klundt
Gestohlenes Leben
Kinderarmut in Deutschland
Neue Kleine Bibliothek 268
ca. 190 Seiten | € 14.90 | März 2019
ISBN 978-3-89438-696-2 | PapyRossa Verlag

Karl-Eckhard Carius/
Viriato Soromenho-Marques (Hrsg.): 
Mauern der Freiheit. Lissabons vergessene 
Bilder und der Aufschrei heute. 
172 Seiten | € 27.90 | 2014 | ISBN 978-3-89691-957-1
Westfälisches Dampfboot

BEIGEWUM
Umkämpfte Technologien
Arbeit im digitalen Wandel
Herausgegeben vom Beirat für gesellschafts-,
wirtschafts- und umweltpolitische Alternativen
224 Seiten | 2018 | € 16.80
ISBN 978-3-89965-847-7 | VSA-Verlag

Werner Rügemer
Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts
Gemeinverständlicher Abriss zum Aufstieg
der neuen Finanzakteure
Neue Kleine Bibliothek 263
357 Seiten | € 19.90 | Sept. 2018
ISBN 978-3-89438-675-7 | PapyRossa Verlag

Henning Fischer/Uwe Fuhrmann u. a. 
Zwischen Ignoranz und Inszenierung. 
Die Bedeutung von Mythos und Geschichte
für die Gegenwart der Nation
205 Seiten | € 19.90 | 2015
ISBN 978-3-89691-897-0
Westfälisches Dampfboot


